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Ers te r Verlieoidliuigstag 
Montag. 24. Mai 1976 

1. Plenarsi tzu£g 
Beginn: 9.57 Utu? 

Br. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU Deutschlands: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Verehrte Gäste aus dem Ausland und 
aus dem Inland! Liebe Freunde aus der Christlich Demokratischen 
Union! Verehrte Delegierte aus allen Landesverbänden der CDU 
Deutschlands! Hiermit eröffne ich den 24. Bundesparteitag der 
CDU in Hannover und begrüße Sie alle, die Sie als unsere Gäste 
oder Delegierte hierher nach Hannover gekommen sind, mit beson­
derer Herzlichkeit. 

Meine Damen \md Herren xaxd liebe Freunde, viele Millionen unserer 
Mitbürger in der Bundesrepublik Deutschland, viele der Zuschauer 
und Betrachter der politischen Szenerie der Bimdesrepublik - auch 
aus dem Auslsind - blicken auf diesen Parteitag in Hannover mit 
besonderen Erwartvmgen. Es sind Erwartungen, die sich ganz natür­
lich aus der Tatsache ergeben, daß, von heute an gerechnet, in 
130 Tagen der neue Deutsche Bundestag gewählt wird und damit die 
Weichen gestellt werden für die Politik in Deutschland in den 
Jahren 1976 bis 1980. Es sind große Erwartimgen, die an diesen 
Parteitag geknüpft werden. Es sind die Erwartungen unserer Mit­
glieder und Anhänger. Wir haben jetzt in diesen Tagen 610 000 
Mitglieder der CDU Deutschlands. 

(Beifall) 

Da sind weiterhin unsere Freunde in der CSU mit über I50 000 Mit­
gliedern. 

(Beifall) 

Da sind die über hunderttausend Mitglieder der Jungen Union, die 
noch nicht Mitglieder der Partei sind, die das aber sicherlich 
in den nächsten Jahren werden. 

(Beifall) 

Und da sind die über 40 000 Mitglieder der Schüler-Union in vie­
len Gymnasien, Berufsschulen und Realschulen. 

Dies ist eine Entwicklung, meine Damen und Herren, die dazu führt, 
daß wir jetzt schon sagen können, daß wir spätestens im frühen 
Herbst dieses Jahres vor der Bundestagswahl die Zahl der' Mitglie­
der der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands erreicht haben. 
Ich bin sicher, daß wir mehr Mitglieder haben werden als die SPD. 

(Beifall) 

Das heißt für uns in diesen Tagen in Hannover, daß wir uns auf 
die große Auseinandersetzung im Herbst rüsten, daß wir jeden 
Tag nutzen und von hier aus in das Land, in die Städte, Dörfer 
und Gemeinden, in alle Landschaften der Biindesrepublik den Ruf 
ergehen lassen, daß es jetzt Zeit ist zu einem Wandel und Wech-



sei zu einer 'besseren Politik für Deutschland und daß dieser 
5. Oktober die große Chance für uns alle ist. 

(Beifall) 

Das Regierungslager von SPD und FDP ist zutiefst verunsichert. 
Die amtliche Propaganda verbreitet falsche Zahlen aus dem Be­
reich der Demoskopie. Nun, meine Damen und Herren, wir haben 
nicht nur eine gute Demoskopie, sondern wir haben auch gute 
Erfahrungen und Gespräche mit unseren Mitbürgern in diesen Wo­
chen und Tagen. Jeder im In- und Ausland weiß: Die Chance ist 
völlig offen. Es kommt jetzt auf jeden von uns an, daß wir diese 
imsere Chance wahrnehmen, daß wir um jede Stimme kämpfen. Dieser 
Parteitag ist unser erster wichtiger Beitrag dazu. 

(Beifall) 

Wir fordern die Sozialdemokraten heraus um die geistige, politi­
sche Führerschaft der Bundesrepublik. Wir fordern sie heraus aus 
unserer freiheitlichen Grundposition, aus jener programmatischen 
Position, die auf den Glauben an die Idee der personalen Frei­
heit baut und die mit keiner Form sozialistischer Indoktrination 
irgendetwas zu tun haben will. 

(Beifall) 

In diesem Sinne lassen Sie uns kämpfen und miteinander sprechen 
und diskutieren über unseren Beitrag zum besten Weg der deutschen 
Politik. 

Ich bin sehr glücklich, meine Freunde, daß dieser Parteitag von 
den guten Wünschen vieler Freunde aus dem Ausland begleitet wird 
und daß wir heute hier auf unserem Parteitag und vor allem auch 
morgen aus Anlaß des Europatages dieses Parteitages eine große 
Zahl namhafter Persönlichkeiten als unsere Gäste begrüßen dürfen. 
Ihre ungewöhlich große Zalil und ihr Rang und ihre Zusajmnensetzung, 
wie wir das noch nie auf einem Bundesparteitag der CDU verzeichnen 
konnten, tonterstreichen, daß viele, nicht nur hier in der Biandes-
republik, sondern in Europa xm.d außerhalb Europas in iinseren Bru­
der- und Schwesterparteien auf den Sieg der Union am 5. Oktober 
setzen. Hierbei wird deutlich, daß jenes Europa, das wir wünschen, 
nicht eine Funktion des Büros der Sozialistischen Internationale 
ist, sondern jenes Europa, das Aleide de Gaspari, Robert Schuman, 
Konrad Adenauer und viele andere in den fünfziger Jahren zu bauen 
begonnen haben und das wir kraftvoll in die Zukunft tragen wollen. 

(Beifall) 

Wir begrüßen sehr, sehr, herzlich iinsere ausländischen Freunde. 
An diesem Ort nenne ich zunächst \ind an erster Stelle unseren 
Freund Amintore Fanfani, den Präsidenten der DC in Italien, 

(Langanhaltender Beifall - Die Delegierten erheben sich) 

Lieber Freund Fanfani, dieser Empfang zeigt mehr, als es Worte 
können, die Gesinnung Ihrer Freunde in Deutschland. 

In wenigen Wochen, am 20. Juni 1976, findet in Italien eine für 
Italien, für Europa, aber auch für \ins im freien Teil unseres 



Vaterlandes schicksalhafte Wahl statt. Wir wollen Ihnen nicht 
nur gute Wünsche zurufen; Sie sollen wissen, daß Ihre Freunde in 
Deutschland in jener selbstverständlichen Freundschaft und Kame­
radschaft, die immer zwischen uns war, zu Ihnen halten, was auch 
immer kommen mag. 

(Beifall) 

Sie sollen auch wissen, daß die ungewöhnlich törichten und un­
qualifizierten Äußerungen des gegenwärtigen Bundeskanzlers 
Helmut Schmidt nicht die Meinung der Mehrheit der Deutschen dar­
stellen. 

(Beifall und Bravo-Rufe) 

Die Christlich Demokratische Partei Italiens hat seit den Tagen 
Aleide de Gasperis einen großen Beitrag zur Demokratie des neuen 
Europa geleistet. Sie hat in diesen Jahren für Italien Bedeuten­
des leisten dürfen. Sie hat in über 50 Jahren Eegieriingsausübung 
schwere Pflicht iind Verantwortung auf sich genommen. Sie ver­
dient dafür unseren Dank \and unsere Anerkennung. Gerade auch die 
Männer von heute in der Führung der DG verdienen es, daß wir ge-' 
nauso wie zu de Gasperis Zeiten ganz selbstverständlich sagen: 
Wir sind Freunde und Weggenossen, und das wird auch morgen und 
übermorgen so bleiben. 

(Beifall) 

Mit herzlicher Freude begrüße ich den Präsidenten der Christli­
chen Volkspartei Belgiens, unseren Freund Wilfried Martens,und 
den Vorsitzenden der PSC Belgiens, \mseren üreund Charles Not-
homb. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir erwarten morgen zu einer wichtigen Rede imse-
ren Freund Ministerpräsident Leo Tindemanns, der mehr als andere 
der europäischen Politik neue Axis-poae una neue Impulse gegeben 
hat. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Vorsitzenden der Katholischen Volks­
partei der Niederlande, Herrn Vergeer, und den Fraktionsvorsitzen­
den der Christlich Historischen Union, Herrn Kruiiiinga. 

(Beifall) 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich erstmals in unserer Mitte 
den Generalsekretär der Unabhängigen Republikaner Frankreichs, 
Herrn Jacques Dominati. 

(Beifall) 

Wir haben morgen die Freude, unseren alten Freund, Herrn Justiz­
minister Jean Lecanuet,zu begrüßen, der dann zu uns sprechen wird, 
und den wir üerziicn oeglückwünschen zur Wahl des Vorsitzenden 
des neu gegründeten Demokratischen Sozialen Zentrums Frankreichs. 

(Beifall) 
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Ein besonders herzlicher Gruß gilt dem Vorsitzenden unserer öster­
reichischen Schwesterpartei, dem Bundesparteiohmann der ÖVP, 
iinserem Preund Josef Taus, der mit einer großen Delegation zu 
uns gekommen ist. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr, sehr herzlich den Vorsitzenden unserer befreun­
deten Bruderpartei in Norwegen, unseren Freund Erling Norvik. 

(Beifall) 

Ich begrüße herzlich den stellvertretenden Vorsitzenden der Neuen 
Demokratie in Griechenland, Herrn Gerogostopoulos. 

(Beifall) 

Ich begrüße mit ganz besonderer Freude die Vorsitzenden der spa­
nischen Christdemokraten, die Herrn Maria-Jose, Gil-Robles, 
Anton Canellas-Baicells und Alvarez de Miranda. 

(Beifall) 

Ein gajiz besonders herzlicher Gruß gerade in diesen Wochen geht 
an den Vorsitzenden unserer portugiesischen Schwesterpartei, 
Herrn Professor Freitas do Amaral. 

(Beifall) 

Wir werden morgen die große Freude haben, auch als Rednerin die 
Vorsitzende der Konservativen Psirtei Großbritanniens, Miss 
Margaret Thatcher hier begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Mit ganz besonderer Freude darf ich die Freunde aus Südamerika 
begrüßen, die den weiten Weg hierher nach Hannover genommen ha­
ben. Ich begrüße an ihrer Spitze den ehemaligen Präsidenten 
Venezuelas, Herrn Dr. Hafael Caldera, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden der Christlichen Demokraten in Lateinamerika, 
Herrn Napoleon Duarte, 

(Beifall) 

xmd den Vorsitzenden der Christlichen Demokraten Chiles, Herrn 
Patricio Aylwin. 

(Beifall) 

Lieber Freund Aylwin, lassen Sie mich Ihnen ein besonderes Wort 
z\arufen, ein Wort aea Dankes, daß Sie hierhergekommen sind, und 
ein Wort der Sympathie für Ihre aufrechte Haltung und Ihren Kampf. 
Sie sind hier bei Freiiaden, die nie auf einem Auge blind weiren. 
Wir kämpfen gegen den Kommunismus und den Faschismus überall in 
der Welt, wo er sich zeigt. 

(Beifall) 
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Allen xmseren ausländischen Freunden und Gästen ein sehr, sehr 
herzliches Willkonunen. Wer da sagt und schreibt, die Christlichen 
Demokraten in der Bundesrepublik seien isoliert, der mag an die­
ser Namensliste ablesen, daß weit über die Grenzen unseres Va­
terlandes hinaus die Hoffnung auf eine Politik der Mitte, die 
Hoffnung a\af die Idee der Christlich Demokratischen Union und 
auf die christlichsoziale Idee überall vorankommt. Wir werden ge­
meinsam kämpfen, daß dies auch in Zukunft so bleibt. 

(Beifall) 

Besonders herzlich darf ich Sie, Exzellenzen, die Herren Bot­
schafter, die Herren Gesandten und die Damen und Herren Mitglie­
der der diplomatischen Missionen und der konsularischen Vertre­
tungen in der Bundesrepublik Deutschland, die in so großer Zahl 
heute unsere Gäste sind, willkommen heißen. 

(Beifall) 

Ich grüße besonders herzlich - und verbinde damit ein Wort des 
Dankes für die gastliche Aufnahme - den Herrn Oberbürgenneister 
der Stadt Hannover, Herrn Herbert Schmalstieg. 

(Beifall) 

Ich begrüße mit Respekt und großer Herzlichkeit Herrn Landesbi-
schof Prof. Dr. Edusird Lohse für die Evangelische Kirche 
Deutschlands. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich für die Katholische Kirche den Aposto­
lischen Visitator Prof. Dr. Franz Wothe und Herrn Generalvikar 
Sendker. 

(Beifall) 

Ganz besonders herzlich in unserer Mitte darf ich begrüßen den 
Vorsitzenden des Direktoriums des Zentralrates der Juden in 
Deutschland, Herrn Werner Nachmann. 

(Beifall) 

Ich grüße den Präsidenten der Bxmdesanstalt für Arbeit, unseren 
Freund Josef Stingl. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren; liebe Freunde, es ist eine große Zahl 
von Repräsentanten des sozialen, des wirtschaftlichen, des 
• kulturellen und des wissenschaftlichen Lebens zu uns gekommen; 
ich darf Sie alle sehr, sehr herzlich begrüßen. Ich darf dies 
tun, indem ich für den Deutschen Gewerkschaftsbund besonders 
herzlich Frau Maria Weber grüße. 

(Beifall) 
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Für die Deutsche Angestelltengewerkschaft begrüße ich den Vor­
sitzenden des Gewerkschaftsrates, Herrn Johannes Terhaardt. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Deutschen Beamtenblindes, Herrn 
Alfred Krause. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Vorsitzenden des Christlichen 
Gewerkschaftsbundes, Herrn Günter Volmer. 

('Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei, 
Herrn Helmut Schirrmacher. 

(Beifall) ' 

Ich darf den Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, Herrn 
Clemens Christians, begrüßen. 

(Beifall) 

Ich begrüße in unserer Mitte den Vizepräsidenten der Union 
der Leitenden Angestellten, Herrn Walter Schwarz. 

(Beifall) 

Ganz besonders' iherzlich heiße ich willkommen den Präsidenten 
des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks, Herrn Paul 
Schnitker. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Bauernverband darf ich dessen Vizepräsiden­
ten, Herrn Karl Dobler, begrüßen. 

(Beifall) 

Mein herzlicher Gruß gilt dem Präsidenten des Zentralverban-
des Deutscher Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Herrn Dr. 
Theodor Paul 

(Beifall) 

und dem Präsidenten des Deutschen Mieterbundes, Herrn Dr. Paul 
Nevermann. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Deutschen Sparkassen- und Giro­
verbandes, Herrn Helmut Geiger. 

(Beifall) 
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Ich begrüße sehr, sehr herzlich den Vizepräsidenten des Deut­
schen Sporfbundes, Herrn Hans Hansen. 

(Beifall) 

Mein ganz besonders herzlicher Gruß gilt dem Präsidenten des 
Bundes der Vertriebenen, unserem Freund Dr. Herbert Cza;ja. 

(Beifall) 

Nach der Tradition unserer Parteitage gilt ein ganz besonders 
herzlicher Gruß den Repräsentanten der Bundeswehr, des Deut­
schen Bundeswehrverbandes und des Verbandes der Reservisten 
der Bundeswehr; ich darf hier für alle Herrn Generalmajor Günter 
Vollmer nennen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, herzlich willkommen 
heißen darf ich die wichtigen Weggenossen dieses Parteitages: 
die Repräsentanten und Vertreter von Rundfunk, Presse und Fern­
sehen. Ich darf die anwesenden Herren Intendanten von ARD und 
ZDF sehr, sehr herzlich begrüßen. 

(Beifall) 

Sozusagen in der Familie gilt mein ganz besonders herzlicher 
Gruß heute früh - heute nachmittag kommt Franz Josef Strauß -
jetzt und in dieser Stunde dem stellvertretenden Vorsitzenden 
der CDU, unserem Freunde Werner Dollinger. 

(Beifall) 

Ich darf sehr sehr herzlich meine Vorgänger im Amt begrüßen, 
zunächst Professor Ludwig Erhard; wir sind froh, daß er von 
seiner Krankheit wieder genesen ist. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Lieber Freund Erhard, gerade in den letzten Monaten und Jahren, 
als wir als Bürger unserer Bundesrepublik so sehr Stabilität und 
wirtschaftliches Wachstum vermißt haben, sind die Gedanken so 
vieler unserer Mitbürger zu Ihnen gegangen, zu jenem Mann, der 
die Soziale Marktwirtschaft in unserem Lande eingeführt hat und 
der mit kämpferischer Gesinn\mg, aber mit einem hohen Maß an 
Klugheit und Weitsicht uns diese Wirtschaftsordnung gebaut hat. 
Dafür danken wir Ihnen heute ganz besonders. 

(Lebhafter Beifall) 

Mein sehr herzlicher Gruß gilt Kurt-Georg Kiesinger, 

(Lebhafter Beifall) 

der in einer schwierigen Zeit als Kanzler der Bundesrepublik 
Deutschland unserem Land Sicherheit gab und Maßstäbe setzte. 
Lieber Freund Kiesinger, auch das kann man sagen, gerade jetzt, 
wenn Bilanz gemacht wird über sieben Jahre Politik der SPD/FDP: 
Sie haben Ihrem Nachfolger 1969 ein blühendes Gemeinwesen über-

15 



tragen, und was ist davon übriggeblieben in den sieben mageren 
Jahren der Eegierungszeit von SPD/FDP? 

Ich begrüße sehr, sehr herzlich unseren Freund Rainer Barzel 

(Lebhafter Beifall) 

und bedanke mich ausdrücklich für seine kajneradschaftliche Hilfe, 
Mitarbeit und Unterstützung in den letzten Jahren. Gerade in die­
sen Wochen der kämpferischen Auseinandersetzung aug Anlaß der 
Lesung des Haushalts im Deutschen Bundestag ist Jedermann wieder 
klargeworden, daß Rainer Barzel alles tut, was er tun kann, um 
mit uns gemeinsam das große Ziel des Wahlsiegs am 3- Oktober zu 
erreichen. 

(Beifall) 

Ich freue mich sehr, daß ich auf unserem Parteitag so viele aus 
dem Kreise jener begrüßen kann, die in den Jahren der Gründung 
der Union und danach in wichtigen Partei- und Regierungsfunktionen 
Verantwortung getragen haben. Für sie alle, auch für diejenigen, 
die heute nichtbei uns sein können, darf ich nennen und herzlich 
begrüßen: Frau Anne Brauksiepe, 

(Beifall) 

Frau Dr. Elisabeth Schwarzhaupt, 

(Beifall) 

Peter Altmeier, 

Heinrich Hellwege, 

Paul Lücke, 

Ludger Westrick, 

Theodor Sonnemann, 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

und Alfred Müller-Armack. 

(Beifall) 

Ich grüße Sie alle in herzlicher Verbundenheit und danke Ihnen 
für den Dienst, den Sie unserem Vaterland erwiesen haben. 

Meine Damen und Herren, liebe Freimde, ich begrüße mit sehr 
großer Herzlichkeit die Repräsentanten der Union, die in Bund, 
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Ländern und Gemeinden für uns arbeiten und durch unser Vertrauen 
in eine besondere Verantwortimg gestellt wurden: die Herren 
Ministerpräsidenten der Bundesländer, in denen die Union regiert, 
die Herren Landtagspräsidenten, die Landesminister und Fraktions­
vorsitzenden, die Mitglieder des Bundestages, der Landtage und 
der kommunalen Parlamente. Wenn ich hier für alle Parlamenta­
rier besonders unseren Freund Karl Carstens nenne, 

(Lebhafter Beifall) 

so verbinde ich damit ein herzliches Wort des Dankes für die 
kameradschaftliche, freundschaftliche Unterstützung, die er mir 
und der Sache unserer Partei in diesem ganz gewiß nicht leich­
ten letzten Jahr immer wieder erwiesen hat. 

Ich begrüße ganz besonders herzlich die vielen Freunde der Union, 
die hauptamtlich den Dienst in unserer Partei übernommen haben 
und ohne deren Mitarbeit diese Union nicht möglich wäre. 

(Beifall) 

Ich darf zwei für alle nennen und mich bei allen sehr herzlich 
bedanken, aber ganz besonders bei unserem Generalsekretär Kurt 
Biedenkopf und unserem Bundesgeschäftsführer Karl-Heinz Bilke. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Bevor wir 
die Arbeit dieses Parteitags beginnen, wollen wir unserer heim-
gegangenen Freimde gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Wir gedenken all jener, die seit dem letzten Parteitag in Mann­
heim verstorben sind. Stellvertretend für alle darf ich nennen: 
Professor Dr. Hans Furier aus Oberkirch in Baden, durch viele 
Jahre Abgeordneter des Deutschen Bimdestages, Mitglied vind Ehren­
präsident des Europäischen Parlaments, der sein Bestes für die 
europäische Einigung gab. Ich erinnere an Peter Lepszy aus Ober­
schlesien, Geschäftsführer der Arbeitnehmergruppe aer UDU/CSU-
Bundestagsfraktion, zuletzt als Sozialattache an der Deutschen 
Botschaft in Den Haag tätig. Ich nenne Anton Storch aus Fulda, 
den ersten Arbeitsminister der BundesrepuDixk Deutschland, der 
in seiner achtjährigen Amtszeit wichtige Marksteine für unser 
heutiges System sozialer Sicherung gesetzt hat. Ich nenne 
JohSLnnes Fasel aus Mainz, Mitbegründer der CDU in der sowjeti­
schen üesarzungszone, Mitglied des Landesvorstands der Union 
der Vertriebenen und Flüchtlinge in Rheinland-Pfalz, ein Mann, 
der sechs Jahre seines Lebens für seine politische Überzeugung 
in kommunistischen Zuchthäusern verbringen mußte. Ich nenne 
Dr. Walter Strauß, Mitglied des Parlamentarischen Rates, Staats­
sekretär im Bunuesministerium der Justiz, Richter am Gerichts­
hof der Europäischen Gemeinschaft in Luxemburg, der wesentliche 
und entscheidende Anstöße für unsere Verfass\angs- und Rechtsord-
n\ing gab. Ich erinnere &n. Paul Scholz aus Bottrop, stellvertre­
tender Bundesvorsitzender una westfälischer Landesvorsitzender 
der Union der Vertriebenen und Flüchtlinge, Mitglied des Land­
tage von Nordrhein-Westfalen. Ich nenne Walter Enk aus Peine, 
der acht jEihre lang Mitglied des Deutschen Bundestages war. Ich 
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nenne Hermann Matthes aus Mainz, über viele Jahre stellvertreten­
der Vorsirzenaer aer CDU in Eheinland-Pfalz, Fraktionsvorsitzen--
der im Landtag von Eheinland-Pfalz und Staatssekretär im Sozial­
ministerium in Mainz. Ich nenne Hermann Böhrnaen aus Eendebutg, 
der 15 Jahre als WirtschaftsminisTer m bchleswig-Holstein ge­
wirkt hat. Ich nenne für die iins besonders eng verbundenen aus­
ländischen Freunde unseren Freund und guten Kameraden Karl 
Schleinzer, den Bundesparteiobmann unserer österreichischen 
Schwesrerpartei, der im letzten Jahr während des österreichischen 
Wahlkampfes auf tragische Weise ums Leben kam. 

Wir wollen unseren verstorbenen Freimden ein stilles Gebet wid­
men. - Sie haben sich zu Ehren unserer heimgegangenen Freunde 
erhoben; ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung liegt Ihnen auf der 
Ihnen zugegangenen Unterlage vor. Werden zu dieser Tagesordnung 
Anträge gestellt? - Ich stelle fest, das ist nicht der Fall. 

Dann treten wir in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Wahl des TaKungspräsidiums 

Der Bundesvorstand schlägt dem Parteitag vor, folgendes Tagungs­
präsidium zu wählen: 

Herrn Wilfried Hasselmann, 

Herrn Dr. Ernst Albrecht, 

Frau Ursula Benedix, 

Herrn Siegfried Dübel, 

Herrn Jürgen Echternach, 

Herrn Kai Uwe von Hassel 

Herrn Hannsheinz Hauser, 

Herrn Dr. Gerd Langguth, 

Herrn Peter Lorenz, 

Herrn Gottfried Milde, 

Herrn Hermann Josef Russe, 

Herrn Werner Scherer, 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 

(Beifall) 
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Frau Roswitha Verhülsdonk, 

(Beifall) 

Herrn Dr. Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 

loh darf fragen, ob weitere Vorschläge gemacht werden. - Das ist 
nicht der Fall. Dann darf ich zur Abstimmung kommen. 
Wer entsprechend dem Vorschlag des Bundesvorstandes nach der 
Vorlage des Tagungspräsidiums zu wählen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltun­
gen? - Damit ist das Tagungspräsidium bestimmt. Ich darf die 
Damen und Herren bitten, ihres Amtes zu walten. 
Während sich das Präsidium zur Übernahme seiner Amtsgeschäfte 
bereitfindet, darf ich ein besonders herzliches Wort noch zu 
unseren niedersächsischen Freunden sagen, zu unserem Landesvor­
sitzenden Wilfried Hasselmann, der meine Damen und Herren, vor 
wenigen Monaten ein Beispiel gab, wie es ist, wenn ein Mann sei­
ne Sache eindeutig und ohne jedes Zögern hinter die Sache der 
Partei stellt und sich seiner Partei unterordnet. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich darf ein herzliches Wort - er ist zum erstenmal in dieser 
Punktion bei uns - unserem Frexind Ernst Albrecht zurufen! 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, es ist mehr als eine gute Fügung und ein 
guter Zufall, da£ wir diesen Parteitag zum Auftakt für die 
Bundestagswahl hier in Hannover abhalten. Es ist eine sehr gute 
Fügung, daß wir zu einem Zeitpunkt nach Hannover kommen, wo es 
zum erstenmal in der Geschichte Niedersachsens nach vielen, vie­
len Jahren einen klaren Durchbruch der Union in die Regierungs­
verantwortung gab und gibt. Wir rufen unseren Freunden und vor 
allem Ernst Albrecht ein herzliches Glückauf auf- diesem Wege 
zu: für Niedersachsen und für Deutschland! 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Tagungspräsidium 
ist gewählt; wir gehen an die Arbeit. Ich möchte Sie herzlich 
begrüßen. Ich tue das im Namen von mehr als 85 ooo Mitgliedern 
der Union in Niedersachsen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, als wir uns vor einem Jahr in Mannheim verabschie­
deten, ahnte noch niemand, daß wir Sie heute in Hannover nach 
zwölf Jahren zum erstenmal wieder als Regierungspartei begrü­
ßen würden. Wir tun das gern, uns macht das Freude. 

(Erneuter Beifall) 

Sie können gewiß sein, daß Ernst Albrecht eine gute Politik in 
diesem Lande, für unser Land und damit auch für Deutschland 
machen wird. Wir haben am 6. Februar durch die Wahl unseres und 
meines Freimdes Ernst Albrecht zum Ministerpräsidenten neue 
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Zeichen gesetzt. Die Ereignisse von Hannover haben die politi­
sche Landschaft, wenn Sie so wollen, in Bewegung gebracht, eine 
Bewegung, die den politischen Gegner verunsicherte - daran be­
steht kein Zweifel - und unseren Freunden neuen Mut gemacht hat. 
Wir stehen also sozusagen jetzt in einer anderen Phase vor dem 
Wahlkampf, der auf uns zukommt. Zehntausende von Männern und 
Frauen haben diesen Tag herbeigesehnt und dafür jahrelang inten­
siv gearbeitet. Dies erfüllt uns mit Freude iind erfüllt \ins auch 
mit Dankbarkeit. 
Zweimal hatten wir in Niedersachsen iinser Ziel nur um Zentimeter 
verfehlt. Das hat uns nicht entmutigt. Die Zeit, meine Freunde, 
hat uns recht gegeben. Es ist einfach nicht möglich, jedenfalls 
nicht auf Dauer, gegen die stärkste politische Kraft in einem 
Lande regieren zu wollen. 

(Beifall) 

Die Union ist die stärkste politische Kraft nicht nur in Nieder­
sachsen. 
In unserem Lande sind durch den Regierungswechsel Wünsche und 
Hoffnungen geweckt worden. Wir alle wissen, daß die Menschen in 
der Bundesrepublik wünschen und hoffen, daß es am 3« Oktober 
auch in Bonn zum Eegierungswechsel kommt. Ich wünsche mir, dsiß 
mit diesem Psirteitag die Mobilisierung der über 600 000 CDU-Mit­
glieder für die bessere politische Alternative in der Bundes­
republik Deutschland beginnt. Wir wollen alle gemeinsam für eine 
bessere Politik in Deutschland und in Europa kämpfen. Dazu sind 
wir aufgerufen. 
Diese Wahlen werden zu den entscheidensten der Nachkriegsge­
schichte gehören. Dabei wird es um mehr gehen als nur um die 
Fragen der praktischen Politik, so wichtig sie im einzelnen auch 
sein mögen. Am 5. Oktober geht es um die geistige Auseinsuider-
setzung in unserem Lande. Wir werden diese Auseinandersetzung 
aufnehmen, und sie wird offensiv, sie wird sachlich, sie wird 
fair sein. 

(Beifall) 

Hannover, meine Damen \ind Herren, hat gezeigt, daß ein politi­
scher Erfolg nur möglich ist, wenn eine Partei Geschlossenheit 
und Solidarität zeigt. Das ist mit, so meine ich, das Geheimnis 
unseres Erfolges vom 6. Februar gewesen. Deshalb muß und wird 
die gesamte Union mit Helmut Kohl, mit unserem Chef und Vor­
sitzenden, für die Ablösung der SPD/FDP-Koalition kämpfen. Ich 
brauche, weil mein Freund Ernst Albrecht selber zu Ihnen spre­
chen wird, nicht auf Einzelheiten einzugehen. Ich wünsche mir, 
daß Hannover nicht nur ein Ort des Parteitages ist, von dem aus 
wir in den Wahlkampf ziehen, sondern ich wünsche mir auch, daß 
hier die Solidarität und die Geschlossenheit der Union in be­
sonderer Weise deutlich unterstrichen wird. Hannover hat gezeigt, 
welche Chancen wir haben, wenn wir gemeinsam \insere Pflichten 
erfüllen. In diesem Sinne wünsche ich unserem Parteitag, daß er 
den Brückenkopf nutzt, der hier gebildet worden ist. Wir müssen 
ihn erweitern: für unsere Wähler, für unsere Bürger, für den 
Bundestagswahlkampf. Deutschland braucht eine andere und vor 
allem eine bessere Regierung, und diese wird Helmut Kohl nach 
dem 3- Oktober der Bevölkerung vorstellen. Dann wird es in 
Deutschland wieder einen anderen Weg aufwärts geben. Darüber 
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freuen wir uns. Helmut Kohl, auf die Niedersachsen können Sie 
sich verlassen, tind ich glaube, auf alle anderen auch. 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt Punkt 3 der TaResordnunp; auf: 

BeschlußfassunK über die TaResordnunR 

Meine Damen und Herren, ich deirf Sie bitten, damit einverstanden 
zu sein, daß wir die Tagesordnung um einen Punkt 4- a - Weihl der 
Mandatsprüfungskommission - ergänzen. Sind Sie damit einverstan­
den? Bann bitte ich um Ihr Handzeichen. - Dsinke herzlichst! 
Gegenprobe! - In Ordnung. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Bestätigung der vom Bundesvorstand einge­

setzten AntragskOTHTTiigsion 

Der Bimdesvorstand hat in seiner Sitzung am 25. April 1976 nach 
§ 1o Abs. 5 der Geschäftsordnung der CDU folgende Antragskommis­
sion bestellt^ 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf, 
Dr. Norbert Blüm, 
Eberhard Diepgen, 
Dr. Egon Klepsch, 
Dr. Burkhardt Ritz, 
Dr. Christian Schwarz-Schilling, 
Friedrich Vogel, 
Rita Waschbüsch, 
Dr. Jürgen Westphal. 
Wenn Sie damit einverstanden sind und die Antragskommission be­
stätigen wollen, dann bitte ich um Ihr Handzeichen.- Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! - Enthaltiingen? - Auch in Ordnung. 

(Heiterkeit) 

Meine Daunen und Herren, dann rufe ich Punkt 4 a der Tagesordnung 
auf: 

Wahl der Mandatsprüfungskommission 

Da der Bundesausschuß am 8. März 1976 zuletzt getagt hat, konnte 
er nicht nach § 1o Abs. 1 der Geschäftsordnung eine Mandatsprü­
fungskommission wählen. Der Bundesvorstand schlägt daher dem 
Biindesparteitag vor, folgende Mandatspinifungskommission einzu­
setzen: 
Wicke, BemhEurd, Generalsekretär der CDU Niedersachsen 

als Vorsitzender, 
Mayer, Horst, Landesgeschäftsführer Oldenburg, 
Meyer, Günter, Bundesgeschäftsstelle. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - In Ordnung. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnimg auf: 

Wahl der Stimmzählkommi ssion 

Der Bixndesvorstand schlägt dem Bimdesparteitag vor, folgende 
Stimmzählkommission zu wählen: 
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Vorsitz: Nathan, Andreas 
Abel, 
Brandes, 
Budde, 
Dietrich, 
Döscher, 
Drossel, 
Fischer, 
Fleischer, 
Giesecke, 
Homann, 
Kreuzkamp, 
Lais, 
Mietsch, 
Otte, 
Fahlen, 
Platz, 
Quast, 
Eummler, 
Sülterfuß, 
SchiChan, 
Schlademann, 
Schnackenberg, 
Stichternath, 

Günter, 
Horst, 
Heinz, 
Gerd, 
Martin, 
Gerhard, 
Heinz, 
Ferdinand, 
Günter, 
Heiner, 
Heinz, 
Gerhard, 
Gerhard, 
Werner, 
Alfred, 
Karl-Heinz, 
Gerhaird, 
Gerold, 
Horst, 
Werner, 
Klaus-Diete 
Herbert, 
Peter, 

Bxindesgeschäftsstelle 
Nienbxirg 
Hannover 
Cloppenburg 
Vechta 
Stade 
Helmstedt 
Wolfsburg 
Osnabrück 
Göttingen 
Braunschweig 
Wittmund 
Emden 
Osterode 
Wolfenbüttel 
Hildesheim 
Cuxhaven 
Goslar 
Bundesgeschäftsstelle 
Gifhorn 
Stadthagen 

r, Uelzen 
Osterholz-Scharmbeck 
Hannover 

Sind Sie einverstanden? Dann bitte ich xm das Zeichen. - Die 
Gegenprobe. - Enthaitiingen? - Es braucht nicht immer einstimmig 
zu sein. 1 Enthaltung wird registriert. 
Meine Damen und Herren, damit haben wir die Regularien beendet. 
Ich freue mich, daß ich zu einem Grußwört unseren Ministerpräsi­
denten und Freund Dr. Ernst Albrecht ankündigen darf. 

(Beifall) 

Dr. Ernst Albrecht, Ministerpräsident des Landes Niedersachsen: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Sie 
werden mir abnehmen, dsiß es für mich eine besondere Freude ist, 
ja, für alle Niedersachsen in diesem Räume eine ganz besondere 
Freude ist, daß wir Sie heute in unserem Land willkommen heißen 
können. Ich stehe hier zunächst als der Ministerpräsident des 
Landes, und als dieser darf ich Ihnen sagen, daß es nicht nur 
die Anhänger der Christlich Demokratischen Union sind, sondern 
daß es alle Niedersachsen sind, die Sie hier herzlich willkommen 
heißen. 

(Beifall) 

Wir haben eine gute Tradition in unserem Land, daß wir uns freu­
en, wenn die großen demokratischen Parteien ihre Parteitage bei 
uns abhalten. Wir Christlichen Demokraten freuen uns, wenn die 
Sozialdemokraten und auch die Freien Demokraten hierherkommen. 
Der Oberbürgermeister von Hannover, der SPD-Politiker Schmalstieg, 
wird Sie hier sicherlich gleich ebenso herzlich willkommen heißen, 
wenn Sie als Christliche Demokraten hier sind. 

(Beifall) 

Wir hoffen, daß Sie sich wohlfühlen, wir hoffen, daß Sie auch ein 
bißchen Zeit haben, abends in die umliegenden Dörfer hinauszu­
fahren. Sie werden feststellen, daß der niedersächsiscbe Burg-
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dorfer Spargel genauso gut ist wie der Schwetzinger Spargel und 
daß zum Spargel auch Bier und nicht nur Wein schmeckt. 
Meine Damen und Herren, ich stehe hier aber auch als CDU-Politi­
ker. Wir Niedersachsen hüten uns davor, die Ereignisse in Nieder­
sachsen überzubewerten. Wir glauben keineswegs, daß das, was in 
Niedersachsen gegolten hat, überall in deutschen Landen in glei­
cher Weise gelten muß. Ich glaube aber doch, daß es sich lohnt, 
gewisse allgemeine Schlußfolgerungen aus unseren Erfahrungen zu 
ziehen, iind das möchte ich in der gebotenen Kürze tun. Ich tue 
es thesenartig: 
1. Der Regierimgswechsel in Niedersachsen wäre nicht möglich ge­
wesen, wenn die CDU nicht wie ein Mann gestanden hätte. Alle 77 
standen hinter ihrem Spitzenkandidaten. Unsere Geschlossenheit 
ist die Voraussetzung unseres Erfolges. 

(Beifall) 

2. Der Regierungswechsel in Niedersachsen wäre nicht möglich ge­
wesen, wenn nicht all unsere Spitzenpolitiker die Sache vor die 
Person gestellt hätten. Wilfried Hasselmann steht hierfür stell­
vertretend. 

(Beifall) 

3. Wir könnten uns als Minderheitsregierung in Niedersachsen gar 
nicht behaupten, wenn wir nicht wüßten, daß wir der Zustimmung 
der großen Mehrheit unserer Bevölkerung gewiß sein können. Meine 
Damen und Herren, nach den Ereignissen des Januar und Februar 
ist so etwas wie eine Welle der Hoffnung über dieses Land hin­
weggespült. Wir spüren das alle, und wir meinen, daß das nicht 
niir mit dem Überdruß an 2o Jahren sozialdemokratischer Regierung 
und auch sozialdemokratischer Verfilzung zwischen Staat und 
Partei zusammenhängt, nein, wir meinen, das hängt auch damit zu­
sammen, daß die CDU in Niedersachsen jünger, dynamischer, reali­
tätsnäher, kurz in der Oppositäcnszeit regierungsfähiger gewor­
den ist und daß die Bevölkerung dies verständen hat. 

(Beifall) 

Der letzte Punkt ist für mich besonders wichtig. Absolute Mehr­
heiten erringt man nach unserer Erfahrung nicht, weil man die 
Schwächen des Gegners bloßzulegen weiß - das muß man selbstver­
ständlich auch tun -, sondern absolute Mehrheiten erringt man, 
wenn die Bevölkerung überzeugt ist, daß wir besser regieren kön­
nen als die anderen Parteien. Das heißt, nur wenn sich die Hoff­
nung mit unserem Namen verbindet, werden wir siegen. Deshalb 
wünsche ich uns, daß von Hannover mit diesem Parteitag zum zwei­
ten Mal ein Signal ausgehen möge, wie es im Januax/Pebruar ausge­
gangen ist, ein Signal, das der Bevölkerung deutlich macht, daß 
diese Union nicht mehr aufzuhalten ist, ein Signal aber auch, das 
zeigt, daß wir in der Lage sind, weil wir die besseren Männer, 
die kleireren Vorstellimgen haben, zxm Wohle unseres Vaterlandes 
zu regieren. 
Deshalb noch einmal: Herzlich willkommen! Ich wünsche Ihnen in 
diesem Sinne einen vollen Erfolg für Ihren Parteitag. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr 
Ministerpräsident. 

21 



Ich darf jetzt den Oberbürgermeister unserer Landeshauptstadt, 
Herrn Schmalstieg, bitten, zu sprechen. 

Herbert Schmalstieg, Oberbürgermeister der Stadt Hannover (mit 
Beifall beginillt;: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Ich freue mich sehr, daß Sie mir die Gelegenheit 
geben, den Delegierten und den Gästen Ihres Parteitages die 
Grüße des Rates und der Verwaltung der niedersächsischen Landes­
hauptstadt zu überbringen. Ich stimme Ihnen, Herr Ministerpräsi­
dent zu: Natürlich begrüßen wir die Delegierten und die Gäste, 
begrüße ich die Delegierten und die Gäste dieses Parteitages 
genauso herzlich, wie Sie es getan haben. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, es ist für unsere Stadt eine Genugtuung, 
daß nach dem SPD-Pstrteitag vor zwei Jahren nun auch wieder der 
Bundesparteitag der CDU in unserer Stadt durchgeführt wird. Ich 
bin sicher, daß Sie hier in der Stadthalle, die wir in den letzten 
Jahren zu einem innenstadtnahen und modernen Kongreßzentrum aus­
bauen konnten, alle räumlichen und organisatorischen Voraussetzun­
gen finden, um eine solch große politische Arbeitstagung reibungs­
los durchführen zu können. Als Oberbürgermeister dieser Stadt 
hoffe ich natürlich auch, daß Sie neben der großen Arbeitsbe­
lastung, die ein Parteitag mit sich bringt, auch freie Zeit fin­
den, um sich in Hannover umzusehen. Sie werden feststellen, daß 
die Wiederaufbauphase in unserer Stadt inzwischen nicht nur ab­
geschlossen ist, sondern daß wir auch neue Akzente gesetzt haben, 
die sich sehen lassen können und die sich von anderen Städten, 
so meinen wir, oft wohltuend unterscheiden. Lassen Sie mich dazu 
einige wenige Beispiele nennen: 

Dank einer großzügigen Grünflächenplanung ist heute von nahezu 
jedem Punkte der Stadt ein größeres Grüngebiet in höchstens 1o 
bis 15 Minuten zu erreichen. Besonders für diejenigen Bürger, 
deren Mobilität aus finanziellen, aus körperlichen oder aus 
Altersgründen eingeschränkt ist, werden in der Stadt und am 
Stadtrand weitere Erholungsgebiete geschaffen. Nehmen wir die 
städtische Verkehrsplanung, die mit ihrem gut ausgebauten Ring-
iind Zubringersystem als vorbildlich gilt, oder lassen Sie mich 
darauf hinweisen, dsiß wir seit wenigen Wochen in Hannover eine 
Stadtbahn, eine U-Bahn, haben und unsere Innenstadt attraktiv 
umgestalten konnten. 
Meine Damen und Herren, als Kommunalpolitiker vergleiche ich 
natürlich sehr aufmerksam, was die politischen Parteien in 
ihren kommunalpolitischen Grundsatzprogrammen darlegen. Ich 
meine - ich kann das heute hier feststellen -, daß die Mehrzalil 
der im kommunalpolitischen Grundsatzprogramm Ihrer Partei, aber 
auch in dem bereits ein Jahr früher verabschiedeten kommunal-
politischen Grundsatzprogramm der SPD aufgestellten Forderungen 
in Hannover bereits erfolgreich in Angriff genommen worden ist. 
Diese Leistungsbilanz erfüllt die Verantwortlichen in dieser 
Stadt mit einem besonderen Stolz. 
Meine Damen und Herren, wenn wir die kommunalpolitischen Lei­
stungen, ob im Schulwesen, im kulturellen, im sozialen Bereich, 
im Wohnungsbau oder in der Altenhilfe - und hier haben wir ein 
besonderes Problem, denn etwa I00 000 Bürger unserer Stadt sind 
älter als 65 Jahre und haben im vergangenen Jahr in direkter 
Wahl erstmals einen Seniorenbeirat gewählt -, sehen, darf ich 
Ihnen sagen und versichern, daß die Verantwortlichen dieser 
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Stadt das fortführen werden. Dies ist nicht nur ein Ziel imserer 
Stadtentwicklungsplanung, sondern dieses Ziel ist auch in unserer 
mittelfristigen Finanzplainung abgesichert. 
Wir haben bereits, wie Sie aus den wenigen Beispielen, die ich 
Ihnen hier nannte, sicherlich entnehmen können, durch plsrnvolle 
konkrete Maßnahmen in unserer Stadt die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in allen Lebensbereichen verbessert und mehr Lebens­
qualität, mehr Solidarität und in den vergangenen drei Jahr­
zehnten auch ein wachsendes Maß an Freiheit erreicht. Denn, meine 
Damen und Herren, lassen Sie mich das auf diesem Psirteitag sagen, 
wer will nicht in unserer Stadt, in einer Stadt, in einer 
Kommime, in einem Land oder im Bund aus Liebe zu der Verantwor-
tiong für diese Gemeinwesen ein wachsendes Meiß an innerer Frei­
heit erreichen!' Das wollen wir auch in Zukunft sichern luid aus­
bauen, denn eine erfolgreiche Politik kann nur durch Leistungen 
getragen werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche Ihrem Par­
teitag einen harmonischen Verlauf und Ihnen, meine Damen und 
Herren, einen angenehmen Aufenthalt in der niedersächsischen 
Landeshauptstadt Hannover. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr 
Oberbürgermeister! Ich bin sicher, daß wir uns Hannover ansehen 
werden, Jedenfalls in den späteren Abendstunden, wenn es nicht 
anders zu machen ist. 
Unser Parteivorsitzender, Herr Dr. Kohl, hat mich beauftragt, 
sehr herzlich zu begrüßen - das ist jetzt etwas untergegangen -; 
den Präsidenten des Volksbundes Deutscher Kriegsgräberfürsorge, 
Professor Dr. Willi Thiele aus Braunschweig, Herrn Dr. Bruno 
Weinberger, Präsidialmitglied des Deutschen Städtetages, Herrn 
Dr. Berkenhoff, Präsidialmitglied des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, und Herrn Direktor Leidinger, Präsidialmitglied 
des Deutschen Landkreistages. 

(Beifall) 

Jetzt spricht zu uns Herr Professor Freitas do Amaral, Präsident 
der Christlich Demokratischen Union Portugals. 

(Beifall) 

Die Rede wird für Sie alle übersetzt. 

Freitas do Amaral, Vorsitzender des CDS (mit Beifall begrüßt) 
(.Wiederschrift auf der Grundlage der deutschen Übersetzung): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Für mich 
ist es ein großes Vergnügen und eine große Ehre, daß ich zu 
Ihrem Parteitag eingeladen worden bin und heute hier dabei sein 
darf. 

Ich komme, wie Sie wissen, aus Protugal.| Dieses Land hat in den 
letzten zwei Jahren eine politische, eimei, militärische und eine 
soziale Krise durchgemacht. Wir haben einV Revolution durchge­
macht. Uns ist die Demokratie versprochen worden. Es ist so ge­
wesen, daß versucht worden ist, die Revolution,-in die extrem 
linke Richtung zu lenken und eine kommunistische Revolution 
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daraus zu machen. Aber die Linke ist gescheitert. Zu unserer 
großen Freude ist sie geschlagen worden. 

(Beifall) 

WEoruin? Einfach deshalb, weil sich unser gesamtes Volk, weil sich 
der anonyme Bürger dem widersetzt hat. Er hat für die Freiheit 
gekämpft und wollte, daß wir den Sieg davontragen. Ich glaube, 
das ist eine sehr große Tatsache von historischer Bedeutung. Ich 
glaube, es ist das erstemal in der Geschichte, daß eine kommu­
nistische Regierung so geschlagen worden ist, und zweir ohne 
Bürgerkrieg und ohne daß es zu einer Diktatur der Rechten ge­
kommen ist. 

(Beifall) 

Wenn dies in Portugal möglich gewesen ist, dann dadiircb, daß die 
Christlich Demokratschen Parteien dabei mitgeholfen und die 
Zentrumsparteien ihre Hilfe an Portugal geleistet haben. 

Für diese Hilfe danken wir hier. 

Ich möchte meinen Dank insbesondere an den Herrn Präsidenten 
von Hassel richten, den Präsidenten der EUCD, die uns ihre beson­
dere Unterstützung technischer und moralischer Art gewährt hat. 

(Beifall) 

Sehr herzlich danke ich ebenfalls der CDU für die Hilfe, die 
Freundschaft und die Solidarität, die sie uns gegenüber be­
wiesen hat. 
Herr Vorsitzender, unser Problem Nummer eins, das sich in der 
nahen Zukionft stellen wird, ist nicht mehr ein wirtschaftliches 
und nationales Problem, sondern, wie Sie wissen, das Problem, 
unsere Freiheit weiter zu verteidigen. Dies ist notwendig und 
dringend. Dazu brauchen wir die Unterstützung und die enge Zu­
sammenarbeit der Christlich Demokratischen Parteien innerhalb 
Europas, um für diese Demokratie und für diese Freiheit zu 
kämpfen. Denn es ist notwendig, daß wir sie gewinnen, und dafür 
müssen wir geeint sein. 

(Beifall) 

Meine Partei, die CDS, wird alles Notwendige tun, um mit ihrer 
Unterstützung diese Einheit herbeizuführen und dazu werden wir 
unseren Kampf für Freiheit und Demokratie fortfuhren. 

Herr Präsident, liebe Freunde, im Namen der CDS möchten wir Ihnen 
sowohl zum Wohle Ihres Landes als auch zum Wohle Europas und zum 
Wohle der gesamten freien Welt wünschen, daß die CDU bei den näch­
sten Wahlen den Wahlsieg davonträgt. Wir sagen Ihnen Glück auf! 

(Anhaltender Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herr Professor Amaral, 
wxr danken Ihnen für Ihre Ausführungen, und wir danken auch 
Ihrer charmanten Dolmetscherin,. 

(Beifall) 
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Ich erteile jetzt Herrn Erling Norvik das Wort, der als Vorsitzen­
der der uns befreundeten Partei aus Norwegen zu uns spricht. 

(Beifall) 

Erling Norvik (Niederschrift auf der Grundlage der deutschen 
Übersetzung): Herr Vorsitzender! Meine Damen \ind Herren! Erlau­
ben Sie mir, den Delegierten dieses Parteitages im Namen der kon­
servativen Parteien Großbritanniens, Norwegens iind Schwedens die 
besten Grüße zu übermitteln. 

(Beifall) 

In den letzten Jaliren haben sich die Beziehungen zwischen unse­
ren Parteien hinsichtlich ihres Umfangs, ihrer Intensität und 
ihrer Tiefe verbessert. Wir wissen, daß es nicht möglich ist, ein 
vereinigtes Europa zu bauen, daß wir die europäische Sache nicht 
fördern können ohne eine immer engere Kooperation zwischen unseren 
Parteien und zwischen den großen politischen Kräften der Mitte 
und der rechten Mitte. 

(Zustimmung) 

Es ist mein fester^ Glaube, daß Schritte in dieser Hinsicht unse­
re Parteien bereichern werden und daß sie unsere Möglichkeiten 
verbessern werden, zusammen für unsere Ideale Freiheit, soziale 
Gerechtigkeit und Demokratie in ganz Europa zu arbeiten. 

(Beifall) 

Es ist selbstverständlich, daßwir in diesem Jahr den Ereig­
nissen in Ihrem Land und den Ereignissen in Ihrer Partei mit be­
sonderem Interesse folgen. Der Wahlkampf, den Sie führen, wird 
ein Wahlkaunpf für die Freiheit sein, ein Wahlkampf, der nicht nur' 
für Ihre Partei und für Ihr Laind, sondern auch für unsere Länder, 
für unsere Parteien, für unsere Nationen und für Europa als Gan­
zes wichtig ist. 

(Beifall) 

Wir wünschen der CDU sehr viel Erfolg für diesen Wahlkampf, und 
wir freuen uns darauf, die CDU wieder als Regierungspartei zu 
sehen. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Herr Norvik, haben Sie 
herzlichen Dank für Ihre Worte. Da wir hier oben in Norddeutsch­
land Plattdeutsch sprechen, konnten wie sie natürlich verstehen. 
Diese Sprachen sind sich ja verwandt. Herzlichen Dank Ihnen und 
auch Ihrer Dolmetscherin! 

(Beifall) 

Jetzt wird unser Parteivorsitzender, Herr Dr. Kohl, zu uns spre­
chen. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU Deutschlands (mit Beifall 
begrüßt): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte Dele-
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gierte! Liebe Freunde! Wir alle stehen kurz vor dem großen Ziel: 
Die Union, unsere politische Heimat, die Partei Konrad Adenauers, 
hat die Chance, mit dem Willen und Wollen der Mehrheit unserer 
Mitbürger am 3- Oktober wieder die volle Verantwortung für unser 
Land zu übernehmen. 

Viele Etappensiege liegen hinter uns. Wichtige Voraussetzungen 
für den Wahlsieg sind geschaffen. Wir alle sind entschlossen, 
dieses unser Land zu führen - mit klaren Zielen, mit neuem Mut, 
mit Energie - damit unser Vaterlsuid sicher, sozial und frei 
bleibt. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es ist ein glücklicher Augenblick \mserer Ge­
schichte, daß sich dies alles im Jahr des Gedenkens an Konrad 
Adenauer vollzieht. Für uns ist das mehr als ein bloß zufälli­
ges zeitliches Zusammentreffen. Denn für \ans ist Konrad Adenauer 
eben mehr als nur das Symbol einer großen, aber vergangenen Zeit. 

Konrad Adenauer heißt und bedeutet für tins auch Orientierung, 
Herausforderung und Gegenwart und Zukunft. 

(Beifall) 

Er war es, meine Freunde, der in entscheidendem Maße die Grund­
lagen geschaffen hat, denen unsere Partei nach wie vor ihre 
Vitalität, ihre ungebrochene Willenskraft und ihre Lebendig­
keit verdankt. 

Unser Volk, die Bürger der Bundesrepublik Deutschland,,brauchen 
das, was Konrad Adenauer ausgezeichnet hat: Nüchternheit, Wirk­
lichkeitssinn, Stetigkeit und Geduld und vor allem Grimdsatz-
treue und ideenreiche Politik. 

(Beifall) 

Wir, die Union, bekennen uns zur Geschichte unseres Volkes, iind 
wir bekennen uns auch mit Stolz zum historischen Beitrag unse­
rer Partei zur deutschen Geschichte. Wir wissenl, in welchem Maße 
Geschichtsbewußtsein und Zukunftsperspektive voneinander ab­
hängen . 

Bekenntnis zur Geschichte und Kampf für eine bessere Zukunft -
das, meine Freunde, unterscheidet uns von Sozialisten jeglicher 
Schattierung, die immer wieder die Geschichte umschreiben müs­
sen, die ständig ein neues Feindbild brauchen, weil sie nur so 
ihre ideologischen Vorurteile retten können. 

(Beifall) 

Seit Konrad Adenauer ist der Name der CDU untrennbar verbunden 
mit dem Aufstieg \mseres Volkes aus der Stunde Null, mit dem 
Abbau von Haß und Neid, von Mißtrauen und Not, mit dem Bündnis 
und der Freundschaft der freien Völker. 

Dies wird so bleiben, vor allem dann, wenn wir nach dem 5- Okto­
ber wieder die Regierung dieser Bundesrepublik übernehmen. 

(Beifall) 
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Dies ist die St\mde der Wahrheit für SPD und FDP, die aufbrachen, 
ein neues Deutschland zu schaffen, die Stabilität und Fortschritt 
versprachen, die aber über leere Versprechungen nicht hinauskamen, 
die von Anfang an über ihre und damit auch über unsere Verhältnis­
se gelebt haben, so daß viele noch fragten, was sie vom Staat be­
kommen können - um jetzt zu merken, daß der am demokratischen 
Sozialismus orientierte Staat eben immer mehr nimmt, als er geben 
kann. 

(Beifall) 

Die Erfahrungen seit 1969 zeigen, daß die SPD und FDP die Lei-
stiingsfähigkeit von Staat und Gesellschaft überschätzt \md die 
Dynamik einer freien Gesellschaft unterschätzt haben. 

(Beifall) 

Die Probleme, Mißstände und Sorgen dieser Tage, meine Freunde, 
sind nicht zufällig. Sie sind das notwendige Ergebnis der fal­
schen politischen Philosophie der SPD. 

Der demokratische Sozialismus war nie etwas anderes als eine 
politische Ökonomie. Er hat immer - und gerade jetzt und zu­
letzt im Orientierungsrahmen '85 - das Primat der Ökonomie be­
tont. Er verweigert die Antwort auf die nichtmateriellen, auf 
die geistigen Fragen und Bedürfnisse der Menschen. Dies war im 
19« Jahrhundert so, und dies hat sich im 20. Jahrhundert nicht 
geändert. 

(Beifall) 

Der Sozialismus hat im 19- Jahrhundert durchaus die richtigen 
Fragen gestellt, aber er hat schon damals die falsche Antwort 
gegeben. Auch heute kommen von dort keine Lösungsvorschläge für 
die Zukunft. Das ist der Grund, warum die Sozialdemokraten bei­
nahe ständig und zwanghaft nur ihre eigenen Probleme diskutieren. 
Der demokratische Sozialismus hat in diesen Jahren seine Chance 
gehabt; er hat sie vertan! 

(Beifall) 

In diesem Zeichen können die Bürger der Bundesrepublik nicht zu 
einem Modell von Freiheit und Sicherheit und sozialer Gerechtig­
keit kommen. Denn worin liegt denn die Perspektive des demokra­
tischen Sozialismus? In seinen verschwommenen Konturen? Etwa im 
Zwist der sich bekämpfenden Gruppen und Fraktionen? In der Zu­
flucht zu immer mehr staatlicher Lenkung von Wirtschaft, in der 
Aufblähung der Bürokratie, in der Pflege des Freund-Feind-Den­
kens auf der Grimdlage eines antiquierten Klassenkampfdenkens? 
In der Anmaßung eines sozialistischen Alleinverwirklichungsan-
sprubhs? Etwa in jenem schlimmen Satz: Demokratie findet ihre 
Verwirklichving im Sozialismus? Oder in der Schaffung eines sozi­
alistischen Bewußtseins durch Indoktrination? 

Wir und mit uns die große Mehrheit der Bürger dieser Bundesre­
publik wollen kleinen Sozialismus, auch keinen demokratischen 
Sozialismus! 

(Beifall) 
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Ujid wenn, meine Freunde, die Sozialdemokraten auf diese unsere 
klare Frage so heftig reagieren, dann will ich doch eine Gegen­
frage nachschieben: Warum eigentlich haben sie seit den fünfzi­
ger Jahren dieses wichtige und verpflichtende Wort vom"freiheit-
lichen" Sozialismus stillschweigend fallengelassen? Auch diese 
Frage gilt. 

(Beifall) 

Es gibt genügend Beweise, Zahlen und Beispiele, die zeigen, daß 
diese sozialistischen Tendenzen zunehmen. Die SPD will doch -
und das sollte man vor der Wahl nicht vergessen - Banken ver­
staatlichen, Investitionslenkung einführen, Berufe wie etwa den 
Maklerberuf verbieten, zentrale Vermögensbildungsfonds in die 
Hand weniger Funktionäre legen, privates Bodeneigentum über die 
Aufspaltung in ein Verfügungs- iind Nutzungseigent\jm aushöhlen, 
die steuerliche Belastbarkeit der Wirtschaft testen. 
Die Sozialdemokraten sind doch verantwortlich in deutschen Bim-
desländern für die Eahmenrichtlinien ziun Schulunterricht, für die 
Parolen von Klassenkampf und Konfliktspäxiagogik. Und sie sind -
auch wenn sie sich darum drücken - verantwortlich für die Dutzen­
de von Volksfrontbündnissen von SPD-Studenten mit Kommunisten 
jeglicher Art an deutschen Universitäten. 

(Beifall) 

Es sind die Sozialdemokraten, die über steuerliche Mehrbelastun­
gen, Erhöhimg von Sozialabgaben und öffentlichen Gebühren das Ziel 
verfolgen, dem Staat, der öffentlichen Hand, immer mehr Macht zu 
geben, mehr Verfügungsgewalt über den einzelnen und damit auch 
über die Gesellschaft zu gewinnen. 

Meine Damen und Herren und liebe Freunde, 1975 floß bereits Jede 
zweite Mark durch die öffentlichen Kassen. Genau waren es 4-7,6% 
des Bruttosozialprodukts. Das siiid jetzt schon 2,6 Prozentpunkte 
mehr, als die SPD in ihrem ersten Langzeitprogramm für 1985 ange­
strebt hat. 

Der verantwortliche Autor dieses Papiers heißt Helmut Schmidt. 
Daran geht kein Weg vorbei. 

(Beifall) 

Nur sechs Jahre seit 1969 haben ausgereicht, um den Staatsanteil 
von 37% auf 4-7% zu steigern. Wenn sich Helmut Schmidt heute zwar 
verbal von den linken Spinneüi, wie er sie zu nennen pflegt, in 
seiner eigenen Partei absetzt, so kann man doch sagen: Mit seiner 
Politik hat er doch die Theorie der Linken in der Praxis bereits 
übertroffen. Meine Freunde, dieser Art des Sozialismus, einer 
schleichenden Verstaatlichung und einer galoppierenden Bürokrati-
sierung wollen wir, die Union, CDU und CSU, unsere freiheitliche 
und soziale Alternative entgegensetzen. Wir wollen verhindern, 
daß der Staat, daß die öffentliche Hand, immer mehr Aufgaben an 
sich zieht und damit die Freiheit und die Initiative des einzelnen 
aushöhlt. 

(Beifall) 

Wir wollen keinen Sozialismus und keine sozialistische Mißwirt­
schaft, wir wollen nicht mehr Bürokratie und keine sozialisti-
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sehe Gieichmacherei. Wir wollen im besten Sinne des Wortes mehr 
Freiheit statt mehr Sozialismus in der Bundesrepublik. 

(Beifall) 

Wir wollen Freiheit, Vielfalt und Eigeninitiative des Bürgers. 
Wir wollen Toleranz, vor allem gegenüber dem, der politisch 
anders denkt. Wir wollen kein böses Freund-Feind-Denken, das den 
Pluralismus, die Vielschichtigkeit des Denkens, des Strebens 
nach dem besten Weg der Politik in unserer Republik auflöst. 
Aus unserem Sprachschatz stammen nicht jene Begriffe, die die 
Atmosphäre der letzten Monate in so bitterer Weise vergiftet 
haben. Wir gebrauchen nicht jenes böse Wort vom Sicherheitsrisi­
ko aus dem Munde Willy Brandts. 

(Beifall) 

Wir stehen für eine freiheitliche und soziale Politik, als Ga­
rant eines freien Staates, einer freien und gerechten Gesell­
schaft, in der Fairness \and Toleranz nicht zu bloßen Leerformeln 
werden. 

(Beifall) 

Unserem Volk wurden in den letzten Jaliren zu viele Spielarten so­
zialdemokratischer Politik zugemutet. Da gab es, meine Freunde, 
Willy Brandt, den Mann mit dem großen Pathos, der die politischen 
Tagespflichten treiben ließ, der sich selbst in der moralisieren­
den Gebärde gefiel xind erschöpfte. Und da gibt es Helmut Schmidt, 
der es nicht mehr wagt, seine politischen Ziele vor allem Volk 
eindeutig zu definieren. Helmut Schmidts Politik - das ist in 
der Tat der späte Versuch, in Brandts Luftschlösser Instalatio-
nen einzubauen. 

(Beifall) 

Wer im Rückblick auf diese Jahre seit 1969 die deutsche Politik 
betrachtet, die Politik dieser Regierung, die Kluft zwischen Ver­
sprechungen und Ergenissen, zwischen Anspruch und Wirklichkeit, 
der spürt, daß an die Stelle von Perspektiven eben eine Politik 
ohne Perspektiven getreten ist. Auf Brandts Langatmigkeit ist 
Helmut Schmidts Atemlosigkeit gefolgt. Das ist der einzige wirk­
liche Unterschied. 

(Beifall) 

Niemals in der Geschichte der Bundesrepublik gab es eine so pein­
liche Verlegenheit als Antwort auf die Frage: Für welche Politik 
steht der gegenwärtige deutsche Bundeskanzler eigentlich wirk­
lich? Helmut Schmidt als verantwortlicher Autor des sozialisti­
schen Orientierungsrahmens? Oder Helmut Schmidt als ein bürger­
licher Politiker, der die Bürger über die sozialistischen Ziele 
seiner Partei mit dem Hinweis auf seine pragmatische Alltagspo­
litik beschichtigt? Oder Helmut Schmidt, der bewußt Gräben auf­
reißt, nach innen wie nach außen, der Polarisierung will und sie 
erzeugt statt Integration, der schulmeisterlich belehrt, statt 
internationale Solidarität zu übern? 

(Beifall) 
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Seine nur zweijährige Kanzlerschaft ist bereits heute geprägt: 

von falschen Prognosen und Ankündigungen üher das Eintreten des 
Aufschwungs, die Entwicklung der Arbeitslosigkeit bis hin zur 
Frage von Steuererhöhungen; 

sie ist geprägt von einem flotten Umgang mit der Wahrheit und 
vom Mißbrauch vertraulicher Gespräche; 

von der Verweigerung des Dialogs etwa mit dem Bundesrat, mit der 
Opposition bis hin zum Abkanzeln Jedes Kritikers; egal aus welchen 
Reihen er kommt. 

Es entspricht seiner bekannten Bescheidenheit, daß er sich selbst 
ohne Alternative sieht und fasziniert vor seiner eigenen Größe 
steht. • 

(Heiterkeit \ind Beifall) 

Heine Damen und Herren, was ist das für eine Partei, die in je­
dem WsLhlkampf führende Genossen aus dem Verkehr zieht, weil man 
sie dem ständig zitierten mündigen Bürger nicht mehr zumuten 
kann: von Herbert Wehner angefangen über Jochen Steffen bis hin 
zu den Jusos? 

(Beifall) 

Was ist das für eine Regierung, deren Mitglieder so häufig ge­
wechselt haben, daß wir heute weitgehend ein Kabinett der Namen­
losen haben? Wer kennt die Namen der Minister und Staatssekre­
täre, die in diesen sieben Jahren ihren Hut nahmen oder nehmen 
mußten? Wer kennt ihre Zahl? Der Wähler sollte sie kennen! Es 
waren 3^ Minister \md Staatssekretäre. Das ist in der Tat ein 
Rekord in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Da wird der ganz normale demokratische Vorgang eines Regierungs­
wechsels gleichgesetzt - und das wird angekündigt - mit dem Aus­
bruch sozialer Krisen und internationaler Isolierung, als ob 
das deutsche Volk, meine Freunde, als ob die Gruppen und Ver­
bände, allen voran die Gewerkschaften, nicht immer wieder be­
wiesen hätten, daß sie demokratische Entscheidungen ganz selbst­
verständlich respektieren. Der Wähler allein ist der oberste 
Souverän unseres Landes. Er entscheidet über den Wechsel einer 
Regierung, und das ist ein ganz und gar normaler Vorgang. Ein 
Regierungswechsel ist kein Machtwechsel. Dieser Begriff stammt 
nicht aus dem Wortlaut eines Demokraten. Das ist die Vorstellung 
totalitärer Systeme. 

(Beifall) 

Wenn sich heute - das ist unübersehbar - unsere Partner in Ost 
und West auf eine neue, von der Union geführte Bundesregierung 
einzustellen beginnen, dann spricht das für deren Realitätssinn, 
meine Damen und Herren. Unsere Nachbarstaaten gründen ihre Be­
ziehungen zur Bundesrepublik Deutschland nicht auf eine Partei 
Tond schon gar nicht auf den Kanzler Helmut Schmidt. 
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Wer wie Helmut Schmidt und auch Willy Brandt Krisen in der Hoff­
nung androht, einen Regieriingswechsel zu verhindern, -wer nie 
Schmidt und Brandt demokratische Alternativen von Politik und 
Personen ausschließt, wer wie Schmidt vind Brandt sich selbst und 
die eigene Partei mit dem Staate identifiziert, wer wie Schmidt 
und Brandt Demokratie mit Sozialismus gleichsetzt, der, meine 
Damen und Herren, setzt des Eigeninteresse vor das Interesse 
unseres Vaterlandes! 

(Beifall) 

SPD und FDP sind in der Prognose für den Wahlausgang vorsichtiger 
geworden. Sie rechnen bereits mit Stimmenverlusten. Das scheint 
mir auch ein guter pädagogischer Weg zu sein, um die Sozialdemo­
kraten wieder an die realen Interessen unseres Landes heranzu­
führen. 

Hoch vertrauen sie darauf, daß eine sichere Wahlniederlage der 
SPD mit Hilfe der FDP von einer Koalition der Verlierer aufge­
fangen wird. Sie vertrauen darauf, mit der FDP als Steigbügel­
halter an der Macht zu bleiben, wie sie dies in Hessen, in 
Berlin und in Kordrhein-Westfalen getan haben, wo man versucht, 
rundherum zum Abriß reife Regierungen im Amt zu halten, n\ir und 
ausschließlich, um selbst an der Macht zu bleiben. 

Meine Damen und Herren, seit sieben Jahren - und daran führt 
kein Weg vorbei - dienen nun die Freien Demokraten der SPD als 
liberales Feigenblatt für sozialistische Blößen. 

(Beifall) 

Inzwischen hat sich in manchen Teilen der FDP der Wandel durch 
Annäherung an den Sozialismus bereits soweit vollzogen, daß sie 
selbst dort auf ihre doch wohlverstandene Eigenständigkeit ver­
zichten, wo sie für die stabile Mehrheit einer wirklich liberal 
gesonnenen Regierung sorgen könnten. 

(Beifall) 

Das Beispiel hier in Hannover und das Beispiel in Saarbrücken 
sprechen für sich. 

Wer wie die FDP all die Jahre ausgezogen ist und im Wahlkampf 
mit der These operiert; "Wir bekämpfen absolute Mehrheiten", 
der muß sich dann fragen lassen, wie das ist, wenn man absolute 
Mehrheiten bekämpft lond gleichzeitig die Regierungsverantwor­
tung dort verweigert, wo es Pflicht wäre, sie mit zu übernehmen. 

(Beifall) 

Wenn die Sozialdemokraten ihre Ziele, die Ziele ihres Orientie­
rungsrahmens, ihres Langzeitprogramms nicht durchsetzen konnten, 
dann liegt dies ganz gewiß nicht an der Bremserfunktion der FDP. 

Nicht die Freien Demokraten, wir, meine Freunde, in CDU xmä CSU 
haben die Sozialdemokraten an der uneingeschränkten Verwirkli­
chung ihrer Ziele gehindert. Nur wir konnten verhindern, daß 
sozialistische Experimente in diesem Lande in größerer Zahl Wirk­
lichkeit wurden. 

Wer in dieser Sturide eine Bilanz der Politik von SPD und FDP 
zieht, der muß seinen Blick auf die folgenschweren Ergebnisse 
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sozialdemokratischer Politik richten. Das schwerwiegendste Er­
gebnis ist eben der Verlust an Vertrauen. Wie sollen auch Poli­
tiker Vertrauen gewinnen können, die fortdauernd durchblicken, 
lassen, daß sie eigentlich etwas ganz anderes möchten, wenn sie 
nur endlich könnten! 

Die Folgen zeichnen sich ab: das Vertrauen unserer Bürger zur 
Politik, zum Staat und das Vertrauen untereinander, die Soli­
darität, drohen verlorenzugehen; das Mißtrauen wächst, Neid 
- nicht nur in der Steuerpolitik, aber vor allem auch dort -
wird zu einem Mittel der Politik gemacht; es machen sich Ent­
täuschung und Ernüchterung - vor allem auch schon in den Be­
reichen der jungen Generation - xmä. Resignation breit. Das alles 
ist das Ergebnis einer wachsenden Orientierungslosigkeit, die 
diese Politik vermittelt. 

Meine Freunde, vor allen Sachfragen der Politik gilt: eine Ge­
meinschaft, ein Volk, kann nur dann zusammenleben, wenn Ver­
trauen besteht, wenn Verlaß ist auf den emderen. Nur auf dieser 
Basis ist eine Orientierung in der Gesellschaft überhaupt mög­
lich. 

(Beifall) 

Unsere Mitbürg'er interessieren keine ideologischen Luftschlösser, 
interessieren keine sozialistischen Heilslehren. Dieser Bürger 
stellt zu Recht ganz andtere Fragen. Er will von der Politik 
wissen, ob es sinnvoll ist, zu sparen, welche Zukunftschancen 
seine Kinder haben werden, ob seine Rente gesichert ist, wie wir 
den Radikalen - seien es die Kommunisten oder die Faschisten -
gegenübertreten. Das sind sehr konkrete, sehr handfeste Fragen, 
und sie verdienen eine konkrete Antwort, die den Realitäten 
nicht ausweicht und die utopische Verheißungen unterläßt. 

Wir, die Union, meine Freunde, können den Wählern in diesen 
Wochen die positive Bilanz einer sachlich erfolgreichen Oppo­
sitionspolitik vorweisen, weil wir uns an den wirklichen Inter­
essen unserer Bürger orientiert haben. Wir verweisen dabei nicht 
auf irgendein ideologisches Konzept. Wir stellen auch keinen 
Blankoscheck auf die Zukunft aus. Wenn wir in diesen Tagen in 
jenem Wahlprogramm, das hier dem Peirteitag zur Beschlußfassung 
vorliegt, sagen: wir brauchen nüchterne, sachliche, solide Po­
litik, wenn wir sagen: wir legen keinen Warenhauskatalog von 
Versprechungen vor, sondern wenn wir sagen: wir wollen nach der 
Regierungsübernahme Kassensturz machen und neue Prioritäten 
setzen, dann ist das genau das, was wir mit "solider" Politik 
umschreiben. 

(Beifall) 

Wir haben als Opposition im Bundestag bewiesen, daß wir bereit 
sind, unsere Gesamtversintwortung immer wieder zu sehen, daß wir 
konstruktive Lösiingen suchen und unseren Beitrag leisten, ob 
das bei der Entscheidung über die Mitbestimmung war, ob es um 
die Eherechtsreform ging, ob es um die Neuformulierung des Hoch­
schulrahmengesetzes ging oder um jene dramatische Auseinander­
setzung um die Polen-Verträge. 

Meine Damen und Herren, die Polen-Verträge sind sozusagen das 
Paradebeispiel für Indoktrinationspolitik. Helmut Schmidt hat 
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zu keinem Zeitpiinkt ernsthaft gewollt, daß diese Verträge eine 
breite Mehrheit finden, weder im B\indestag noch im Bundesrat. 

(Beifall) 

Millionen unserer Mitbürger konnten am Fernsehschirm an seinem 
Gesichtsausdruck verfolgen, wie zuwider es ihm war, daß man in 
letzter Minute xinter dramatischen Umständen unter vollem Ein­
satz bis an das physisch:Mögliche von allen Seiten, aber vor 
allem von unserer Seite aus versucht hat, diese Verträge zu ver­
bessern. Wir verstehen eben Politik für den Menschen auch so, 
daß dabei das Interesse der eigenen Partei dem Gesamtinteresse 
untergeordnet wird. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Preunde, wenn es noch eines Er­
folgshinweises für das Wirken der Opposition bedürfte, so fin­
det der sich am besten im Wahlprogramm der SPD. Noch nie hat 
es ein Wahlprogramm gegeben, in dem der politische Gegner der­
maßen - ich will es vorsichtig ausdrücken - kopiert wurde, wie 
dies Helmut Schmidt diesmal tut. 

Daß diese konstnaktive Politik, daß unser Beitrag von unseren 
Mitbürgern verstanden wurde, das zeigt die beispiellose Serie 
von Wahlerfolgen in den Ländern, in den Städten und in den Ge­
meinden. Denken wir nur an Hessen und Berlin, an München, 
Stuttgart und Prankfurt. Überall sind wir die stärkste Partei 
geworden. Wir sind die Partei der Bürger in den kleinen Ge­
meinden, wir s(Lnd die Partei der Bürger in den Mittelstädten, 
und wir sind die Partei in den großen Ballungsräumen, die in 
der Lage ist, dort endlich zukunftsbezogene Perspektiven auf­
zubauen. 

(Beifall) 

Nur wenn unsere Mitbürger sehen, daß mit Vermanft regiert wird, 
sind sie zu den notwendigen Leistungen und auch zu notwendigen 
Opfern bereit. 

Wir brauchen wieder eine Regierung für die Bundesrepublik, die 
den Bürgern den Glauben zurückgibt, daß persönliche Anstren­
gungen für das Gahze und gemeinsame Opfer auch für den einzel­
nen einen Sinn haben. Wie selten zuvor kann der Wähler diesmal 
seine Wahlentscheidung auf einen Vergleich zwischen konkreten 
Leistungen aller Parteien stützen. Er kann Versprechungen und 
Taten gegenüberstellen. 

Aber, meine Freunde^ im kritischen Vergleich der Leistungs­
bilanzen geht es nicht nur um die Vergangenheit. Es geht vor 
allem um die Zukunft. Am 3. Oktober entscheiden die Bürger 
nicht nur darüber, wer in der Vergangenheit recht gehabt hat 
- das ist auch wichtig -; vor allem entscheiden sie dar-über, 
wer die künftigen Probleme der deutschen Politik besser be­
wältigen kann. Das ist das Wichtigste, was wir unseren Mit­
bürgern in den nächsten Wochen sagen müssen. 

(Beifall) 
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Meine Freimde, diese Herausforderung kaxm nicht mit bloßer 
Routine bewältigt werden. Was wir brauchen, ist Vertrauen der 
Bürger in die Zukunft unseres Landes. Vertrauen zu sich selbst, 
in die eigene Leistungsfähigkeit und ein neues Vertrauen und 
Solidarität untereinander. Wir brauchen das Vertrauen unserer 
Mitbürger in die Handlungsfähigkeit unseres Staates und in die 
Vertrauenswürdigkeit der verantwortlichen Politiker. Wir brauchen 
wieder Vertrauen der Bürger in die Leistungsfähigkeit \mserer 
Wirtschaft und in unsere soziale Ordnving. Wir brauchen Vertrauen 
bei unseren Nachbarn wie bei allen unseren Partnern in der Welt 
und wir brauchen einen Staat, der dieses Vertrauen rechtfertigt 
und täglich ihm gemäß handelt. 

Diese Koalition von SPD und FDP hat sich an der Zukunft unserer 
jimgen Mitbürger am meisten versündigt. Immer mehr junge Menschen 
stoßen an der Schwelle des Berufslebens auf eine geschlossene 
Gesellschaft, in der die Plätze vergeben und die Chancen versperrt 
sind. Sie sind Opfer einer unverantwortlichen Schul- \ind Bildungs­
politik, die unerfüllbare Erwartungen erweckt und Enttäuschungen 
gebracht hat. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir alle - gleich, ob wir in den Ländern an der 
Regierung sind oder in der Opposition stehen - müssen den Mut 
haben, diese Entwicklung zu beenden, eine Entwicklung, die im 
Bildungsbericht der Bundesregierung von 1970 mit der Forderung 
eingeleitet wurde, daß 50 % eines GebxirtsJahrgangs das Abitur 
erreichen sollten. Damit wurden Berufs- und Lebenserwartungen 
künstlich gezüchtet, die gänzlich wirklichkeitsfremd sind, 

(Beifall) 

Welche Verantwortung haben jene "Bildungsexperten" auf sich 
geladen, wenn gerade Arbeiterfamilien heute feststellen müssen, 
daß ihre Kinder nun das Abitur erreicht haben, aber keine Chance 
haben zu studieren. 

Die Versprechungen der Sozialdemokraten in der Vergangenheit wirken 
angesichts der wirklichen Lage an Hochschulen und Schulen wie 
blanker Hohn. Doch das alles hindert Helmut Schmidt überhaupt nicht 
daran, diese Versprechimgen erneut abzugeben, das Versprechen etwa, 
die völlige Aufhebung des Numerus clausus zu machen, obwohl diese 
Versprechungen heute so wenig einlösbar sind wie die Ankündigimg 
im Bildungsbericht von 1970. Schon damals wurde gesagt, der 
Numerus Clausus wird bis 1975 verschwinden. 

Dies alles zeigt die Kurzatmigkeit dieser Politik, weil eben 
wieder einmal die Antwort ausbleibt, wie morgen die Akademiker­
arbeitslosigkeit in Ordnung gebracht werden soll, wenn man heute 
- wie Schmidt dies tut - die unbegrenzte Öffnung der Hochschulen 
verspricht. 

Die Sozialdemokraten haben einen bildungspolitischen Scherbenhaufen 
angerichtet-.- Das hat zu der paradoxen Situation geführt, daß die 
Jungen einem oft widersinnigen Leistungsdruck ausgesetzt sind, 
ohne daß ihnen am Ende dieses Weges entsprechende offene Ztikunfts-
chancen eröffnet werden. Leistung - und wir bejahen Leistung -
erhält nur dann Rechtfertigung und Sinn, wenn auch die entsprechenden 
Chancen gegeben sind. Es darf nicht geschehen, daß eine in ihren 
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HoffniXQgen enttäuschte Generation in bloße Anpassung und Mut­
losigkeit verfällt, 

(Beifall) 

Wir wollen und wir müssen diese Resignation beseitigen, \ind zwsir 
nicht mit dem Mittel von Versprechen und Patentrezepten, sondern 
mit einer Umstellung der Prioritäten gerade auch im Bereich der 
Bildungspolitik. Wir müssen wieder ein Klima schaffen, in dem die 
Junge Generation ihrem Leben ohne Angst entgegensehen kann. Hier 
nützt nicht falsche Dramatisierung. Hier nützt nur sachliche 
Information und das Duchsetzen von sachlichen, wenn auch zugegebener­
maßen schwierigen Lösungen. Wir müssen heraus aus dieser Sackgasse, 
und dies sage ich ohne jede Einschränkung: Auch wir in der CDU und 
CSU müssen dort zu Korrekturen bereit sein, wo wir vielüe icht selbst 
an Fehlentwicklungen beteiligt waren. 

(Beifall) 

Ich bekenne mich ausdrücklich zum Leistijngsprinzip. Aber unsere 
Kinder müssen die Anforderungen der Schulen eben auch ohne 
ständige Hilfe der Eltern erfüllen können. 

(Beifall) 

Die Eltern sind nicht die Hilfslehrer der Nation. 

(Beifall) 

Und wir müssen endlich mit jenem Unsinn aufräumen, deft man uns 
aiifschwatzen will, daß Bildimg und akademisches Studium identisch 
sind. Das führt zu der Gleichung: wer Universitätsausbildung hat, 
ist gebildet, wer in seinem Beruf etwa als Schreinermeister Vor­
zügliches leistet, ist ungebildet. Das ist doch zu unsinnig, 
als daß wir es weiter hinnehmen, könnten. 

(Lebhafter Beifall) 

Eine der zentralen Fragen dieser Tage ist die Jugendarbeits­
losigkeit. Sie ist ein Skandal. Es ist ein Skandal für unsere 
Gesellschaft, daß es zehntausende junger Mitbürger gibt, die den 
ersten Schritt aus der Welt des Kindes und der Schule in die Welt 
der Erwachsenen als Arbeitslose erleben. Es ist der wichtigste 
Auftrag einer von CDU und CSU geführten Bundesregierxmg, diesen 
Skandal schnellstens zu beseitigen. 

(Beifall) 

Es geht für uns darum, die über eine Million Arbeitslosen von heute 
mit all dem, was das für sie und ihre Familien bedeutet, wieder in 
Arbeit und Brot zu bringen. Aber wir müssen auch die über eine 
Million junge Mitbürger im Visier haben, die in der Zeit von 1975 
bis 1985 aus der Schule kommen, in Ausbildungsplätze, in das 
Erwerbsleben gehen und die zur Stunde noch keine Chance haben, 
diese Plätze zu finden. Deshalb ist für \ms die allgemeine und 
die berufliche Bildung von gleichem Wert. Die Verbesserving der 
beruflichen Bildung ist deshalb für uns eine vorrangige Axifgabe. 
Wenn in diesen Tagen im Bxmdestag und im Bundesrat in dieser Frage 
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so heiß gerungen wind, dann aus unserer Sicht vor allem deswegen, 
weil wir hier nicht eine Indoktrination der beruflichen Bildung 
haben wollen, sondern eine schnelle Hilfe und Chancen auf möglichst 
viele Ausbildungsplätze für möglichst viele junge Leute in unserem 
Lande. 

(Beifall) 

Unsere Hilfe für die junge Generation wird entscheidend sein 
für deren inneres Engagement für. unseren Staat. Das gilt für die 
Jungen, das gilt für alle Bürger. Die Bürger müssen deshalb wieder 
wissen und ganz persönlich erfahren, daß dieser Staat, für den sie 
sich nicht nur materiell,'sondern auch geistig und ideell engagieren 
sollen, handlungsfähig ist. Dieser Staat muß sich a\if jene Aufgaben 
beschränken, die unverwechselbar nur er erfüllen kann.Niar dstnn wird 
er seine volle demokratische Handlungsfähigkeit bewahren Tind sich 
entschlossen - wenn es nottut - auch gegen Widerstände durchsetzen. 
Wir wollen das Glück der Menschen und nicht die Zwangsbeglückung 
durch den Staat. 

(Beifall) 

Ein Staat, der allen alles andient, dient in Wirklichkeit längst 
niemanden mehr. Wir wollen keinen Staat der roten Funktionäre und 
der Bürokraten, wir wollen die lebendige Republik des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland. Wir wollen diese Republik und 
keine andere. 

Der freiheitliche Rechtsstaat der Bundesrepublik, der in langen, 
schweren historischen Prozessen seine heutige Gestalt, gewonnen 
hat und der im Zentrum weltweiter ideologischer Auseinandersetzungen 
steht, dieser vmser Staat fordert unsere Kraft und unsere 
Wachsamkeit. 

Er ist es wert - denn es ist imser Staat -, daß wir ihn nach innen 
und außen gegen seine Verächter und Peinde verteidigen. 

Wir wollen die Werte dieser freiheitlichen Ordnung nicht der 
Gleichgültigkeit ausliefern. Diese freiheitliche Ordnung ist auf 
die innere Zustimmung unserer Bürger, von uns allen, angewiesen. 
Wir müssen sie ständig verteidigen und fortentwickeln, wenn wir 
sie nicht den Gegnern des freiheitlichen Rechtsstaats überlassen 
wollen. 

Das gilt auch und nicht zuletzt,meine Freunde, für den zentralen 
Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die Sorglosigkeit des 
Kanzlers, die sich in seiner Bemerkung, Stabilität sei ein Mode­
wort, ausdiKickt, haben die Bürger, haben wir alle, bitter bezahr-
len müssen. Kurt Georg Kiesinger - ich sagte es bei der Begrüßung -
hat 1959 der Koalition von heute eine blühende Wirtschaft, geord­
nete Finanzen, stabile Preise und ein hohes Maß sozialer Sicher­
heit hinterlassen. SPD und FDP sind drauf und dran, dieses unser 
gemeinsames Kapital zu verspielen. 

(Beifall) 

Auch ohne Ölkrise xind Exportrüpkgang hätten wir heute mit Arbeits­
losigkeit, Inflation und Schulden zu kämpfen. 

Wir haben die internationalen Zusammenhänge nie geleugnet. Aber 
Helmut Schmidt hat bereits zu einem Zeitpiinkt das Ausland für die 
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Krises verantwortlich gemacht, als wir "im Export noch Rekorde er­
zielten und Tausende von Arbeitsplätzen, deren Erhalt jetzt schwie­
rig geworden ist,noch gesichert waren. Diese Koalition hat die 
Arbeitnehmer, hat die Unternehmer, hat die Verbraucher, hat die 
Bürger allesamt, durch eine unseriöse Politik verunsichert. Sie 
hat uns Lasten auferlegt, die wirtschaftliches Wachstum und In­
vestitionen verhindern und damit Arbeitsplätze gefährdet haben. 
Es ist nicht unser Urteil, es ist das Urteil des langjährigen Vor­
sitzenden des Sachverständigenrates, Professor Kloten, der im 
Blick auf die Krise sagte: "Besonders die Finanzpolitik machte 
bis Nitte 1973 eine schlechte ?igur." Der damalige Pinanzminister 
hieß HelmutjSchmidt, meine Damen und Herren! 

(Beifall) 

In diesem Jahr - dies wünschen wir alle - geht es hoffentlich 
wirtschaftlich .wieder bergauf. Es gibt niemanden unter uns, der 
nicht aus vollem Herzen einen solchen Wirtschaftsaufschwung be­
grüßen würde. Niemand ist glücklicher als wir, wenn der schwerste 
wirtschaftliche Niedergang seit Bestehen der Bundesrepublik end­
lich überwunden wird. 

Wenn nun der Aufschwung endlich einsetzt, so ist das nicht das 
Verdienst der.Kolilition. Dieser sich jetzt abzeichnende Wieder­
aufschwung ist das Ergebnis des Fleißes unserer Bürger und ist 
ihrer Bereitschaft zum Verzicht zu verdanken. Er ist der Vernunft 
des größten Teils der Tarifpartner zu verdanken. Er ist jenen 
Selbstheilungskräften in unserer marktwirtschaftlichen Ordnung 
zu verdanken, die selbst viele Jahre einer so schlechten Wirtschafts­
und Finanzpolitik verkraftet hat. 

Nicht die Soziale Marktwirtschaft, meine Freunde, hat in den ver­
gangenen Jahren versagt: Diese Koalition hat versagt und trägt die 
Verantwortung für die Entwicklung. 

(Beifall) 

Immer mehr Arbeitnehmer spüren die Daumenschrauben der Steuer­
progression. Nach jeder Lohnrunde wird die Steuerschraube fester 
gezogen, weil sich eben der Staat, die öffentliche Hand, einen 
immer größeren Prozentsatz vom Lohn holt, ohne daß überhaupt 
Steuergesetze geändert werden müssen. Das Tempo der Inflation 
bestimmt die Steuerlast und nicht die wirtschaftliche Einsicht. 
Die inflationsbedingte Steuerprogression ist ungerecht - das 
kann jeder von uns jeden Tag beobachten -, weil eben nicht höhere 
Leistung, sondern der Geldwertschwund besteuert wird, und das ist 
eine zutiefst unsoziale Doppelbelastung für deij einzelnen. 

(Beifall) 

Das, meine Freunde, ist eine Politik der Gleichmacherei, die sich 
insbesondere gegen Facharbeiter, gegen Angestellte und Beamte, 
gegen alle beruflichen Aufsteiger, aber auch gegen den Mittelstand 
im weitesten Sinne des Wortes richtet. 

Wir sagten: Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit ist unsere vor­
rangige Aufgabe. Dartun bedarf es großer Anstrengimgen, denn es 
gibt keine bloße Automatik. Das zeigt dieser Aufschwung. Trotz 
dieses Aufschvrungs haben wir so viele Arbeitslose wie vor einem 
Jahr, und damals steckten wir noch mitten in der Rezession. Der 
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Kanzler meint, wir könnten stolz auf unsere Lage sein. Meine Da­
men und Herren^ ohne jede Dramatisierung: Wir können nicht stolz 
darauf sein, daß 1 Million Menschen in diesem Land arbeitslos 
sind. 

(Beifall) 

Arbeitslosigkeit ist kein unentrinnbares Schicksal. Das hat uns 
die Nachkriegsgeschichte gelehrt. Unserem Preund Ludwig Erhard 
ist es mit der Sozialen Marktwirtschaft gelungen, zerstörte Ar­
beitsplätze aufzubauen und neue Arbeitsplätze für Millionen von 
Vertriebenen und Flüchtlingen zu schaffen. Was damals möglich 
war, muß auch heute einer klugen, mutigen Politik möglich sein. 

(Beifall) 

Unsere Antwort heißt: 

Wir brauchen.,wieder das Vertrauen der Wirtschaft, damit von der 
Wirtschaft investiert wird. 

Wir brauchen Investitionen, um die Produktivität zu steigern» 

Wir brauchen Produktivität, um Arbeitsplätze zu schaffen \ind zu 
sichern. 

Wir brauchen eine hohe Beschäftigung, um die staatlichen Leistim-
gen, um unser Netz sozialer Sicherungen finanzieren zu können. 

Nur wenn Geld in der Kasse ist, sind die notwendigen Reformen 
finanzierbar. Auch das gehört zu diesem Bild. 

(Beifall) 

Es kommt also auf eine Verbesserung des Investitionsklimas an. 
Wenn nun einige Politiker, vor allem innerhalb der SPD, eine ' 
Kontrolle der Investitionen fordern, wenn vom Investitionsverbot 
gesprochen wird, dann kann ich nur sagen: Wir brauchen nicht 
weniger, sondern wir brauchen mehr Investitionen. Mit linken 
Ideologien lassen sich eben Arbeitsplätze nicht sichern oder neu 
beschaffen. 

(Beifall) 

Der entscheidende Ansatz für den Kampf gegen die strukturelle 
Arbeitslosigkeit ist: 

erstens: die Begrenzung der privaten Investoren zu sichern. 

Zweitens:Der Staat und die Gesellschaft müssen ohne jede Ein­
schränkung ein klares Ja zu den Erträgen und zu den Gewinnen der 
Unternehmungen und der Wirtschaft sagen. Der Staat muß sie zu 
Innovation und Wagnis im wirtschaftlichen Bereich ermuntern. 

Drittens: Die Unternehmen müssen mit mehr risikobereitem Kapital 
ausgestattet werden. 

Deshalb sagen wir ein klares Ja zur Körperschaftssteuerreform und 
ein Ja zu einer breiten Streuung des Eigentums am Produktiwer-
mogen. Je mehr'Eigentum/in diesem Lande möglich ist, um so größer 
ist die demokratische uöd soziale Stabilität. 

(Beifall) 
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Das sind Haßnahmen \ind Wege, mit denen die Finanzierung der In­
vestitionen erleichtert wird. Das sind langfristige Maßnahmen. 
Das sind Maßnahmen, die das Vertrauensklima verbessern, die die 
Chance für mehr Investitionen erhöhen. 

Die meisten Gewerkschaften - dafür sind wir dankbar - haben dies 
v'erst?inden. Mit ihren maßvollen Lohnabschlüssen verbesserten sie 
das Investitionsklima. Sie leisteten damit einen Beitrag zum Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit. Wir hoffen, daß damit mehr Arbeitslose 
auf schnellere* Wiederbeschäftigung hoffen können. 

Ich will an dieser Stelle, meine Freunde, ein klares Wort zum 
Thema Gewerkschaften sagen: Für uns erfüllen die Gewerkschaften 
in unserem Staat und in unserer pluralistischen Gesellschaft eine 
wichtige, ganz und gar unverzichtbare Aufgabe. Wir gehen seit 
den Tagen der Gründung der Union ohne jede Voreingenommenheit in 
das Gespräch mit allen Gewerkschaften. ' 

Aber weil dies so ist und weil wir diese wichtige Grundvoraus­
setzung pluralistischer Demokratie so verstehen, auch im Blick 
auf Verbände und Gewerkschaften, gerade deshalb sind wir nicht 
bereit, widerspruchslos Klassenkampfparolen hinzunehmen, wie sie 
auch in diesem Jahr auf einigen Kundgebungen zum 1. Mai zu hören 
waren. 

(Beifall) 

Wir wollen das offene, wir wollen das kritische Gespräch mit al­
len Gewerkschaftlern, und wir wollen vor allem freie Gewerk­
schaften. Wir werden nicht schweigend hinnehmen, wenn einige et­
wa im DGB den Versuch unternehmen würden, jetzt vor dieser Bundes­
tagswahl diese große Gewerkschaftsbewegung einseitig zum Erhalt 
der Macht der gescheiterten Sozialdemokratie einzusetzen. 

(Beifall) 

Wir erwarten nicht mehr und nicht weniger, als daß die Leistungen 
aller demokratischen Parteien mit dem gleichen Maßstab gemessen 
werden. 

Meine Freunde, wir wollen den wirtschaftlichen Aufschwung dauer­
haft sichern, weil ohne eine stabile iind wachsende Wirtschaft 
di"e soziale Sicherheit auf Dauer nicht gewährleistet ist. Dabei 
verlieren wir nicht aus dem Auge, daß der soziale Friede eine 
entscheidende Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum ist. 

Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik sind für uns eine Ein­
heit. Dieses Sachgesetz haben die Sozialdemokraten nie beachtet. 
Mit der Gefährdungunserer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
haben sie auch die Leistungsfähigkeit unseres Systems sozialer 
Sicherheit gefährdet. Das soziale Sicherungsnetz, in jenen 2o Jph-
ren von 19^9 t>is 1969 unter Konrad Adenauer,- Ludwig Erhard und 
Kurt jGeorg Kiesinger vor allem geknüpft, hat bislang, t r o t z 
der Politik dieser Regierung und nicht w e g e n ihr gehalten. 

(Beifall) 

GeldwertStabilität und hoher Beschäftigungsgrad sind tragende 
Pfeiler des Netzes sozialer Sicherung. Wie eng dieses Netz ist, 
zeigen folgende Zahlen: 25o ooo Arbeitslose bedeuten ein Minus 
von einer Milliarde DM allein für die Rentenversicherung. In der 
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Eentenversicherung iDrauclien wir vor allem Klarheit über die 
Finanzierung. Als 1972 die flexible Altersgrenze zusammen mit 
der vorgezogenen Rentenanpassung eingeführt wurde, lagen die . 
Vorausschätzungen der Bundesregierung über 5oo% höher als 197o. 

Wer so, wie diese Bundesregierung, mit der Eentenfinanzierung 
manipuliert, untergräbt bei den Rentnern und bei den Beitrags­
zahlern das Vertrauen in ihre Rentenversicherung und damit in 
ihre gesicherte Ziikunft. 

Wir in der Union werden es nicht zulassen, daß die von der Bun­
desregierung verschuldeten Finanzierungsprobleme aixf dem Rücken 
der Rentner ausgetragen werden. 

(Beifall) 

Die Millionen imserer älteren Mitbürger sollen wissen, daß wir, 
die Union, ihre Interessen wahrnehmen. Wir haben nicht vergessen, 
gerade wir, die Jüngeren, daß wir auf den Schultern dieser älte­
ren Generation überhaupt die Möglichkeit bekommen haben, in die­
ser Bundesrepublik in Freiheit leben zu können. 

Wir haben damals die Rentenformel geschaffen, wir werden in die­
sem Geiste auch in Zukunft gerade die guten Rechte und gerade 
die Pflichten gegenüber unseren älteren Mitbürgern wahrnehmen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, mit den Mitteln der Sozialpolitik des 19. Jahr­
hunderts - wad deswegen müssen Sozialdediokraten eben scheitern -
können wir in der zweiten Hälfte des 2o. Jahrhunderts keine ge­
rechte und menschliche Lösung der sozialen Fragen mehr erzielen. 
Eine Sozialpolitik wie die der SPD, die sich weiî gehend am Klas­
senkampf und nahezu ausschließlich am Konflikt zwischen Arbeit 
tmd Kapital orientiert, ist viel zu grob und viel zu unempfind­
lich für die wirklich vorhandenen Probleme in unserem Lande und 
die dort stattfindenden sozialen Konflikte. Heute sind doch die 
Probleme der Frau zwischen Beruf und Familie mit der oft uner­
träglichen Doppelbelastung, die Schwierigkeiten der Kinder in 
der Welt der Erwachsenen, die Probleme der Erziehungsfähigkeit 
unserer Familien, das Verlassensein alter Menschen und die soziale 
Isolierung alleinstehender Mütter, die Schwierigkeiten der Behin­
derten -viel, viel schwerer zu bewältigen als etwa die Probleme 
eines durchschnittlichen Industriearbeitnehmers. 

(Beifall) 

Dies alles wollen die Sozialdemokraten nicht zxuc Kenntnis nehmen. 
Sie verstärken durch ihre Einsichtslosigkeit den inhiimanen Trend 
in unserer Gesellschaft, Konflikte zwischen Stärkeren und Schwä­
cheren, Alten und Arbeitsfähigen, Organisierten und Nichtorgani­
sierten oder Erwachsenen und Kindern zugunsten der Stärkeren und 
damit zu Lasten der Schwächeren zu entscheiden. Meine-Damen und 
Herren, das ist doch der Kernpunkt der Neuen Sozialen Frage, um 
die wir aiif dem Mannheimer Parteitag, unserem letzten Parteitag, 
so leidenschaftlich gerungen haben. Die Politik dieser Bundesre­
gierung, die sich gerne selbst das Zusatzwort "sozialliberal" 
attestiert, beruht doch geradezu auf einem Bündnis der Stärkeren 
gegen die Schwächeren. 

(Beifall) 
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Diese Bundesregierung hat ihre Sozialpolitik an den Interessen 
machtvoller großer Organisationen ausgerichtet. Sie ist nicht 
bereit, die wirklichen Bedürfnisse unserer Bürger nach einer so­
zial gerechten Ordnung zu befriedigen. Diese Versäumnisse haben 
zu Spannungen geführt, die auch heute den sozialen Frieden ge­
fährden. Manch einer in der Führung einer Gewerkschaft, der heute 
diese Unruhe an der Basis spürt, soll einmal in Arbeiterfamilien 
mit vielen Kindern hineingehen. Er wird feststellen, dsiß diese 
Familien mit ihrem Nettoeinkommen im Durchschnitt bereits unter 
dem Sozialhilfeniveau liegen. Das Ergebnis einer solchen zutiefst 
unsozialen Politik heißt doch: Kinderreichtum führt für den 
durchschnittlichen Einkommensbezieher immer mehr zum sozialen 
Abstieg, und das in einem Lande, das wegen seines Uberalterungs-
prozesses dankbar sein sollte für jedes Kind, das geboren wird. 

(Beifall) 

Meine Frexinde, es ist doch unerträglich, wenn bestimmte linke 
Gruppierungen heute "die partielle Erziehungsunfähigkeit der mo­
dernen Familie" beklagen und daraus gleichzeitig die Forderung ab­
geleitet wird, den sogenannten Dualismus von privater und öffent­
licher Erziehung zu beseitigen, d. h. mit anderen Worten, die 
Familienerziehung durch eine kollektive Erziehung in gesellschaft­
lichen Einrichtungen zu ersetzen. Angesichts solcher Tendenzen 
miiß man doch zumindest die Frage aufwerfen, ob die soziale Kot 
kinderreicher Familien solchen Leuten gar in ihr ideologisches 
Konzept paßt. 

(Beifall) 

Wir werden nicht zulassen - und wir werden in den nächsten Wo­
chen überall in der Bundesrepublik darüber reden -, daß die So­
zialdemokraten die zutiefst \insozialen Folgen ihrer Politik 
ideologisch vernebeln. Wir wollen eine gerechte Sozialpolitik. 
Wir werden die Vorarbeiten für eine Neuregelung des Eentenrechts 
entsprechend dem verfassungsgerichtlichen Auftrag der Gleichbe­
handlung der Geschlechter im Eentenrecht unverzüglich nach dem 
Oktober aufnehmen. Dazu ist die Partnerrente eine hervorragende 
Möglichkeit. 

(Beifall) 

Wenn ich von diesen neuen Fr̂ igen spreche, dann geht es in unserem 
Land, in dem die Bürger 1975 bereits 3oo Milliarden DM für sozi­
ale Aufgaben aufwenden, nicht darum - das muß man klar \xnd deut­
lich aussprechen -, den Anteil des Staates am Sozialprodukt zu 
erhöhen. Viel wichtiger ist jetzt vielmehr die Aufgabe, die soziale 
Wirksamkeit der Mittel zu verbessern, den ausreichenden Spiel­
raum zu schaffen, um auch die neu entstandenen Fragen lösen zu 
können. Wir, CDU und CSU, haben mit all unseren Mitbürgern den 
Wiederaufbau geschafft. Wir, die Union, werden fähig sein, den 
Wiederaufbau langfristig zu sichern xtnA die notwendigen sozialen 
Entscheidungen zu treffen. 

Stabilität im Innern, meine Freunde, ist die Grimdlage für eine 
handlungsfähige Außenpolitik. Wer heute in die Welt schaut, stellt 
fest: Das Klima ist kälter geworden. Wenn heute ,im Westen ganz 
allgemein \xn& bei uns in der Bundesrepublik im speziellen eine 
Ernüchterung über die sowjetische Politik Platz greift, dann 
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zeigt das nur, daß sich jahrelang viel zu viele von Entspannungs­
illusionen., haben berauschen lassen. 

Wenn Jetzt etwa der Bundeskanzler erklärt, der Entspannungsbegriff 
sei für die Bimdesregierung immer ein schillernder BeRriff ge­
wesen, dann muß ich daran erinnern, daß es doch die Sozialdemo­
kraten waren, die diesen Begriff seit 1969 wie einen Markenarti­
kel mit einfacher Gebrauchsanweisung verkauft haben. Einer solchen 
Politik, meine Freunde, mußte doch nach der tatsächlichen Ent­
wicklung die Ernüchterung auf dem Euß folgen. 

Mehr denn Je - das beklagen wir - vermittelt der Westen, die Ge­
meinschaft der freien Länder, ein Bild der Schwäche. Dagegen ist 
die sowjetische Politik unübersehbar vom Bewußtsein ihres stetig 
wachsenden Übergewichts im weltweiten Kräfteverhältnis geprägt-
Selbstsicherheit und starkes offensives Selbstvertrauen sind die 
Polgen. Wenn die Sicherheit der Europäer wieder stärker bedroht 
ist, dann angesichts der Gefahr, daß die neuen Schwächen des 
Westens für die Sowjetunion ebenso viele Versuchungen darstellen, 
ihre politische Offensive zu verstärken. 

Deshalb, meine Freunde, ist der Frieden eben rdcht sicherer ge­
worden. Erneut ist das entscheidende Gleichgewicht der Kräfte 
zwischen Ost und West bedroht. Das Gleichgewicht zwischen Ost 
und West'bleibt Voraussetzung dafür, daß Friedenspolitik über­
haupt möglich ist. 

(Beifall) 

Entspannungspolitik kann die Interessenkonflikte nicht auflösen. 
Entspannungspolitik - so wie wir sie verstehen - ist rationaler 
Ausgleich der Interessen, ein Mittel, den Ost-West-Konflikt in 
seinem Ausmaß zu beschränken, eine Methode, denkbare Konflikte 
rational zu steuern. 

Entspann\ing, meine Damen und Herren und liebe Freunde, ist das 
gemeinsame Interesse der Menschheit, trotz unvermeidbarer Kon­
flikte zu überleben. Deswegen kann für uns Entspajinung niemals 
heißen, Interessen einseitig oder gar willkürlich dixrchzusetzen. 
Wirkliche Entspannung setzt Partner voraus, die gleichberech­
tigt sind und bei denen nicht der eine dem anderen unterlegen 
ist. 

Wir nutzen niemandem, wenn wir auf die gegenwärtige weltweite 
kommunistische Herausforderung nur mit moralischer Entrüstung 
oder mit Beschimpfxingen an die Adresse. Moskaus reagieren. Die 
Sowjetunion, meine Freunde, hat aus ihren fielen \ind Absichten 
nie ein Hehl gemacht. Sie hat ihre Interessen als kommunistische 
Weltmacht vertreten und d\irchgesetzt, wo immer dies die Schwäche 
des Westens zuließ. In dieser Lage gibt es keinen Anla£ zur Ver­
harmlosung oder zur Beschönigung. Genau das aber tun Willy-
Brandt und Helmut Schmidt. 

(Beifall) 

Sie verbreiten die vermeintlich nützliche parteipolitische Le­
gende, daß die Kommunisten nur dort eine Chance hätten und stark 
seien, wo sogenannte Konservative an der Regierung säßen. Sie 
unterscheiden zwischen rotem und weißem, zwischen gefährlichem 
und ungefährlichem KommTinismus. 
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Meine Damen und Herren, wir alle haben die GescMchte Europas 
in den letzten 3o Jahren doch miterlebt. Ich will es in einem 
Zitat darstellen, das besser ausdrückt, als es jeder von uns 
sagen kann, was ich meine: 

"19^5 glaubten zahlreiche europäische Sozialisten, ein solches 
Zusammengehen - mit den Kommunisten - entspreche erstens den 
"realpolitischen" Gegebenheiten und sei zweitens erforderlich, 
um den feudalistischen \and halbfaschistischen Elementen ihrer 
Läuader den Boden zu entziehen. ... . 

Kurz vor Jahresende verschwand auch die einstmals starke Sozia­
listische Partei Polens von der legalen Oberfläche. ... 

Wer es noch nicht wußte, hat im Laufe dieser Geschehnisse er­
fahren müssen, daß die Kommunisten keine Bundesgenossen sind, 
sondern Exploiteure von Scheinbündnissen zum Zwecke ihrer bru­
talen Parteiherrschaft." 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, Ihr Beifall gilt Willy Brandt, der die­
se Sätze im Januar 19^9 niedergeschrieben hat. Ich frage mich: 
Warum hat er, warum hat Helmut Schmidt, warum haben die deut­
schen Sozialdemokraten diese wichtigen historischen Erfeüirungen 
über Bord gehen lassen? 

(Beifall) 

Wir, die Union, werden heute wie in Zukunft und in der Vergan­
genheit Jede totalitäre Bewegung in Europa, komme sie von rechts 
oder von links, mit äußerster Entschlossenheit bekämpfen. Wir 
vertreten eine Politik der Mitte für Deutschland und Europa. 
Wir sind gegen Paschismus und gegen Kommunismus, weil wir gegen 
Jeden menschenfeindlichen Totalitarismus sind. 

(Beifall) 

Das heißt im Klartext: Wir sind heute und in Zukunft gegen Jede 
Volksfront in Europa. 

(Erneuter Beifall) 

Faschismus und Kommunismus haben in der Geschichte immer wxc 
Demokratien und demokratische Bewegungen vernichtet, Gewaltherr­
schaft aufgebaut und Menschlichkeit durch Terror zerstört. Wir 
erleben mitten in Deutschland, was das heißt: Mauer, Stachel­
draht und Schießbefehl! Dies alles ist sehr viel einprägsamer 
als pseudodemokratische Bekenntnisse italienischer oder fran­
zösischer Kommunisten. Wir haben die Lektion der Republik von 
Weimar gelernt: Mit den Feinden der Demokratie gibt es kein 
Paktieren. 

(Beifall) 

Wir bekennen uns als eine der großen deutschen Volksparteien zu 
solidarischem Handeln der Bundesrepublik auch mit unserer Nach­
barschaft. Wir beklagen, daß der Bundeskanzler überall dort, wo 
solidarisches Handeln notwendig wäre, öffentliche Belehrungen 
und Kritik prteilt. Laut Helmut Schmidt, meine Freunde, sind 
wir Jetzt ein Modell für den Rest der Welt. Aber die Welt will 
auch heute nicht am deutschen Wesen genesen. Das schafft uns 
keine Freunde. Und die Prahlerei mit einer wirtschaftlichen 
Spitzenstellung macht uns nicht beliebter. 
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Wir denken bei diesen ungewöhnlich törichten Äußerungen an die 
Klugheit, an die Zähigkeit und an den Takt, mit denen Konrad 
Adenauer die Bundesrepuhlik Deutschlaund als gleichberechtigten 
Partner in das westliche Bündnis, in die Gemeinschaft der frei­
en Völker, zurückgeführt hat. 

(Beifall) 

Konrad.Adenauer und Ludwig, Erhard haben durch ihre Aufbaupolitik 
bei unseren Bürgern Bewunderung und weltweiten Respekt für die 
Bundesrepublik erworben. Meine.Damen und Herren, das hat aber da­
mals nicht dazu geführt, daß die Bundesrepublik als Prahlhans die 
internationale Presse beschäftigte. 

Unser Stolz - auch unser nationaler Stolz - über das Erreichte 
ist voll berechtigt. Dieser Stolz ist für uns aber auch ganz 
selbstverständlich verbunden mit der Bescheidenheit und der Be­
reitschaft zur internationalen Verantwortung gegenüber den Nach­
barn in Europa, aber auch gegenüber den Nachbarn in anderen Kon­
tinenten, vor allem in der Dritten und Vierten Welt, die gerade 
\msere Hilfe und unsere Unterstützung aus dem Prinzip eines mo-
ralischen Gesetzes freiheitlicher Demokratie heraus brauchen. 

(Beifall) 

Wir werden der deutschen Außenpolitik wieder klare Prioritäten 
geben. Sie lauten wie folgt: 

Erstens: Wir werden mit aller Leidenschaft die politische Eini­
gung Europas anstreben. Wenn wir die Bundesregierung im Herbst 
übernehmen, werden wir alles tun - selbst wenn es nur einige 
Gleichgesinnte in anderen europäischen Ländern geben wird -, um 
in der Bundesrepublik im Jahre 1978 freie und direkte Wahlen zum 
Europäischen Parlament vornehmen zu können. 

(Beifall) 

Zweitens: Wir wollen und wir werden die westliche Allisunz festi­
gen und weiter ausbauen, auch dort, wo uns dies Opfer kostet. 

Drittens: Wir werden \insere internationale Mitverantwortung ge­
genüber der Dritten Welt wahrnehmen und zu einem menschlich ge­
rechten und sachlich vernünftigen Interessenausgleich zwischen 
Nord und Süd beitragen. 

Viertens: Wir wollen und wir werden eine Politik des rationalen 
Interessenausgleichs mit den Völkern in Mittel- und Osteuropa 
fortsetzen und dabei in stärkerem Maße auch die einzelnen Staaten 
und,in besonderer Weise, die Volksrepublik China einbeziehen. 

Der erste Schritt muß sein, das Gleichgewicht zwischen Ost xmd 
West wiederherzustellen - nicht um Entspannungspolitik zu erset­
zen, sondern um den Frieden zu sichern. Das heißt für uns: 

Wir - die freie Welt - müssen verteidigungfähig bleiben. Die frei­
heitliche Entwicklimg des Westens muß weiter vorangetrieben wer­
den. Die Verteidigung sichern heißt, daß wir unserer Bundeswehr 
die Chance und die Unterstützung geben, die diese Bundeswehr zur 
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Efüllung ihres Auftrags,unsere Freiheit zu sichern, selhstver-
ständlich braucht. 

(Beifall) 

Die politische Integration des freien Europa und die Stärkimg der 
westlichen Allianz sind Voraussetzungen dafür, daß das deutsche 
Volk im freien Teil imseres Vaterlandes, in der Bundesrepublik 
Deutschland , in Freiheit, in Sicherheit und in Wohlstand leben 
ksinn. Gleichzeitig sind sie Voraussetzungen und Grundlage einer 
Politik des Friedens. 

Wir werden uns morgen einen ganzen Tag lang mit den Grundthemen 
der Europapolitik beschäftigen. Damit wollen wir den zentralen 
Stellenwert dokumentieren, den diese Politik für uns hat. 

Wir wollen eine Politik der Verständigung und des Interessen­
ausgleichs mit den Völkern in Mittel- und Osteuropa und mit ihren 
Regierungen. Unsere Adressaten werden Moskau und die osteuropä­
ischen Staaten sein. Dabei wird sich die Bundesrepublik unter 
unserer Führiing nicht noch einmal unter Zeitdruck setzen lassen 
noch sich selbst bei Verhandlungen unter Zeitdruck setzen. 

(Beifall) 

Wir werden nur solche Verträge und Abkommen schließen, die die In­
teressen beider Seiten berücksichtigen und die in Leistung und 
Gegenleistiong ausgewogen sind. 

(Zustimmung) 

Meine Freunde, wir werden uns - weil dies ein Grundanliegen wirk­
lich vernünftiger demokratischer Politik ist - darum bemühen, für 
eine solche Außenpolitik eine möglichst breite Zustimmiing bei 
allen demokratischen Parteien und Kräften in unserem Lande zu 
erreichen. Wir wollen es nicht auf einseitige Kraftakte ankommen 
lassen, denn dies würde der Sache genauso schaden wie der Demo­
kratie. Wir wollen auch in der Außenpolitik nicht, daß eine Grup­
pe, wie wir das jetzt jahrelang bei der Diffamierung der Arbeit 
der Vertriebenenverbände erlebt haben, durch die regierungsamtli­
che Politik in das offizielle Abseits gestellt wird. 

(Beifall) 

Ostpolitik, die erfolgreich sein will, muß sich demonstrativer 
und spektaikulärer Akte enthalten, auch wenn dies innenpolitisch 
nicht immer populär ist. Bei meiner Reise nach Moskau hatte ich 
den Eindruck, daß sich auch unsere Gesprächspartner in der Sow­
jetunion auf eine solche Politik durchaus einstellen können, 
denn es liegt doch auch im Interesse Moskaus, langfristig solide 
Ergebnisse mit dieser Politik zu erzielen. 

Dies schließt nicht aus, daß es unser zentrales Ziel bleibt, über­
all in der Welt die Verwirklichung der Menschenrechte als ein 
wichtiges Grundanliegen freiheitlich gesonnener Demokraten zu 
betrachten. Wir werden dieses Ziel auf allen uns geeignet er­
scheinenden Wegen der internationalen Politik weiter verfolgen, 
selbstverständlich unter Beachtung der Souveränität jedes Staa­
tes für sein Hoheitsgebiet und im Rahmen der KSZE-Schlußakte von 
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Helsinki. Wir fordern aber gerade weil dies in Helsinki nieder­
geschrieben wurde, unsere westlichen Verbündeten auf, gemeinsame 
Schritte zu unternehmen, damit diese Schlußakte in allen ihren 
Teilen inhaltlich wirklich erfüllt wird, und zwar in allen Un­
terzeichnerstaaten, in Ost wie in West. 

(Beifall) 

Meine Freunde, dies ist vor allem ein Auftrag an die Union: Wir 
müssen gegenüber dem Weltkommunismus wiederum in die geistige und 
politische Offensive gehen. Wir dürfen nicht länger zulassen, daß 
die Bereitschaft zur geistigen und politischen Auseinandersetzung 
mit dem Kommunismus und seinem Herrschaftssystem nachläßt. Wir 
dürfen uns von anderer Seite auch nicht die Spielregeln diktieren 
lassen. Ich denke jetzt z.B, daran, daß man in Moskau seinen Kampf 
als ideologischen Klassenkampf rechtfertigt, der über alle na­
tionalen Grenzen reicht, uns aber dann, wenn wir reagieren, der 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten bezichtigt, nur weil 
wir unsere eigenen Interessen und die Interessen der Freiheit 
wahrnehmen. 

(Beifall) 

Wenn Radio Moskau vor wenigen Tagen in einem Angriff auf mich 
erklärte: 

"Wir machen kein Hehl daraus, daß wir in der Entspannxing einen 
Weg zur Schaffung günstigerer Bedingungen für den friedlichen 
sozialistischen und kommunistischen Aufbau sehen.", 

dann will ich darauf ganz unmißverständlich antworten: Für'uns, die 
CDU und CSU, für uns in der Union in Deutschland bleibt Sicher­
heit mit Freiheit untrennbar verbunden. 

(Beifall) 

Freie Selbstbestimmung der Völker, freie Meinungsäußerung der 
Menschen, freier Austausch von Ideen und Menschen sind die Grund­
lage für den Übergang von einer zerbrechlichen Koexistenz zu ei­
nem tragfähigen Frieden. 

Frieden, meine Freunde, muß sich an der Menschenwürde orientie­
ren. Was die Menschenwürde verletzt oder mit Füßen tritt, dient 
nicht dem Frieden. 

(Beifall) 

Gradmesser der sowjetischen Entspannungsbereitschaft bleibt für 
uns vor allem das Verhalten der Sowjetunion gegenüber Berlin. 
Das Viermächteabkommen über Berlin darf von niemandem untermi­
niert werden. Es muß nicht nur strikt eingehalten,sondern auch 
voll angewendet werden. 

Gradmesser der Entspaxuiungsbereitschaft bleiben für uns auch die 
Bereitschaft der DDR zum Abbau ihrer auf Konfrontation abgestell­
ten Politik und ihrer Bereitschaft zu einem geregelten Zusammen­
leben, das diesen Namen verdient. 

Das gilt aber nicht nur. für mehr Freizügigkeit von Menschen, Ideen 
und Informationen,, sondern das gilt auch für die Di&kussion um die 
Einheit der deutschen Nation. 

(Beifall) 
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Wenn Herr Honecker in diesen Tagen glaubt, mit einem Federstrich 
den Hinweis auf die eine deutsche Nation aus dem Programm der SED 
und damit später auch aus der Verfassung der DDR streichen zu kön­
nen, dann können wir ihm nur antworten: Diktatoren kommen \ind ge­
hen, aber die Völker bleiben. Die deutsche Nation bleibt, auch 
wenn es ihm nicht gefällt. 

(Lang anhaltender, lebhafter Beifall) 

Meine Freunde, ich weiß, dazu braucht es vor der Geschichte einen 
langen Atem. Aber ich frage einen jeden von uns: Wer soll eigent­
lich diesen langen Atem vor der Geschichte haben, wenn nicht wir, 
die Deutschen in der Bundesrepublik, die nach dem Kriege - und 
zwar sind es die meisten von uns - nicht durch eigenes Verdienst 
das Glück hatten, auf der Sonnenseite der Erbmasse des Deutschen 
Eeiches aufzuwachsen und leben zu können? 

(Beifall) 

Eine Änderung der sowjetischen Position wird nur durch das zu 
erreichen sein, was Präsident Ford "eine westliche Politik des 
Friedens aus der Stärke heraus^' nannte. Das ist etwas ganz ande­
res als eine Politik der Kraftmeierei, der Aggressivität oder 
des kalten Krieges. 

D\irch eine Politik des Friedens und des Interessenausgleichs, 
die Begegnungen und Verhandlungen möglich macht; durch eine 
Politik, die in den Grundsätzen unnachgiebig, in der Methode 
flexibel ist und ohne Zeitdruck und ohne selbstgewählten Er­
folgszwang gehandhabt wird. 

Dazu, meine Freunde, sind wir entschlossen, und so werden wir in 
der Eegierungsverantwortung handeln. 

Liebe Freunde, wenn wir unsere Aufgaben schaffen wollen, dann 
brauchen wir. in unserem Volke wieder einen neuen Sinn für das 
Gemeinsame. Alle unsere Mitbürger müssen wieder die Gewißheit 
haben können, in welcher Haltung, in welchem Geist, nach welchem 
Leitbild wir unsere gemeinsame Aufgabe, die Bewältigung der Zu­
kunft unseres Volkes, unseres Landes, anpacken werden. 

Deswegen geht es vor allem und in besonderer Weise-vm die geistig­
politische Verfassung unseres Gemeinwesens. Unser Staat muß mehr 
sein als ein bloßer Adressat von Begehrlichkeiten. Wir müssen 
ihn wieder verstärkt sehen als die gemeinsame Institution aller 
Bürger füreinander und zur Lösung der gemeinsamen Aufgaben be­
greifen und für den einzelnen erfahrbar machen. 

An einer bloßen Wirtschaftsgesellschaft nimmt der einzelne allen­
falls aus Nützlichkeitserwägiingen und zu eigenem Vorteil teil. • 
Ein solches Bild des Staates weckt kein Engagement, mobilisiert 
keine Loyalität, geschweige denn die notwendige Bereitschaft, 
auch einmal Opfer zu bringen. Diese auf gemeinsame Freiheit ge­
richtete Loyalität des Bürgers z\im Staat kann nur in gemeinsa­
men Werten gründen. Diese gemeinsamen Werte müssen wir gemeinsam 
erneut begründen. 

Eine Politik ohne Werte ist wertlos; ohne geistige Perspektive 
verliert sie Realität, Richtung und Sinn. Unsere Zeit - das ver-
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spüren wir alle und nicht nur bei den Jungen in imserem Lande -
braucht andere Vorbilder..Sie ruft nach Menschen mit mehr Nächsten­
liebe, mehr Einsatzbereitschaft für den anderen, mehr Zivilcourage. 
Solche Menschen, solche Bürger werden sich nur schlecht zu Un­
tertanen eignen, dafür aber viel mehr zu mündigen Bürgern in 
einer freien und sozial gerechten Demokratie. 

Eine Politik ohne Werte, ohne Sinn und ohne Perspektive erschüt­
tert notwendig die Grundlagen der Stabilität von Staat und Gesell­
schaft, sie verrückt die Richtpunkte für die gesellschaftliche 
Orientierung der Menschen, weil der einzelne ohne Antwort auf 
die Frage nach seiner ganz persönlichen und auch seiner gesell­
schaftlichen Existenz bleibt. 

Die Bundfsrepublik, meine Freunde, hat sich nicht im Zeichen des 
Sozialismus und unter der Führung der SPD, sondern im Zeichen der 
Freiheit und der sozialen Partnerschaft und unter der Führung der 
Union zu jenem blühenden Gemeinwesen entwickelt, auf das wir alle 
stolz sind. 

(Beifall) 

Für unsere Zukunft stehen wir jetzt vor der Wahl: Entweder \inser 
gemeinsames Werk neu zu begründen und nach vorne offen weiterzu­
führen, oder das bisher Erreichte durch sozialistische Experimen­
te und bürokratische Gä^gelung zu gefährden. 

Wir begründen unsere Politik aus unserer Id,ee vom freien Bürger, 
aus unserer christlichen Glaubensheimat und aus jenem Bild des 
Menschen, das wir als katholische oder evangelische Christen mit 
auf -unseren Weg bekommen haben, aus einer Idee vom Bürger, der 
sich in einer geordneten Gemeinschaft eigenständig entfalten und 
verwirklichen kann, der sich etwas zutraut, der nicht alles vom 
Staat erwartet, dessen Leistung aber auch vom Staat und der Ge­
sellschaft ermöglicht un.d belohnt wird. 

Nur eine Gesellschaft, die mehr Freiheit und Gerechtigkeit schafft, 
verdient und erhält den Einsatz des einzelnen. Jeder von uns hat 
doch die Erfahrung gemacht: Nur in einem geordneten Gemeinwesen 
kann sich der einzelne frei entfalten. Wir arbeiten für eine 
freie Republik freier Bürger für unsere Bundesrepublik Deutsch­
land. 

(Beifall) 

Auf dem Fundament von Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
garantiert die Union den sicheren Weg in eine freiheitliche und 
soziale Zukunft. So ist diese unsere Union die freiheitliche 
Alternative in Deutschland. 

Wir versprechen nicht allen alles. Aber wir werden das, was wir 
versprechen, halten. Wir fordern, was nötig iind möglich ist, 
und wir täuschen auch niemanden vor dieser wichtigen Wahl über 
die Notwendigkeit gemeinsamer Anstrengungen und Opfer hinweg^ 

Unser Volk hat in schwierigen Zeiten wichtigere und größere Auf­
gaben gemeistert. Der Fleiß und der Leistungswille unserer Bür­
ger, ihre Kenntnisse, ihre Tugenden machen den Reichtum unseres 
Volkes aus. Ihre politischen Tugenden, die Tugenden freier Bürger, 
oft genug von Sozialisten als "bürgerliche" Tugenden diffamiert, 
begründen unsere Hoffnung auf eine gute Zukunft. 
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Die Bürger unseres Landes, meine Preunde, haben eine bessere 
Politik, haben eine bessere Regierung verdient. 

, (Beifall) 

Jetzt ist es Zeit für einen Aufbruch in der deutschen Politik. 
Laßt uns gemeinsam einen neuen Anfang machen! 

Wir brauchen diesen neuen Anfang, einen neuen Anfang, neues Ver­
trauen, wir brauchen eine bessere Politik. Wir haben sie mit der 
CDU, mit der Union,mit einem neuen Konzept, das bewährte Grundsätze 
auf neue Herausforderungen anwendet, mit der neuen Tatkraft einer 
Partei, die vom breiten Vertrauen unserer Bürger getragen wird, 
in den großen. Städten genauso wie auf dem Lande, bei den jungen 
wie bei den alten Mitbürgern. 

Diese unsere Union steht für die Freiheit, die wir lieben, für 
die Sicherheit, die wir brauchen, für die Zuk\inft, die wir wollen. 

Wir sind bereit zur Verantwortung, zu Leistungen, zu Kampf; 
dann werden wir gemeinsam Erfolg haben für unser deutsches Vater­
land aus Liebe zu Deutschland. 
(Lebhafter langanhaltender Beifall - Die Delegierten erheben sich) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, jeder 
im Saal hat bei Ihrer großartigen Rede gespürt, daß wir an Ihrer 
Seite mit Zuversicht und mit Mut in den Wahlkampf gehen können. 
Ihre grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem politischen Geg­
ner hat uns gezeigt, daß es in der Tat höchste Zeit wird, die 
Regierung von Helmut Schmidt abzulösen. Helmut Kohl,- wir danken 
Ihnen ganz herzlich für diese großartige, inhaltsreiche Rede. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
liebe Freunde, wir fahren in unseren Beratungen fort und kommen 
zum Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Das 
Wort hat"unser Freund Karl Carstens. 

Prof. Dr. Karl Carstens, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! Helmut Kohl hat in seiner großartigen Tjnd umfas­
senden Rede die Themen abgehandelt, die der Gegenstand unserer 
Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner jetzt und in den 
kommenden Monaten sein werden. Mir bleibt in meinem Bericht, den 
ich jetzt für die Fraktion erstatten möchte, nichts anderes 
übrig, als aus unserer Sicht einige Variationen zu den Themen 
beizutragen, die in diesem großen Bericht unseres Parteivor­
sitzenden und Kanzlerkandidaten ausgeführt wurden. 

Meine Damen und Herren, die SPD empfiehlt sich in ihrem Wahlpro­
gramm 1976 dem Wähler als Partei der Vollbeschäftigung. Ich kann 
dazu nur sagen: Das muß für die Arbeitslosen in der Bundesrepu­
blik Deutschland wie eine Verhöhnung klingen. 

(Beifall) 

Der Wahrheit käme es näher, wenn sich die SPD als Partei der 
Arbeitslosigkeit, der Konkurse und der Staatsverschuldung be­
zeichnen würde. 

(Beifall) 
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Die Ausrede, daß die weltweite Rezession für diese Krise verant­
wortlich sei, ist unvollständig und deswegen falsch. Ein Teil der 
Ursachen dieser Krise sind hausgemacht, und für sie tragen 
niemand anders die Verantwortung als SPD und FDP und die Bundes­
regierung in Bonn. 

(Beifall) 

In den Jahren 1969 bis 1973 betrieb die Bundesregieriing eine be­
wußte Inflationspolitik nach dem Motto: 5 % Inflation sind mir 
lieber als 5 % Arbeitslosigkeit. Es wurde eine Eeformpolitik ein­
geleitet ohne Jede Rücksicht auf die Kosten, die damit verbimden 
waren. Eine Gesetzesflut ohnegleichen strömte auf den Bürger her­
ab, und als Folge davon wurde der Staatsapparat von Jahr zu Jahr 
weiter vergrößert. Die Zeche zahlt der Bürger, zahlen die Be­
zieher kleinerer iind mittlerer Einkommen, meine Freunde. 

Von den Lohnerhöhungen der letzten Monate werden den Arbeit­
nehmern durchschnittlich 6o % in Form von Steuern und Abgaben 
weggenommen. Vor ein paar Wochen trat ein Baufacharbeiter im 
Fernsehen auf und legte seine Lohntüte vor. Ihm wurden von 
95 DM Lohnerhöhung über 7o DM weggenommen. 

Die Rentner sind heute vielfach nicht mehr in der Lage, einen 
Platz im Altersheim zu bezahlen, nachdem sie ein Leben lang 
gearbeitet haben, um für ihr Alter vorzusorgen. Und in der Wirt­
schaft zahlen die mittelständischen Betriebe, aber auch die 
anderen Betriebe, die höchsten ertragsunabhängigen Steuern von 
allen Ländern in Westeuropa. Ich sage es noch einmal: Die Zeche 
dieser verfehlten Politik zahlt der Bürger, zahlt der Wähler. 
Wir brauchen nichts weiter zu tun, als den Bürgern und Wählern 
diese Tatsachen zum Bewußtsein zu bringen; dann haben wir eine 
außerordentliche Chance, uns mit dieser Regierung in Bonn er­
folgreich auseinanderzusetzen. 

(Beifall) 

Das alles ist Teil der sozialistischen Politik gewesen, die 
diese Herren sieben Jahre lang in Bonn nach dem Motto betrieben 
haben: immer mehr Aufgaben auf den Staat wälzen und dann immer 
höhere Steuern fordern, um den immer größer werdenden Staats­
apparat finanzieren zu können. 

Die Biindesregierung beruft sich demgegenüber auf das Netz der 
sozialen Sicherheit, das den Bürger vor den Polgen der Rezession 
schütze. Dabei unterläßt es die Bundesregierung, zwei Dinge zu 
sagen, nämlich erstens,daß durch die von ihr mitverschuldete 
Krise die finanziellen Grundlagen dieses Systems der sozialen 
Sicherheit zum erstenmal seit 19^9 in Mitleidenschaft gezogen 
worden sind. Sie unterläßt es zweitens zu sagen, daß dieses 
Netz der sozialen Sicherheit zum allergrößten Teil von Regie­
rungen der Union geschaffen worden ist, von den Arbeitministern 
Anton Storch, Theodor Blank und Hans Katzer. 

(Beifall) 

Ihre Namen sind mit der Kriegsopferversorgung, mit dem Lasten­
ausgleich, mit der Verbesserung der Arbeitslosenversicherung, 
mit der dynamischen Rente, mit dem Bundessozialgesetz für alle 
Zeiten verb\uiden. 
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Jetzt, in dieser Lage, in der wir uns befinden, konmt es darauf 
an - Helmut Kohl hat es bereits gesagt -, vor allem die wirt­
schaftliche Tätigkeit wieder zu beleben, die Investitionsbereit­
schaft zu aktivieren. Nur dadurch wird es möglich sein, die 
Arbeitslosigkeit langfristig zu überwinden. 

Die beste Gewähr für eine Wiederbelebung der Investitionstätigkeit, 
meine Freunde, ist ein Wahlsieg der Union im Oktober dieses Jahres, 
weil erst dann das Vertrauen wiederhergestellt sein wird, an dem 
es jetzt fehlt. 

(Beifall) 

Ich möchte auch ein paar Worte zur Bildungspolitik sagen, mit 
der sich die Fraktion im Bundestag oft auseinander esetzt hat. 
Die Zielvorstellungen der SPD und der FDP aus dem Jahre 1970 haben 
sich als falsch erwiesen. 50 % Abiturienten vmd 25 % Studierende 
von jedem GeburtsJahrgang, das ist einfach mehr als wir - auch 
finanziell - verkraften können. Aber es ist auch eine unvernünftige 
Zielvorstellung, die da entwickelt worden ist. Ihr liegt die Vor­
stellung zugrunde, daß nur der Akademiker, daß nur der Abiturient 
dazu befähigt sei,leitende Stellungen in Staat und Gesellschaft zu 
bekleiden. Man muB sich doch wirklich fragen, wie es möglich ist, 
daß eine Partei, die sich als Arbeiter- und Arbeitnehmerpartei 
bezeichnet, zu so absurden Zielvorstellungen hat kommen können. 
Da bedurfte es in der Tat der ganzen sozialistischen Verbohrtheit 
der Herren von Oertzen, von Friedeburg und von Dohnanyi, um eine 
Partei auf dieses Geleis zu bringen. 

' (Beifall) 

Jeti;t fordert die SPD in ihrem Wahlprogramm die Abschaffung 
des Numerus clausus. Ja, meine Damen und Herren, das hat sie 
1970 schon einmal getan, und zwar für das Jahr 1975, und 1975 
war der Nvunerus clausus schärfer, umfaßte er mehr Fächer als 
jemals zuvor. Die Partei, die sich jetzt hinstellt imd erneut 
die Abschaffung des Numerus clausus fordert, hat doch jede 
Glaubwürdigkeit für diese Forderung eingebüßt. 

(Beifall) 

Vernachlässigt wurde in dieser Zeit der wichtige Zweig der 
beruflichen Bildung, durch den dreiviertel \anserer jungen Leute 
gehen. Jahrelang stritten sich SPD imd FDP in der Bundesregierung 
um einen gemeinsamen Entwurf. Als schließlich der gemeinsame 
Entwurf kam, zeichnete er sich wieder aus durch übermäßige Ver­
waltungsapparate, durch eine Verbürokratisierung der beruflichen 
Bildung, durch ein falsches Finanzierungssystem. Man mußte also 
befürchten, daß dieses Gesetz zur ber-uflichen Bildung das Gegenteil 
von dem erreicht, was notwendig ist: nämlich daß es, anstatt mehr 
Ausbildungsplätze zu schaffen, die vorhandenen Ausbildungsplätze 
gefährden wird. 

(Beifall) 

Wir haben ims mit aller Entschiedenheit xmä. aller Energie gegen 
diesen Irrweg, gegen diesen falschen Weg im Bereich der beruflichen 
Bildung gewandt. 
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Mit dies en falschen Zielvorstellungen in der Bildungspolitik ging 
die fortdauernde Berieselung der Schulen mit marxistischem Gedanken­
gut einher. Ich entnehme aus einer Rede, die Professor Schoeck vor 
kurzem in Künchen gehalten hat, daiß es moderne Schulfächer gibt, 
in denen praktisch nur marxisitisch orientierte Schulbücher zur 
Verfügung stehen. Da haben die Marxisten mittlerweile eine Art 
Monopol, das .auf schnellste durchbrochen und beseitigt werden miaß. 

Meine Damen und Herren, in dieser Auseinandersetzung um die geistige 
Orientierung an den Schulen haben unsere jungen Freunde - Junge 
Union, Schülerunion, ECDS - einen großartigen Kampf für mehr 
Freiheit an den Schulen geführt. 

(Beifall) 

Ich möchte ihnen dafür herzlich danken und auch meine persönlichen 
Hochachtung aussprechen. Die Generation ihrer Großväter - vielleicht 
waren es zum Teil auch noch ihre Väter - hat es an diesem ent­
schiedenen Eintreten für die Grundsätze der Freiheit vor A-0 Jahren 
fehlen lassen; und ich rechne mich selber sehr wohl dazu. 

Wenn jetzt Heinrich Böll sagt, er befürchte, daß eine Generation 
von Anpassern und Duckmäusern heranwachse, dann muß ich Heinrich 
Böll entgegenhalten: er hat keine Ahnung von den Verhältnissen 
an manchen deutschen Schulen, die zu kommunistischen Kaderschulen 
zu werden drohten und in denen der tapfere Widerstand der jungen 
Freunde von Junger Union und Schülerunion endlich Wandel schafft; 
das sind Vorkämpfer für die Freiheit! 

(Beifall) 

Wir haben uns in den Arbeiten und Sitzungen des Bundestages aus­
führlich mit der Familienpolitik befaßt. Die Familie ist ja zu 
einem Hauptziel sozialistischer Angriffe geworden. Die sogenannte 
Konfliktstrategie - eine der sozialistischen Leitvorstellungen -
zielt in erster Linie auf die Familie. "Wenn Deine Eltern um die 
Ecke glotzen, sollst Du ihnen in die Fresse rotzen" hieß es in 
Schulbüchern, die noch vor kurzem in Nordrhein-Westfalen und in 
Hessen weite Vorbereitung gefunden haben. 

Aber jetzt wird auch das Prinzip der Chancengleichheit dazu miß­
braucht, um gegen die Familie einen Schlag zu führen. Es wird 
nämlich gesagt, wenn Eltern ihre Kinder großziehen, werde das 
Prinzip der Chancengleichheit verletzt, weil Eltern, die Platt­
deutsch oder einen mundartlichen Dialekt sprechen, ihren Kindern 
eine weniger gute Lebenschance geben als Eltern, die die hoch­
deutsche Sprache beherrschen. Mit dieser Begründung wird gesagt, 
die Familie sei gar nicht länger in der Lage, die Sozialisations-
fuhktion- so heißt das - für das Kind zu übernehmen; das müßten 
andere Institutionen tun, in denen die Chancengleichheit gewahrt 
werde. 

Meine Damen und Herren, ich möchte wieder sagen: Auf so absurde 
Vorstellungen können nur Sozialisten verfallen. 

(Beifall) 

Es sind übrigens die gleichen Sozialisten, die in hessischen 
Schulen das Hochdeutsche als Unterrichtssprache abschaffen wollten, 
weil auch damit das Prinzip der Gleichheit verletzt würde, wenn 
der Unterricht in hochdeutscher Sprache erteilt würde. 
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Wir haben uns demgegenüber für die Notwendigkeit der Stärkung 
und Erhaltung der Familie und ihrer Funktion als der Stelle, 
wo die Kinder aufgezogen werden, ausgesprochen. 

(Beifall) 

Wir sehen es als ein Glück für ein Kind an, wenn es in seiner 
Familie aufwachsen ksmn, ganz egal, ob dort Plattdeutsch oder 
Hochdeutsch gesprochen wird - oder Kölsch. 

(Beifall) 

Wir haben uns auch mit dem Scheidungsrecht auseinandergesetzt. 
Die meisten Bürger wissen gar nicht mehr, was für ein Scheidungs­
gesetz uns diese Bundesregierung unter Führung von Bundeskanzler 
Helmut Schmidt vorgelegt hat. Da wurde die Ehe zu einer Gemein­
schaft mit täglicher Kündigung degradiert. Mit Mühe haben wir 
durchgesetzt, daß in Zukunft eine Ehe frühestens nach Ablauf 
eines Jahres geschieden werden kann. Es bedurfte eines erbitter­
ten Kampfes gegen die sogenannte sozialliberale Koalition, um 
sie davon abzubringen, daß man Ehen schon am Tage nach der Ehe­
schließung wieder scheiden konnte. 

Und dann stellt sich dieser selbe Bundesknazler hin xind greift 
die Kirchen an. Er sagt, die Kirchen sollten gefälligst mehr da­
für tun, daß ihre Gläubigen sich für die christlichen Wertvor­
stellungen einsetzen. Ich stelle hier fest, daß die Biindesregie-
rung mit dem Gesetz zur Ehescheidung einen Verstoß gegen die Ehe 
und gegen die Familie unternommen hat, wie er allenfalls von 
einer verschwindenden Minderheit in unserer Bevölkerung gutge­
heißen wird.- Die überwältigende Mehrheit unserer Mitbürger will 
doch an der Ehe und Fajnilie als der Grundlage unserer Gemein- ' 
Schaft festhalten. 

(Beifall) 

Wir haben zur Mitbestimmung - Helmut Kohl hat es schon gesagt -
dem Modell der Koalition schließlich zugestimmt, weil es sich 
in entscheidenden Punkten unserem Hambizrger Modell von "1973 so 
weit angenähert hatte, daß wir glaubten,das verantworten zu kön­
nen, obwohl weiterhin manches Kritische über dieses Modell zu 
sagen bleibt. 

Wir haben als einzige Fraktion des Deutschen Bundestages eine 
Initiative in der Frage der Vermögensbildung in Arbeitnehmer­
hand ergriffen. Unsere Initiative hat den Zv;eck, die Beteili­
gung der Arbeitnehmer am Pr-oduktiwermögen auf freiwilliger Grund­
lage zu erleichtern, indem gewisse steuerliche und sonstige Hemm­
nisse, die dem bisher entgegenstanden, abgebaut werden. 

Ein Wort zur Außen- und zur Deutschlandpolitik - Helmut Kohl 
hat es gesagt - : Die Außen- und Deutschlandpolitik der Eegie-
r-ungen Brandt und Schmidt war weitgehend auf Illusionen aufgebaut. 
Diese Illusionen sind inzwischen zerronnen. Es ist deutlich gewor­
den, daß die Sowjetunion trotz siebenjähriger Entspannungspoli­
tik ständig weiter aufrüstet, und zwar nach, dem Urteil der mili­
tärischen Sachverständigen der KATO über das für Verteidig\ings-
zwecke erforderliche Maß hinaus. Die sowjetische Verstöße gegen 
die Bijndespräsenz in Berlin gingen weiter. 
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Vorgestern hat die sowjetische Regierung eine Erklärung über die 
Beziehungen zur Bundesrepublik abgegeben, die wir natürlich auf­
merksam gelesen haben. Ich möchte dazu zweierlei sagen: Erstens 
versucht die Sowjetunion wieder einmal, zwischen gutwilligen und 
nicht gutwilligen Kräften in der Bundesrepublik Deutschland zu 
unterscheiden. Man kann wohl annehmen, daß unsere Bürger nach 
den Erfahrimgen, die sie in den letzten Jahren gemacht habeii, 
dieses Manöver durchschauen werden. Zweitens bietet die Sowjet­
union Gespräche über eine Verbesserung der Beziehungen zwischen 
der Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland an. Wir sind 
immer für Gespräche gewesen; Konrad-Adenauer ist der erste gewe­
sen, der - vor 21 Jahren - die Gespräche mit der Sowjetunion auf­
genommen hat, damals im Jahre 1955- - Wenn ich einen Augenblick 
dabei verweilen- darf: Konrad Adenauer flog nach Moskau und erbot 
sich, diplomatische Beziehühngen mit der Sowjetunion aufzunehmen -
unter einer Bedingung, nämlich daß die Kriegsgefangenen nach Hau­
se zurückkehren durften. Als die sowjetische Seite dies ablehnte, 
erklärte Konrad-Adenauer: Wenn Sie diese meine Bedingung nicht 
akzeptieren wollen, dann fliege ich morgen nach Bonn zurück. Da­
rauf lenkten die Sowjets ein, und die Kriegsgefamgenen sind zurück­
gekommen; der letzte Kriegsgefangene ist zurückgekommen, bevor 
1956 die diplomatischen Beziehungen tatsächlich aufgenommen wur­
den. -

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, hätten die Herren Brandt und Schmidt doch 
einmal in ihren Verhandlungen mit den östlichen Partnern gesagt: 
Wir stellen nur diese Bedingung, und wenn Sie sie nicht erfüllen 
wollen, dann kehren wir morgen nach Bonn zurück! - Es sähe anders 
aus um unser Land imd seine außenpolitischen Interessen! 

(Beifall) 

Ich sage es noch einmal: Wir sind zu Gesprächen mit der Sowjet­
union bereit. Aber wenn die Sowjetunion an einer Verbesserung 
der Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland liegt, dann 
gibt es einen ganz schnellen und einfachen Weg, um diese Ver­
besserung nachhaltig zu erreichen: Die Sowjetunion braucht sich 
nur bereit zu erklären, im Einklang mit dem Viermächteabkommen 
Berlin in die deutsch-sowjetischen Verträge einzubeziehen, die 
seit Jahren unterschriftsreif vorliegen. 

(Beifall) 

Wir fordern für die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland, 
daß sie ausgewogen ist. Wir fordern, daß Berlin in diese Ostpo­
litik voll einbezogen wird, nicht nur mit Worten, sondern tat­
sächlich. 

(Beifall) 

Wir fordern, daß das Ziel der deutschen Einheit weiterhin klar 
und \mverrückbar als das Ziel der deutschen Politik bezeichnet 
v;ird, ebenso die Gewähr\ing> des Selbstbestimm\mgsrechts an die 
Deutschen auch in der DDR. 

(Beifall) 
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Vir fordern, daß über dieser Politik die Henschen iind die Men­
schenrechte nicht vergessen werden. Wir sind ja ganz einverstan­
den, wenn dagegen protestiert wird, daß in Chile oder Südafrika 
oder in anderen Ländern die Menschenrechte verletzt werden. Aber 
Menschenrechte sind ein \miversales Prinzip, und wer sich für die 
Wahrimg der Menschenrechte in dieser unserer Welt einsetzt, der 
muß dann auch gegen die Verletzung der Menschenrechte in Kambodscha 
und Laos,aber auch in der DDR protestieren. 

(Beifall) 

Wir fordern, daß gegenüber der Ostpolitik der Vorrang der euro­
päischen Einigung erhalten bleibt. Bundeskanzler Schmidt hat in 
einem - wie ich es nennen möchte - außenpolitischen Kahlschlag 
vor kurzem Salazar, Franco, die Democrazia Cristiana und den 
Gaullismus in einen Topf geworfen und hat sie für die - wie er 
es nannte - rückständigen Verhältnisse in diesen Ländern und das 
Anwachsen der kommunistischen Parteien dort verantwortlich ge­
macht. Das war erstens historisch weitgehend falsch, und zweitens 
hat er damit die Gefühle unserer Freunde in Frankreich und in 
Italien tief verletzt. Die SPD empfiehlt sich in dem schon mehr­
fach Erwähnten neuen Wahlprogramm als eine Partei der Völkerver­
ständigung. Ich kann nur öagen: Wenn sie dieses Ziel wahrmachen 
will, dann wird es allerhöchste Zeit, daß Bundeskanzler Schmidt 
von der Stelle abgelöst wird, wo er zur Zeit steht. 

(Beifall) 

Sie SPD hat eine schlechte Politik in der Wirtschafts-, in der 
Finanz- und in der Wohnungsbaupolitik gemacht. Die Sozialmieten 
sind in dieser Zeit unverhältnismäßig stark angestiegen, zum Teil 
stärker als die Mieten auf dem frei finanzierten Wohnungsmarkt. 
Das sind alles Tatsachen, die man den Arbeitnehmern, den Bürgern 
unseres Landes nur vor Augen halten muß, damit sie erkennen, wohin 
diese Regierung sie geführt hat. 

Die Regional- und Verkehrspolitik zeichnete sich durch eine 
Planlosigkeit ohnegleichen aus. Die linke Hand wußte meistens 
nicht, was die rechte tat. " 

In der Gesundheitspolitik sah die Bundesregierung untätig zu. 
Seit zehn Jähren stellt die SPD den Gesundheitsminister, und 
jetzt ist Frau Pocke auf die Idee gekommen, daß etwas geschehen 
muß, um die Kostenlawine in der Gesundheitspolitik einzudämmen. 
Ein stärkeres Zeichen von Unfähigkeit als dieses kann man sich 
kaum vorstellen, 

(Beifall) 

Die Informationspolitik der Bundesregierung diente weitgehend 
der Irreführung der Bürger. Und dazu muß der Bürger dann auch 
noch in Gestalt seiner Steuergroschen einen finanziellen Bei­
trag leisten! Das ist wirklich etwas, was schnellstens abgestellt 
werden muß. Wir werden das abstellen und wir können das abstellen, 
wenn wir - wie wir hoffen - im Herbst die Wahlen gewinnen. 

Aber schwerer wiegt in dieser Auseinandersetzung, daß ein Teil 
der SPD Ziele verfolgt, die mit unserer Vorstellung von Frei­
heit unvereinbar sind. Ich sage ausdrücklich "ein Teil der SPD", 
und ich will den Mitgliedern der SPD nicht zu nahetreten, die wie 
wir auf dem Boden freiheitlicher Grundsätze stehen. Aber ich muß 
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sie dairauf hinweisen, daß sie sich in Gesellschaft von Partei-
fi-eimden befinden, die eine andere Republik als die, die wir 
haben, anstreben, 

(Beifall) 

eine Politik, diê  die Soziale Marktwirtschaft beseitigen will, 
eine Politik, in der Terror gegen. Andersdenkende zu den Methoden 
des politischen Kampfes gehört. Lesen wir doch einmal die Pro­
tokolle der Fritz-Erler-Gesellschaft durch, wo es heißt: 

"Es gibt in unserer Partei Gruppen und Verbände, wo diejenigen, 
die eine andere Meinung als die linken Gruppen haben, von ihnen 
niedergeschrien werden und zum Teil in ihrer Existenz bedroht 
werden." 

Ein Teil der SPD - das muß man auch ganz klar erkennen - will 
mit den Kommunisten zusammengehen oder tut es bereits. Es nützt 
doch gar nichts, daß die SPD auf ihre Parteitags- und Vorstands­
beschlüsse vervjeist, die ein derartiges Zusammengehen verbieten. 
Tatsächlich besteht eine Zusammenarbeit zwischen Kommunisten 
und Sozialdemokraten an vielen Hochschulen, im Verband der 
Deutschen Studentenschaften, in vielen Vereinigungen, bei der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft in Berlin. Vorgestern 
hat eine Demonstration des Komitees für Frieden, Abrüstung und 
Zusammenarbeit in Bonn stattgefunden, und wieder marschierten 
Kommunisten und Mitglieder der SPD Arm in Arm zusammen. Im 
internationalen Bereich steuern doch Brandt und andere ganz 
klar auf die Zusammenarbeit mit den Kommunisten zu. Brandt 
und Mitterand versichern sich gegenseitig, daß sie in allen 
Fragen voll miteinander übereinstimmen. Mitterand hat gerade das 
Volksfrontbündnis in Frankreich mit den Kommunisten geschlossen. 
Meine Damen und Herren, wer das alles vor Augen hat, der kann 
sich doch der Schlußfolgerung nicht entziehen, daß es in dieser 
Auseinandersetzung des Jahres 1976 um Freiheit statt Sozialis­
mus geht. 

(Beifall) 

Nun wird uns gesagt: Die linken Gruppen in der SPD werden immer 
schwächer, sie sind ganz zurückgedrängt. Wer Wehner in der letz­
ten Woche im Bvmdestag hören konnte, der kam aus dem Staunen nicht 
heraus: Die SPD war für Privateigentum, die SPD war für die 
Stärkung der Familie, die SPD war für die Vergrößerung des Frei-
heitsraiimes. Es fehlte nur noch, daß Wehner gesagt hätte: Die 
SPD wird mit ihrem Herzblut die Soziale Marktwirtschaft vertei­
digen. Das hat er nicht gesagt; aber ungefähr auf dieser Linie 
bewegte sich seine Argumentation. Schmidt, der Bundeskanzler, 
sagt: "Alles das, was die linken Gruppen fordern, will die SPD 
nicht." Aber, meine Damen und Herren, das war von jeher Teil 
der sozialistischen Strategie. Täuschung des Wählers ist Teil 
der sozialistischen Strategie. 

(Beifall) 

Ich rufe dafür Herrn Wehner als Zeugen, als Kronzeugen, wenn Sie 
so wollen, an, der vor einigen Wochen in Harburg in einer Dis­
kussion mit linken Freunden in der SPD gesagt hat: "Erst müssen 
wir die Wahlen gewinnen, .dann können wir tiefer pflügen." Der 
schon mehrfach erwähnte Herr Steffen aus Schleswig-Holstein hat 
gesagt: "Der politische Führer müßte schwachsinnig sein, der 
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seine wahren Absichten offenlegt, bevor er sicher sein kaum, daß 
die Mehrheit der Wähler ihm folgt." 

Meine Damen und Herren, wenn wir wissen wollen, was für Ziel­
vorstellungen in der SPD verfolgt werden, dann lassen Sie uns 
noch einmal auf das Jahr 1975 zurückblättern, auf den Parteitag 
der SPD hier in Hannover. Damals, im Rausch des Wahlsieges, nah­
men die Genossen kein Blatt vor den Mund. Damals hieß es: "Nur 
dadurch, daß wir Sozialdemokraten an Aktionen teilnehmen, an 
denen auch Kommunisten beteiligt sind, können wir uns politisch 
mit ihnen auseinandersetzen" (Unterbezirk Köln); "Wir fordern, 
daß das Berufsbeamtentum abgeschafft wird"; "Ziel muß die Ver­
gesellschaftung der ärztlichen Versorgung sein" (Ortsverein 
Hannover und sieben weitere Ortsvereine); "Die Ausübung des Ge­
werbes zur Vermittlung von Grundstücken ist gesetzlich zu unter­
binden" (Hessen-Süd und viele andere); "Das Volleigentum an 
Grund und Boden ist langfristig generell abzuschaffen" (Unter­
bezirk Bremen, München und viele andere). Dieser Geist ist noch 
heute lebendig. In derselben Woche, in der Helmut Schmidt, der 
Bundeskanzler, sagt: "Das wollen wir alles nicht", fordert der 
SPD-Verband Ostwestfalen die Verstaatlichung der pharmazeutischen 
Industrie und die Unterstellung der Ärzteschaft unter staatliche 
Kontrolle. Der SPD-Vorsitzende Jansen (Schleswig-Holstein) ver­
langt die Verstaatlichimg der Zeitungen. Wir müssen dem Wähler 
klarmachen, daß, wenn er der SPD seine Stimme gibt, er diese 
linken Gruppen in der SPD xinterstützt, Tind nicht die Pritz-Erler-
Gesellschaft, die am.Rande steht. 

(Beifall) 

Schmidt, Brandt und Wehner weichen dieser Diskussion aus. Schmidt, 
der unerreichte Meister in der Verdrehungskunst, sagt: "Freiheit 
und soziale Sicherheit gehören zusammen." Ja, meine Damen und 
Herren, das hat nie jemand bestritten. Wir, die Union, vertreten 
seit 26 Jahren die These, daß Freiheit ohne soziale Sicherheit 
und ohne soziale Gerechtigkeit nicht verwirklicht werden kann. 
Soziale Marktwirtschaft ist seitdem unser Leitmotiv. 

(Beifall) 

Der Bundeskanzler verwechselt soziale Sicherheit mit Sozialismus. 
Aber in Wirklichkeit verwechselt er das gar nicht. JToch vor drei 
Jahren wurde er in New York von einem amerikanischen Journalisten 
gefragt, ob er Sozialist sei. Damals hat er das mit Entrüstung 
zurückgewiesen und gesagt, er sei kein Sozialist, er sei Sozial-
deiaokrat. Dainals kannte er den Unterschied noch. Inzwischen hat 
er ihn unter dem Druck der Linken in seiner Partei fallen lassen. 

Soziale Sicherheit ist in der Tat untrennbar mit der Freiheit 
verbunden. Aber Sozialismus, d. h. Verstaatlichung eines immer 
größeren Teiles des wirtschaftlichen und des gesellschaftlichen 
Lebens, führt in die Unfreiheit, und deswegen ist es richtig, 
wenn wir sagen: Freiheit statt Sozialismus. 

(Beifall) 

Ein Wort zur FDP. Die Herren Minister von der FDP halten manch 
gute Reden \and stellen manche vernünftigen Forderungen auf, denen 
wir zugestimmt haben. Aber man muß doch danach fragen, was denn 
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aus diesen Forderungen geworden ist. Herrn Priderichs muß man 
fragen, was aus seinen Programmen für die Belebung der Investi-i. 
tionstätigkeit, was aus seinem Vorschlag zur Finanzierung der be­
ruflichen Bildung geworden ist. Diese Vorschläge sind doch alle 
in den Papierkorb gewandert, weil sich die PDP gegenüber der SPD 
nicht durchsetzen konnte. 

(Beifall) 

Aber mehr als das, meine Damen und Herren: Nach meiner Auffas­
sung lädt die PDP eine historische Verantwortung auf sich, in­
dem sie durch ihr Bündnis mit der SPD das Vordringen der linken 
sozialistischen Gruppen in unserem Lajide überhaupt erst ermög­
licht. 

(Beifall) 

Nur in Bremen hat die SPD die absolute Mehrheit. Überall dort, 
wo sie sonst regiert, in Nordrhein-Westfalen, in Hessen, in 
Hamburg, in Berlin und" in Bonn, regiert sie, weil die FDP ihr 
Koalitionspartner ist, und das muß man dem Wähler deutlich machen. 

(Beifall) 

Bei der niedersächsischen Wahl vor zwei Jahren wußten 25 % der 
Wähler nicht, daß die FDP eine Koalition mit der SPD eingehen 
wollte.,Diese Informationslücke im Wissensstand der deutschen 
Wähler darf sich nicht wiederholen. Das ist unsere Aufgabe, die 
Aufgabe der CDU/CSU. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, viele unserer Debatten sind um-Deutsch­
land gekreist, und in yielen dieser Debatten ist die Fraktion für 
ein freiheitlich-demokratisches Nationalbewußtsein in unserem 
Volk eingetreten. Wir dürfen nicht zulassen, wie es in manchen 
Schulbüchern geschieht, daß die deutsche Geschichte auf Marx 
und Hitler eingeengt wird, 

(Beifall) 

wobei dann Marx als der große Befreier und Hitler als der große 
Zerstörer hingestellt werden. Sicherlich hat Hitler das Deutsche 
Reich zerstört. Aber wenn von Marx gesprochen wird, kann doch 
nicht unerwähnt bleiben, daß im Namen der von ihm verkündeten 
Ideologie Hunderten von Millionen von Europäern, darunter 17 
Millionen Deutschen, die elementaren Freiheitsrechte weggenommen 
worden sind. 

(Beifall) 

Wir haben deutlich gemacht, daß wir, die Union, an die große 
freiheitliche Überlieferung in unserer Geschichte anknüpfen: 
an 1848, das Jahr der Paulskirche, an 1919, das Jahr der Schaf­
fung der Weimarer Republik, an 19̂ +9, das Jahr, in dem die Bun­
desrepublik Deutschland geschaffen wurde, und auch an 1955, wo 
am 17. Juni Zehntausende von Deutschen in der DDR aufstanden 
und für Freiheit, Einheit und Recht demonstrierten. Wir haben 
uns gegen die Verfälschung des deutschen Geschichtsbildes ge-
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wandt, die daraus hinausläuft, alle Schuld an dem, was in den 
letzten 4o Jahren anderen in Unrecht-zugefügt worden ist, uns 
Deutschen in die Schuhe zu schieben. Wehner und Brandt tun sich 
auf diesem Gebiet besonders hervor. Nach ihrer Darstellung hat 
Deutschland allein die Schuld an all dem, was sich im Kriege in 
Polen an Schrecklichem ereignet hat. 

Ich will den deutschen Anteil hier nicht wegdiskutieren, aber es 
gehört doch zum Gebot historischer Wahrhaftigkeit, auch zu sagen, 
daß ein anderes großes osteuropäisches Land damals mit Hitler zu­
sammen in Polen einmarschiert ist und an den polnischen Leiden ei­
nen erheblichen Anteil gehabt hat. 

( Beifall ) 

Wenn wir dies sagen, rufen sie uns "Hugenberg" und "Papen" zu. 
Meine Freunde, ich kann nur sagen, ich fühle mich hier - ich sage 
es noch einmal - in der großen liberalen deutschen Tradition 
stehend, anknüpfend an Männer wie Friedrich Ebert, den ersten 
Reichspräsidenten, oder Gustav Stresemann, die für Frieden ein­
traten, für ein einiges Europa eintraten, aber dabei doch ihr 
freiheitlich-demokratisches deutsches Nationalbewußtsein nicht 
verleugnet haben. 

( Beifall ) 

Heute wird Ebert von den Linken in der sozialdemokratischen Partei 
angegriffen, ja beschimpft, weil er verhindert habe, dkß 1919 
die Räterepublik in Deutschland erfolgreich gegründet werden 
konnte. Das werfen die Linken in der SPD ihrem großen sozialde­
mokratischen Führer von 1919 vor. Da kann man nur sagen: SPD, 
wohin bist du gesunken? 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, ich möchte schließen mit einem herzlichen 
Dank für die Zusammenarbeit und den Zusammenhalt in der Fraktion. 
Die Fraktion steht fest \and geschlossen zusammen im Kampf für die 
Verwirklichung der gemeinsamen Ideale der Union. Ich danke den 
Stellvertretenden Vorsitzenden der Fraktion, insbesondere, Richard 
Stücklen, ich danke den Parlamentarischen Geschäftsführern, ich 
danke unseren beiden Parteivorsitzenden, Helmut Kohl, \inserem 
Kanzlerkandidaten, und Franz Josef Strauß. Beide haben in die gros­
sen Debatten eingegriffen und die Diskussion im Bundestag maßge­
bend mitgestaltet. 

In diesen letzten noch vor uns liegenden Monaten vor der Wahl wer­
den wir uns alle mit voller Kraft dem Wahlkampf widmen. Dabei kommt 
es darauf an, daß wir untereinander volle Solidarität wahren, und 
es kommt darauf an, daß wir rückhaltlos mit dem Mann zusammen kämp­
fen, den wir in voller Ubereinstimmimg beider Parteien, der CDU 
und der CSU, und ihrer gemeinsamen Fraktion, an unsere Spitze ge­
stellt haben, unserem Freund Helmut Kohl. 

( Beifall ) 

Er hat sich in den Augen unserer Mitbürger als der Mann erwie­
sen, alŝ  den wir ihn schon immer kannten, als einen Mann von 
großer Zuverlässigkeit, als einen Mann, dem .die Fähigkeit zur 
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Integration, die Fähigkeit zur menschlichen Wärme iind auch zur 
menschlichen Behutsamkeit eigen ist. Als Persönlichkeit steht 
Helmut Kohl hoch über dem Bundeskanzler. 

( Beifall ) 

In Helmut Kohl hat die Union den Mann gefiuiden, der nicht nur die 
Paxtei in den bevorstehenden Wahlkampf führen kann, sondern der 
außerdem befähigt ist, als Bundeskanzler die Regiemmgsgeschäfte in 
unserem Lande nach innen und außen wahrzumehmen, und zwar mit dem 
Sinn für das politisch Mögliche, der Menschen zusammenführt, statt 
sie zu trennen. In diesem Sinne.sage ich, CDU undCSU haben eine gute 
Chance, die Wahl im Oktober zu gewinnen, wegen der besseren Politik, 
die wir vertreten und wegen des besseren Kanzlerkandidaten der Union, 
Helmut Kohl. 

( Anhaltender Beifall ) 

Pr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Herr Professor Car-
stens, wir danken Ihnen sehr herzlich für diese kämpferische He­
de für unsere Sache. Herzlichen Damk aber auch für den ständigen 
nimmermüden Einsatz an der Spitze der Bundestagsfraktion. Ich 
möchte Ihnen, lieber Professor Carstens, auch namens des Partei­
tages einmal ein herzliches Wort des Dankes für die vielen muti­
gen un6. offenen Reden im deutschen Parlament für die Sache der 
Union sagen. Herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zum Ende der ersten 
Plenarsitzung unseres Parteitages. Ich habe noch folgendes be­
kanntzugeben: Wir werden den Parteitag mit der 2. Plenarsitzung 
um 1^.30 Uhr fortsetzen. Es wird dann zunächst der Generalsekre­
tär Professor Biedenkopf zu uns sprechen. Wir haben dann die 
Aussprache zu den drei Reden, die heute morgen und dann am Wach­
mittag gehalten worden sind. Im Anschluß an Professor Biedenkopf 
und an die Diskussion wird der Vorsitzende der CSU, unser Freiind 
Franz Josef Strauß,zu uns sprechen. 

Meine Damen und Herren, ich darf noch einmal sagen, entgegen der 
ursprünglichen Angabe treffen wir uns hier um 14.30 Uhr wieder. 

Ich darf noch die Mandatsprüfungskommission darauf aufmerksam 
machen, daß sie in zehn Minuten im Organisationsbüro zusammen­
treten soll. 

Damit schließe ich die 1. Plenarsitzung des Parteitages. 

(Schluß: -13.08 Uhr) 
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Montag, 24.Mai 1976 

2. Plenarsitzung 

Beginn: 14.30 Uhr 

Peter Lorenz, Taglingspräsidium: Ich eröffne die 2.Plenarsitzung 
des Bundesparteitags und habe die große Freude, unter uns den 
Bundesparteiobmann der österreichischen Volkspartei, Herrn Dr.Taus, 
herzlich begrüßen zu können. ' 

(Beifall) 

Außerdem begrüße ich voll Freude in unserer Mitte unseren Freund 
Franz Josef Strauß, der hier nicht nur als Gast, sondern als 
Freund und Mitstreiter zu uns gekommen ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des B\uides der Mitteldeutschen, Herrn 
Staatssekretär Joachim Dorenburg 

(Beifall) 

und als weitere Vertreter unserer Schwesterparteien Herrn Wolter 
aus Luxemburg und Herrn Reinhard aus der Schweiz. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich erteile das Wort nunmehr unserem Generalsekre­
tär Professor Dr.Kurt Biedenkopf zu seinem Bericht an den Partei­
tag. 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Freunde! Noch IJo Tage trennen uns 
von der Bundestagswahl .•1976' Noch gut vier Monate der politischen 
Arbeit, der Auseinandersetzung mit dem'politischen Gegner liegen 
vor uns; Monate der Abrechnung mit einer verfehlten Politik von 
SPD lind FDP zum Schaden.\inseres Landes; Monate der Darstellung 
unserer politischen Ziele und Absichten für die Zukunft der Bun­
desrepublik Deutschland-, Monate des gemeinsamen Einsatzes der 
entschlossenen und solidaLrischen Anstrengungen für das große 
Ziel, das wir was gesetzt haben: das Vertrauen der Wähler für 
unsere Politik und für die Frauen und Männer, die sie vertreten, 
zu gewinnen und so die politische Wende herbeizuführen, die Wen­
de zur freiheitlichen Alternative der Unionsparteien. 

Mein Rechenschaftsbericht an diesen 24. Bundesparteitag der CDU 
steht ganz im Zeichen dieser Auseinandersetzung. Sie wax für 
die Arbeit aller hauptamtlichen Mitarbeiter der Psirtei bestim­
mend. So möchte ich an dieser Stelle zunächst meinen Dank an die­
se Mitarbeiter abstatten, allen voran an meine Kollegen Karl-
Heinz Bilke und Dorothee Wilms, 

(Beifall) 

an Günter Meyer, Meinhard Miegel und Peter Radunski, den Mitglie­
dern unserer Geschäftsleitung und an alle dhre Mitarbeiter. 

(Beifall) 
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Ihre Loyalität und Einsatzbereitschaft, ihr Einfallsreichtum und 
ihre unermüdliche Hingabe an die gemeinsame Sache haben entschei­
dend dazu beigetragen, meine Freunde, daß wir heute über eine 
Parteiorganisation verfügen, deren schönste Bestätigung dsirin be­
steht, daß unser politischer Gegner sie fürchtet. 

(Beifall) 

Wir können ohne Übertreibung sagen: Wir sind auf den Wahlkampf 
organisatorisch vorbereitet. Im Namen aller hauptamtlichen Mit­
arbeiter können wir der Partei versprechen: Wir werden alles 
tun, was in unseren Kräften steht, um diese Auseinandersetzung 
zu gewinnen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Parteitag leiten wir die letzte 
Etappe der Auseinandersetzung ein, deren Ausgang über die politi­
sche Zukunft der Bundesrepublik Deutschland für die kommenden 
vier Jahre und darüber hinaus entscheiden wird. Die Fronten bei 
dieser Auseinandersetzung sind eindeutig. Die Unionsparteien 
stehen dem Koalitonsblock von SPD und FDP gegenüber. Die FDP wird 
diese Koalition auch über die Bundestagswahl hinaus fortsetzen. Sie 
ist entschlossen, nach dem 3. Oktober der Politik des demokrati­
schen Sozialismus erneut zur Mehrheit zu verhelfen. Alle Versuche, 
die ihre führenden Politiker in den kommenden Wochen unternehmen 
werden, politische Eigenständigkeit zu demonstrieren, sich als Li­
berale darzustellen, können nicht darüber hinwegtäuschen: Die 
Liberalität dieser Partei endet, wo es um den Zugang zur Macht 
geht. 

(Beifall) 

Selten in der Geschichte liberaler Politik war politisches Ver­
sprechen so weit von der Wirklichkeit entfernt wie bei diesem 
Koalitionsbündnis, mußten liberale Bekenntnisse so eindeutig als 
Umschreibung eines machtpolitischen Opportunismus herhalten wie 
in diesem Wahlkampf. Nimmt man Politiker der FDP wie Hans Fri-
derichs beim Wort - diese Koalition hätte keinen Tag länger zu 
leben, ihre Substanz wäre verbraucht. Daß sie dennoch fortdau­
ert, beweist: Nicht der Wille zur liberalen Politik, sondern 
die Teilhabe derer, die sie zu vertreten vorgeben, an den Pfrün­
den der Macht ist es, was diese Koaliton zusammenhält. 

(Beifall) 

Der große Gedanke liberaler Politik - die rechtsstaatlich ge­
schützte Freiheit - hat in dieser Koaliton keinen zuverlässi­
gen Anwalt. 

(Zustimmung) 

Anwalt der Freiheit in dieser Auseinandersetzung ist die Union. 
Als Anwalt der Freiheit wird sie sich um das Mandat der Wähler 
bewerben. Als Anwalt der Freiheit wollen wir diese Wahl gewin­
nen. Auf diesen Auftrag, Anwalt der Freiheit zu sein, haben wir 
uns vorbereitet. Er war oberstes Ziel unserer Arbeit in den 
vergangenen Jahren. Er war Maßstab unseres politischen Handelns 
als Opposition im Bundestag. An ihm hat sich die Tätigkeit der 
von uns regierten Länder im Bundesrat ausgerichtet. Er ist uns 
Verpflichtling für die Zukunft, Verpflichtung der Unionsparteien, 
der freiheitlichen Alternative zum Sozialismus. 
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Die Union sieht nicht erst seit gestern ihre Aufgabe darin, 
eine freiheitliche Alternative zum Sozialismus zu "bieten. Mei­
ne Freimde, mit diesem Ziel ist sie angetreten, seitdem sie 
auf den Trümmern des Zusammenbruchs als große christliche Volks­
partei entstand. 

Freiheitliche Alternative ziim Sozialismus - dies war auch das 
tragende Thema und die Zielvorstellung unserer Politik, der Po­
litik der Unionsparteien seit der Schaffung des Grundgesetzes. 
"Freiheitliche Alternative zum Sozialismus" war - schon deshalb 
verstehe ich die Aufregung von heute nicht - das Thema eines 
Referats, welches ich im Dezember 1973 in der Katholischen 
Akademie in München gehalten habe, und in dem ich damals bereits 
begründet habe, welches die tragenden Unterschiede zwischen einer 
freiheitlichen Politik der Unionsparteien - dargestellt an unse­
ren Grundbegriffen "Solidarität", "Gerechtigkeit" und "Freiheit" 
- und sozialistischer Politik sind. 

Der Anspruch, Anwalt der Freiheit zu sein, ist ein hoher Anspruch. 
Wir sind deshalb - neben allen Aufgaben, die der Opposition im 
Verhältnis zur Regierung zufallen - auch verpflichtet, diesen An­
spruch zu begründen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte meinen Rechenschaftsbericht 
zum Anlaß nehmen, um einige Gesichtspunkte dieser Begründung in 
die Diskussion einzuführen. In den letzten Jahren ist unsere 
Freiheit sowohl durch die innere Entwicklung der Gesellschaft 
als auch durch äußere Faktoren im Rahmen der deutschen Entwick­
lung, im Rgihmen der europäischen Entwicklung und im Verhältnis zu 
den Staaten des Ostblocks zunehmend bedroht worden. Diese Ent­
wicklung - dies ist das Charakteristische für die heutige Form 
der Auseinandersetzung zwischen freier und unfreier Gesell­
schaftsordnung - war keine augenscheinliche, keine offensichtli­
che Entwicklung, sondern ein schleichender Prozeß, den viele zu­
nächst gar nicht oder nur durch einige Randerscheinungen zu 
spüren bekommen haben, und dessen ganzes Ausmaß erst deutlich und 
erkennbar wird, wenn man sich die Mühe macht, viele einzelne 
Elemente und Teile dieses Prozesses zusammenzufügen. 

Dieser unmerkliche Fortschritt des Prozesses, diese Erosion der 
Freiheit, diese Unterspülung ihrer Fundamente sind oft gefährli­
cher als eine offene, abrupte Auseinandersetzung. 

Es ist durchaus der Vergleich mit der Entstehvmg einer Sucht ge­
stattet. Ebenso, wie die Inflation eine Gesellschaft süchtig 
machen kann nach dem Gift immer neuer Wechsel auf die Zukunft, 
kann die Schritt für Schritt vorgenommene Einschränkung der per­
sönlichen Freiheit für die scheinbare Gegenleistung größerer 
Sicherheit dazu führen, daß eine freiheitliche Gesellschaft eines 
Tages die Fähigkeit und die Kraft verloren hat, sich aus diesem 
Prozeß herauszureißen und sich auf das zurückzubesinnen, wofür 
sie wirklich steht. 

(Beifall) 

Es ist unsere Aufgabe als politische Partei, als Anwalt der 
Freiheit diesem Prozeß entgegenzutreten, und zwar auch dann, 
meine Freunde, wenn bei einzelnen Schritten und einzelnen Maß­
nahmen gegen die Unterspülung der freiheitlichen Fundamente 
auch Besitzstände in unseren eigenen Reihen betroffen oder ge-
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fährdet werden. Die'Glaubwürdigkeit unserer Rolle als Anwalt 
der Freiheit ist nur dann aiifrechtzuerhalten, wenn wir diesen 
Prozessen entgegentreten, gleichgültig, wo sie auftreten und. 
wo wir sie entdecken. 

(Beifall) 

Die Freiheitsbedrohung im Innern erwächst in erster Linie aus 
der Auseinandersetzung in der Bundesrepublik zwischen zwei 
großen politischen Gruppierungen, die miteinander um die rich­
tige Antwort auf die Probleme der modernen Industriegesellschaft 
streiten. Diese Gruppierungen sind die Unionspsirteien mit der 
von ihnen entwickelten Konzeption einer freiheitlichen, sozial­
verpflichteten Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung auf der 
einen Seite und das Konzept des demokratischen Sozialismus auf 
der anderen Seite. 

Es ist uns vorgeworfen worden - speziell von Herrn Wehner \ind 
anderen -, die Alternative "Freiheit oder Sozialismus" sei 
eine Lügenalternative. Ganz abgesehen davon, daß ich Herbert 
Wehner in aller Form das Hecht abspreche, unser Bemühen um die 
freiheitliche Ordnung in dieser Form zu diffamieren, 

(Beifall) 

ist die Aussage auch sachlich falsch. Ich glaube, daß es nie­
manden in der Bundesrepublik gibt, der berufener ist, und zwar 
auf Grund eigener Erfahrung, zu wissen, daß das falsch ist. 
Denn gestritten wird - ich werde dazu gleich noch einige Be­
merkungen machen - bereits über die Frage, worum es bei der 
Freiheit selbst geht. Natürlich muß für denjenigen "Freiheit 
statt Sozialismus" oder "Freiheit oder Sozialismus" eine Lügen­
alternative sein, der z-unächst den Begriff Freiheit so uminter­
pretiert, daß er mit einer sozialistischen Gesellschaftsordnung 
vereinbar ist, vereinbar im Sinne der Einbringung eines neuen 
Bewußtseins in diesen Begriff, eines Bewußtseins, das festgelegt 
ist auf eine bestimmte Philosophie,auf eine bestimmte Weltan­
schauung, die für sich das Prädikat der objektiven Richtigkeit 
in Anspruch nimmt und deshalb jede andersartige Meinung nicht 
als Äußerung von Freiheit, sonder als geistige Verirrung abtut. 

(Beifall) 

Eine freiheitliche Gesellschaft, meine Freunde, ist kein Natur­
zustand. Es tut auch uns gut, sich daran zu erinnern. Geschicht­
lich gesehen ist eine freiheitliche Gesellschaft ein historischer 
Ausnahmetatbestand. Freiheitliche Gesellschaften von Dauer hat es 
in der menschlichen Geschichte selten gegeben. Die Aufrechter­
haltung einer freiheitlichen Gesellschafts- und Wirtschafts­
ordnung ist deshalb das Ergebnis einer einmaligen kulturellen 
und politischen Leistung einer staatlich verfaßten Gesellschaft, 
eine Leistung, die nicht nur einmal erbracht werden muß, um dann 
fortzudauern, sondern die ständig neu erbracht werden muß, um zu 

^^^^^^- (Beifall) 

Wer sich zum Anwalt der Freiheit macht, muß wissen, daß er da­
mit eine Aufgabe übernommen hat, die nie zu Ende geht, die täg­
lich Aufmerksamkeit, täglich Anstrengung, täglich Neubesinnung 
erfordert, wenn sie erfolgreich erfüllt werden soll. Und selbst 
dann ist das Risiko des Fehlschlages noch nicht ausgeschlossen. 
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Wir haben in der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg gelernt, welche 
Bedeutung Freiheit hat. Das deutsche Volk hatte trotz allen Elends 
des Zusammenbruchs, der Vernichtung, der Vertreibung und des Zu­
rückgeworfenwerdens auf nur einen Teil Deutschlands - historisch 
gesehen - im freien Teil Deutschlands das Glück, aus dieser Zer­
störung eine neue Ordnung aufbauen zu können, eine Ordnung, die 
von Frauen und Männern gestaltet wurde, die aus der Verantv/or-
tung und aus der Erfahrung der Vergangenheit gelernt hatten, 
eine Ordnung, die deshalb fest verankert war in dem Bewußtsein 
von der Kostbarkeit der Freiheit. 

Dieses Bewußtsein von der Kostbarkeit der Freiheit finden Sie, 
wenn Sie sich die Mühe machen, in den ersten Äußerungen, Leit­
sätzen und Programmen unserer Partei wieder. Wenn jemand von uns 
in diesem kommenden Walilkampf einmal an der Schwierigkeit der 
Aufgabe irre werden sollte, so kann ich ihm nur empfehlen, 
Dokumente aus der Zeit von 19^5 bis 19^7 aus unseren Parteigrüji-
dungen zu, lesen und nachzuvollziehen, wie die Frauen und Männer 
mit wenigen schD.ichten, aber dramatischen Worten unter viel 
schwierigeren, hoffniuagsloseren und aussichtsloseren Bedingungen 
sich entschlossen, für die Freiheit zu kämpfen. 

(Beifall) 

Wir, die ünionspartei, haben begriffen, daß zur Erhaltung der 
Freiheit nicht nur eine freiheitliche Verfassungsordnung, die 
Gewährung der politischen Freiheitsrechte gehört, sondern auch 
eine freiheitliche. Gestaltung, der, Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung. Und wir haben eines begriffen - das haben wir den anderen 
voraus - : Wir haben begriffen, daß diese Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung nur gestaltet werde kann, wenn man den Zusammen­
hang ihrer Einzelteile nie aus den Augen verliert. Die Stärke un­
serer Politik sind der ordnungspolitische Ansatz, auch die ord­
nungspolitische Methode, die uns zwingen - manchmal sehr zu un­
serem eigenen Leidwesen -, bei der Veränderung von Einzelteilen 
in dieser freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
stets auch die Frage zu beantworten, welche Auswirkungen diese 
Veränderungen auf andere Teile dieser freiheitlichen Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung haben. 

Die Bündelung von Eigentumsrecht, Berufsfreiheit, Tarifautonomie, 
Wettbewerb,von Privatrechtsordnuig\ind Staat in einer großen Ord­
nung erlauben es, dem Ganzen einen Halt zu geben, der stärker ist 
als jeder Angriff auf einzelne Teile. Deshalb meine Freunde, liegt 
es in der Strategie sozialistischer Politik, diesen Zusammenhang 
aufzulösen. Eines der Hauptziele sozialistischer Politik ist es -
und das zieht sich wie ein roter Faden durch die Diskussion der 
letzten 25 Jahre -, einzelne Teile unserer Gesamtordniong aus dem 
Zusammenhang zu lösen, um auf diese Weise die Möglichkeit zu er­
halten, einzelne Teile widerstandslos zu ändern. 

Die Herauslösung des Eigentums aus dem Zusammenhang des privat-
rechtlichen Ordnungsgefüges, die Herauslösung der Autonomie der 
Verbände aus dem Zusammenhang mit dem Allgemeinwohl, die Heraus­
lösung der Tarifautonomie aus dem Zusammenhang mit der staatlichen 
und gesellschaftlichen Wirtschaftspolitik - alles dies sind Schrit­
te, um für dieEinzelteile der Gesellschaft eine an Willkür gren­
zende Gestaltungsfreiheit zu erhalten, die dann unter dem Etikett 
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der Reform benutzt wird, um (iis Einzelteil so zu verändern, daß es 
nicht mehr in die freiheitliche Gesamtordnung paßt. 

(Beifall) 

Die Konsequenz dieser Strategie ist es, die Einzelteile in so 
unterschiedlicher Weise zu verändern, daß die Zusammenfügung der 
Einzelteile der Ordnung später kein geschlossenes, sondern ein 
verwirrendes Bild gibt, ein Bild, welches danncfen Systemkritiker 
berechtigt zu sagen, daß das System nicht leisten könne, was es 
versprochen habe. 

Der Ansatz ist auch hier Auflösung des ordnungspolitischen Zu­
sammenhangs und damit des eigentlichen Rahmens - des Skeletts 
gewissermaßen -, ohne das eine freiheitliche Ordnung zu einer 
aunorphen Masse wird. 

Wir haben über das Verständnis von Freiheit zu streiten. Ich habe 
vorhin gesagt, daß bereits über den Begriff der Freiheit unter­
schiedliche Auffassungen bestehen. Wir sind der Meinung, Freiheit 
ist Ausdruck der Würde des einzelnen, seiner Unverwdchselbarkeit 
als Person, äLs Persönlichkeit, als Mensch. Sozialistische Freiheits­
vorstellungen folgen einer anderen Konzeption. Nach Auffassung der 
sozialistischen Theoretiker - wie wir sie erst kürzlich in der 
"Neuen Gesellschaft", der theoretischen Zeitschrift der Sozial­
demokratischen Partei nachlesen konnten - ist Freiheit des einzelnen 
stets eine gesamtgesellschaftliche Leistung in dem Sinne, daß 
eben die Gesamtheit oder die Gesellschaft letztlich darüber 
befindet, ob der einzelne diese gesamtgesellschaftliche Leistung 
richtig oder unrichtig erbringt. 

Für uns besteht die Freiheit aber auch darin, meine Freunde, 
sich aus dem staatlichen Bereich zurückziehen zu können. Für uns 
besteht Freiheit auch in dem Anspruch, vom Staatlichen frei zu 
sein. 

(Beifall) 

Für uns besteht Freiheit auch in der Selbstverständlichkeit der 
PrivatSphäre, in die kein gesellschaftliches Interesse hinein­
reichen und bestimmen kann, wie die sogenannten gesellschafts­
relevanten Sachverhalte geordnet werden müssen. Der demokratische 
Sozialismus, der auf den ^egriff der Freiheit als gesamtgesell­
schaftliche Leistimg aufbaut, muß daraus eine notwendige Schluß­
folgerung ziehen, die Schlußfolgerimg nämlich, daß jede Preiheits-
äußer\mg des Menschen nicht in den privaten Bereich gehört, 
sondern in den gesellschaftlichen,und daß angesichts der Bedeutung 
des Gesellschaftlichen alle gesellschaftlichen Bereiche demokratisiert 
werden müssen. Deshalb ist die logische Schlußfolgerung sozialistischer 
Politik die Forderung nach der Demokratisierung aller Lebenssach­
verhalte. 

Diese Forderung nach der Demokratisierung aller Lebenssachverhalte 
strebt eine qualitative Änderung unserer Gesellschaft~an. Sie liegt 
der sozialistischen Vorstellung zugrunde, daß das Privatrecht 
und die Privatrechtsordnung ungeeignet sind, öffentliches Wohl 
zu verwirklichen. Auf diesem Gebiet, auf dem Gebiet der recht­
lichen Gestaltung der Zusammenarbeit der Bürger untereinander, 
wird der Kajnpf um die Freiheit im eigentlichen Sinne ausgetragen, 
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auf diesem Gebiet, wo es zu entscheiden gilt, ob man Lebens­
sachverhalte der Regelung der Bürger selbst überläßt oder sie 
angeblich als öffentlich relevant staatlicher oder gesellschaft­
licher Regelung unterwirft, wird darüber entschieden, ob wir 
eine freiheitliche Gesellschaft bleiben oder nicht. Das zu 
verstehen ist von entscheidender Bedeutung für die gesamte Aus­
einandersetzung mit der sozialistischen Politik-
Sozialistische Politik wird immer einen Lebenssachverhalt im 
Zweifel nicht privatrechtlich sondern öffentlich regeln. So­
zialistische Politik wird immer im Zweifel annehmen, daß der 
Staat der bessere Verwalter des Allgemeinwohls ist. Obwohl 
auch Sozialisten Bürokratie-Vorbehalte machen, sind sie nicht 
bereit, ihren eigenen Erkenntnissen in die Problematik der Kon­
trolle von Bürokratien zu folgen. Sie gehen eben - und das ist 
die ideologische Wurzel, die sie mit dem Marxismus gemeinsam­
haben - davon aus, daß eine privatwirtschaftliche und eine pri­
vatrechtliche Ordnung unserer Gesellschaft immer die Vermutung 
der Gemeinwohlunverträglichkeit, des Machtmißbrauchs und der 
Ausbeutung gegen sich hat. 

Wer in dieser Weise ain die Regeliing gesellschaftlicher Sachver­
halte in einer sich wandelnden wirtschaftlichen und rechtlichen 
Ordnung herangeht, kann gar nioät anders, meine Damen und Herren, 
als in einem langen Prozeß der Reformen die Freiheit des einzelnen 
immer stärker auf das Recht zu beschränken, Repräsentanten auszu­
wählen, die für ihn befinden. 

(Beifall) 

So ist auch die logische Folge des Prozesses der Demokratisie­
rung, daß die Preiheitsrechte des' Bürgers letztlich wahrgenom­
men werden von organisierten Gruppen, die Freiheit des einzelnen 
verküimnert auf die Möglichkeit, in periodischen Abständen Re­
präsentanten zu wählen, die seine Preiheitsrechte für ihn wahr­
nehmen. 

Dies ist nicht unsere Vorstellung von Freiheit, und deshalb ist 
die Alternative Freiheit oder Sozialismus keine Scheinalterna­
tive, sondern politische Realität von größter Bedeutung. 

(Beifall) 

Diejenigen, die sich über die sogenannte Scheinalternative empö­
ren - wie Herr Brandt, Herr Schmidt, Herr von Oertzen, Herr 
Wehner und andere - ,sind im übrigen genau dieselben, die von 
Wahlprogramm zu Wahlprogramm, in wissenschaftlichen und theo­
retischen Aussagen zu ihrer Politik, bis hin zum Orientierungs­
rahmen die Auffassung vertreten, daß wir in diesem Land eine 
neue Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung, die wie es im Orien­
tierungsrahmen heißt, ihrem Ziel und Weg nach durch den Sozialis­
mus bestimmt ist, über deren Inhalt uns keine Auskunft gegeben 
wird. Diejenigen, die diese neue Ordnung fordern, meinen, das 
Ergebnis könne nur das Produkt eines gesellschaftspolitischen 
Experimentes sein. 

Für uns, meine Freunde, ist die Freiheit zu kostbar, als daß 
wir sie für ein gesellschaftspolitisches Experiment zur Ver­
fügung stellen wollen, dessen Ausgang im besten Falle offen sein, 
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höchstwahrscheinlich aber zum Nachteil der Freiheit ausgehen 
Würde. 

(Beifall) 

An dieser Strategie hat sich in den letzten Jahren nichts ge­
ändert! Insbesondere ist es völlig abwegig, anzunehmen, daß 
der Regierungswechsel von Brandt zu Schmidt irgendeinen inhalt­
lichen oder sachlichen Einfluß auf diese Auseinandersetzung ge­
habt hätte. Der einzige Einfluß, den dieser Regierungswechsel 
hatte, war ein taktischer. Helmut Schmidt ist es besser als 
Willy Brandt gelungen, die in der Sozialdemokratie im Frühjahr 
197^ erneut aufgebrochene Grundsatzdiskussion über den wahren 
Inhalt des Godesberger Programms mit dem Hinweis auf die Bixndes-
tagswahl 1976 zu unterdrücken. 

(Beifall) 

Diese Diskussion ist bis heute nicht abgeschlossen worden; es 
sei denn, man betrachtet die jüngsten politischen Äußerungen 
- einschließlich des Orientierungsrahmens - als ein Zwischener­
gebnis. Sollte es sich hierbei um ein Zwischenergebnis handeln, 
so läßt sich feststellen - ohne dies hier näher begründen zu 
können -, daß der Prozeß zu einer weiteren Demokratisierung der 
Gesellschaft im Sinne des demokratischen Sozialismus in vollem 
Gange ist. Drei Strategien werden hierbei angewandt: 

- Die erste Strategie ist die des Einzeleingriffs in bestimmte 
gesellschaftliche Sachverhalte. Bei diesen Eingriffen wird ge­
leugnet, daß sie irgendwelche Bedeutung für andere gesellschaft­
liche Bereiche hätten. Dies ist die bevorzugte Methode von 
Helmut Schmidt. Er lehnt Jede ordniingspolitische Verantwortung 
für staatliche Interventionen ab, indem er den ordnungspoliti­
schen Zusammenhang bestreitet. Er weiß sich dabei in guter Ge­
sellschaft. Sozialdemokraten haben in den letzten Jahren immer 
wieder erneut vehemente Attacken gegen die ordnungspolitische 
Denkweise geritten. Sie wissen, daß die ordnungspolitische Be­
trachtungsweise nicht nur für die Folgen des unmittelbaren Ein­
griffs, sondern auch für die Wirkungen bewußtpflichtiger Macht, 
die über diesen Eingriff hinaus im gesamten System auftreten. 
Eine solche Beweispflicht aber ist das beste Mittel dagegen, 
daß die gesellschaftlichen Zusammenhänge in Einzelteile aufge­
löst und Jeder Teil für sich verändert wird. 

- Die zweite Strategie ist die der bewußten Systemüberlastung. 
Die Sozialdemokraten haben in den letzten sieben Jahren mit 
Billigung der Freien Demokraten in vielen Bereichen xmserer Ge­
sellschaft die Leistungsfähigkeit der Privatrechtsordnung bewußt 
überlastet, um auf diese Weise den Beweis fähren zu können, ciaß 
sie zu nichts taugt. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokraten haben das nicht nur mit der Wirtschaft ge­
tan - besonders deutlich geworden in der Forderung des SPD-Par­
teitags von Hannover — man müsse die Grenzen der Bel'astbarkeit 
der Wirtschaft ausloten: eine in sich unsinnige politische Ziel­
setzung, es sei denn, man beabsichtigt die Systemüberlastung. 
Darüber hinaus haben sie es auch indirekt getan. Ein klassisches 
Beispiel hierfür ist die berufliche Bildung! 
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Die berufliche Bildung, deren betriebliche Ausbildung eine pri­
vatwirtschaftliche Veranstaltung ist, wurde von den Sozialdemo­
kraten mit dem Ziel der Verstaatlichuag der betrieblichen Aus­
bildung in den ersten zwei Jahren ihrer Regierungszeit zunächst 
politisch diffamiert. In richtiger Erkenntnis freiheitlicher 
Zusammenhäinge hat man das zu zerstören versucht, was für jede 
freiheitliche Ordnung lebensnotwendig ist, nämlich die Bereit­
schaft der Bürger, mitzuarbeiten. Durch die Diffamierung der 
Ausbilder hat man ein Klima geschaffen, in dem eine große Zahl 
von Handwerksmeistern wenn aus keinem anderen, dann aus dem Gr\m-
de der argumentativen Unterlegenheit gegenüber ideologischer 
Argumentation den riut-«erlor, eine Aufgabe weiter durchzuführen, 
die für die Gesellschaft unverzichtbar war. 

(Beifall) 

Zugleich hat man in einer Art Zangenbewegung die Anforderungen 
an die Ausbilder in den Betrieben mit der Begründung erhöht, die 
Qualifikation der Ausbilder sei zu niedrig, die Lehrlinge würden 
deshalb für die falschen Berufe ausgebildet, nur hochqualifizier­
te betriebliche Ausbilder seien in der Lage, die Verantwortung 
für die neue Ausbildung zu übernehmen. Die meisten derjenigen, 
die diese neuen Ausbildungsvorschriften verfaßt haben, waren nie 
in einer betrieblichen Ausbildung, haben nie einen Betrieb auch 
nur von innen gesehen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ihr Ziel war auch nicht.die Verbesserung der beruflichen Ausbil-
dxong im Betrieb, sondern die Entmutigung derjenigen, die diese 
Ausbildungsleistung privatwirtschaftlich erbrachten, mit dem 
weiteren Ziel, den Nachweis führen zu können, daß nur der Staat 
diese Ausbildungsleistung wirklich erbringen kann. 

(Beifall) 

Als dann die Wirkungen dieser Maßnahmen eintraten, hat die Bun-
desregierxing öffentlich erklärt, der Rückgang der Lehrstellen 
sei auf einen organisierten Boykott der Wirtschaft zurückzu­
führen, die beabsichtige, die Bundesregierung in Schwierigkeiten 
zu bringen. Man hat auf diese Weise versucht, eine allgemeine 
öffentliche Ablehnung der Fortführung der privatwirtschaftlichen 
Problemlösung durchzusetzen. Nur an dem Widerstand der organi­
sierten Gruppen in der Gesellschaft und an der Opposition der 
CDU/CSU ist die Absicht der absoluten Verstaatlichung der beruf­
lichen Bildung gescheitert. Aufgegeben ist das Ziel aber keines­
wegs!. Jetzt versucht man,es auf andere Weise zu erreichen: durch 
eine Uberziehimg der pro forma aufrechterhaltenen dualen Ausbil­
dimg mit einem so dichten Netz von Bürokratien, daß auch der 
letzte Handwerksmeister verzweifeln muß. 

(Beifall) 

Die dritte Form der Strategie zur Veränderung unserer Gesell­
schaft besteht darin, die Reformfolgeschäden sozialistischer 
Politik als Rechtfertigung für weitere staatliche Interventionen 
zu benutzen. In zunehmendem Maße - und das ist eines der schwie­
rigsten Probleme, denen wir uns gegenübersehen werden, wenn wir 
die Verantwortung übernehmen - macht sich jetzt bemerkbar, was 
bei punktueller Intervention in die Ordnung unserer Gesellschaft 
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auftreten muß und sich nur durch ordnungspolitisches Denken ver­
meiden läßt: das Auftreten von nicht vorhersehbaren Folgewir­
kungen von Interventionen. 

Es gibt ernsthafte Beobachter \jnserer Entwicklung, die der Auf­
fassung sind, daß die Regierung heute bereits mehr als 5o% 
ihrer Regierungstätigkeit darauf verwendet, nicht vorhergesehe­
ne Folgeschäden früherer Reformen wieder auszugleichen. 

(Beifall) 

Ein hervorragendes Beispiel für diese Entwicklung ist das rapide 
Anwachsen der Gesetzgebungstätigkeit des Bundestages. 

Deutlich wird dies an dem Umfang des Bundesgesetzblattes, das 
bis 1968 jedes Jahr einen durchschnittlichen Umfang von I.000 
Seiten-hatte. In den letzten Jahren ist der Umfang auf weit 
über 3-000 Seiten angestiegen. 

Die Produktion von Gesetzen und Verordnungen ist ein Indikator 
für die wachsende Notwendigkeit der Korrektur von Wirkungen, die 
man ursprünglich nicht vorhergesehen hat. 

Wir haben klassische Beispiele, wie z.B. die zimächst vorge­
nommenen Steuererhöhungen und die kurz darauf gewährten Investi­
tionsprämien für Unternehmen, 

(Beifall) 

die zeigen, wohin der Verzicht auf langfristige ordnungspoliti­
sche Gesetzesarbeit führt. 

Von sozialistischer Politik werden diese Folgen nicht nur in 
Kauf genommen, sondern sogar als weiterer Beweis für die Funkti­
onsunfähigkeit einer privatwirtschaftlichen Ordnung von Lebens­
sachverhalten begrüßt. Es ist deshalb ein großer Irrtum anzu­
nehmen, daß die Klagen, die Helmut Schmidt und andere über die 
wachsenden Staatsausgaben, Gesetzestätigkeit imd Verbürokrati­
sierung führen, wirklichernst zu nehmen sind. Erstens sind die 
Sozialdemokraten angesichts ihrer Paa?teibuchpolitik die einzigen 
wirklichen Profiteure des Ausbaus von Bürokratien. 

(Beifall) 

Zweitens liefert die Notwendigkeit, unvorhergesehene Folgewir­
kungen früherer Reformen auszugleichen, eine gewissermaßen po­
litisch neutrale Begründung für die weitere Ausdehnung des 
Staatshaushalts. 

Diese Methode gilt es im wahrsten Sinne des Wortes zu entlarven. 
Was sich hier vollzieht - und das sage ich mit allem Nachdruck 
und Ernst -, ist eine langsame, sukzessive quantitative Verände­
rung unserer Gesellschafts- imd Wirtschaftsordnung, die an ei­
nem Punkt, den wir nicht genau bestimmen können, iimschlagen wird 
in eine qualitative Veränderung: eine qualitative Veränderung, 
die dadurch definiert werden kann, daß eine Rückkehr zu privat-
wirtschaftlichen Problemlösungen nicht mehr möglich ist. Wenn 
dieser Punkt eingetreten ist, dann kann nur noch eine Systemän­
derung im Sinne der freiheitlichen Ordnung das wiederherstellen, 

70 

file:///jnserer


was wir als erstrebenswerte Ordnung anselien. Aber wir sollten uns 
keinen Illusionen darüber hingeben, welch eine Herkulesarbeit 
eine solche Veränderimg wäre. Denn sie trifft auf ein ganzes Ge­
birge von Besitzständen. Menschen, die erzogen worden sind, ihre 
Ansprüche und Erwartungen losgelöst aus dem GesamtZusammenhang 
zu sehen, weigern sich, wenn sie mit dem Hinweis darauf, daß es 
im Interesse des Gesamten notwendig sei, in Anspruch genommen 
werden sollen. 

(Zustimmung) 

Die Wiederherstellung dieses"Gesamtzusammenhangs ist also auch 
eine unerläßliche Voraussetzung dafür, daß wir die in der Mann­
heimer Erklärung bereits anvisierten Ziele verwirklichen können, 
nämlich eine strukturelle Veränderung und Verbesserung der Wirt­
schaftlichkeit des sozialen und wirtschaftlichen Systems. 

Diese Auseinandersetzung um die Freiheit im Innern wird von uns 
vinter besonderen historischen Bedingungen geführt und hat deshalb 
eine für die westliche Welt einmalige Qualität. Diese besondere 
historische Bedingung ist die Teil\mg unseres Landes. Die Teilung 
iinseree Landes macht es notwendig, in unserem Lande Freiheit mit 
größerer'Entschiedenheit, größerem Ernst und größerer Aufmerksam­
keit für das Risiko von Experimenten zu verteidigen. Wir haben, 
wie Helmut Kohl das schon oft gesagt hat, aus dem Wiedervereini­
gungsauftrag auch den historischen Auftrag mitbekommen, die Frei­
heit, die wir in diesem Teil des geteilten Landes entfalten konn­
ten, treuhänderisch zu wahren und zu schützen für den unfreien Teil 
Deutschlands, damit wir, wenn jemals die Wiedervereinigung sich 
vörwirjclicht, in der Lage sind, dieses Treugut reich und vermehrt 
zurückzugeben. 

(Beifall) 

Vor diesem Hintergrund muß in der Bundesrepublik die Diskussion 
über Radikale im öffentlichen Dienst geführt werden. Die Verglei­
che mit Frankreich - mit denen wir jetzt konfrontiert werden -
oder mit Italien sind falsch. Denn weder Frankreich noch Italien 
sind ein geteiltes Land, und französische Kommunisten sind bei 
allem, was man gegen ihre Politik sagen muß und sagen wird, auch 
Pranzoeen. 

(Zustimmung) 

DKP-Mitglieder in der Bundesrepublik verstehen sich aber aus­
drücklich als Exekutoren der \infreien Cördnung jenseits von Mauer 
und Stacheldraht. . ,̂  ,,• „, ^ •<-„TTN 

(Lebhafter Beifall) 

Sie, wie die Bundesregierung jetztbefunden hat, trotz- ihrer 
Mitgliedschaft :in einer solchen Organisation auf ihre persönliche 
Bereitschaft zu befragen, ob sie die Grimdrechte und das Grund­
gesetz der Bundesrepublik Deutschland verteidigen wollen, zeugt 
von einer unüberbietbaren Naivität, 

(Zustimmung) 
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die offenbar außerstande ist, auch nur die Grundregeln kommuni­
stischer Strategie zu verstehen, 

(Lebhafter Beifall) 

Die Auseinandersetzung in der Bundesrepublik wird aber - und das 
möchte ich zum Abschluß meiner Ausführungen kurz mit einbeziehen -
auch geführt vor dem Hintergrund der europäischen Auseinander­
setzung und der Bedrohiing aus dem Osten. Es war schon verschiedent­
lich, an diesem Ort und an anderen Orten, die Rede von der Bedeu­
tung der Volksfrontbewegungen in Europa. Es besteht überhaupt kein 
Zweifel und läßt sich aus den Materialien der Sozialdemokratischen 
Partei aisreichend belegen, daß es nicht nur ein Hirngespinst kon­
servativ-reaktionärer Kräfte ist, anzunehmen, die Sozialdemokra­
tische Partei und die sozialistischen Parteien Europas befänden 
sich auch bezüglich der taktischen Notwendigkeit und Zweckmäßig­
keit von Volksfrontbündnissen in Übereinstimmung. Willy Brandt hat 
- auf eine entsprechende Frage -, keinen Zweifel daran gelassen, 
daß die Heimat der Marxisten in der Bundesrepublik natürlich in 
der SPD sein müsse. Er hat keinen Zweifel daran gelassen, daß er 
auf das engste mit den französischen Sozialisten zusammenarbeitet; 
Karl Carstens hat darauf bereits hingewiesen. 

Wir müssen in unserer politischen Auseinandersetzung mit dem 
Sozialismus davon ausgehen, daß diese Auseinandersetzung nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern in ganz Europa geführt wird,und 
sie muß dort geführt werden. 

(Beifall) 

Europa ist - und das wird in der Diskussion über die politische 
Vereinigung Europas immer wieder vergessen - in vieler Hinsicht 
bereits eine Einheit. Es ist eine Einheit der wirtschaftlichen 
Sachzusammenhänge, und es ist auch eine kulturelle und politische 
Einheit mit grenzüberschreitenden Wirkungen ihrer politischen 
Diskussion in den einzelnen Ländern. Keine Souveränität und kein 
Schlagbaum kann daran etwas ändern. 

(Zustimmung) 

Die Polge ist, daß wir unsere freiheitliche Orcjnung in der Bun­
desrepublik nur dann auf Dauer verteidigen und sichern können, 
wenndie ordnungspolitische Antwort auf die Herausfordei*ung der 
modernen Industriegesellschaft, die die Unionsparteien in den 
letzten 30 Jahren gegeben haben, nicht nur in der Bundesrepublik, 
sonderm dem Grunde nach auch in den anderen europäischen Ländern 
als eine freiheitliche Antwort auf die Herausforderung der Indu­
striegesellschaft akzeptiert wird. 

(Beifall) 

Daraus erwächst unsere Verpflichtung - wie wir sie;, in der Grün­
dung einer europäischen Volkspartei realisiert haben -, mit den 
Freunden in Italien Seite an Seite den Kampf zu führen, den sie 
kämpfen. Daraus erwächst aber auch unsere Verpflichtung, aus der 
Position vmserer Stärke - der Stärke der Union in der Bundesre­
publik - die Offensive gegen den Sozialismus überall dorthin zu 
tragen, wo unsere Argumente hinreichen. 

(Beifall) 
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Dies ist um so notwendiger - und dies ist ein dritter und letzter 
Aspekt der Szenerie, die ich hier ausdeuten wollte -, da sich 
Europa in einer krisenhaften Auseinandersetzung mit einer ideolo­
gisch legitimierten imperialen Macht, der Sowjetunion, befindet. 
Es besteht für mich kein Zweifel, daß das strategische Ziel der 
Sowjetunion darin besteht, Europa von den Vereinigten Staaten zu 
isolieren - durch eine militärische Einkreisung zu Lande, zu. Was­
ser und in der Luft, ohne direkte militärische Aggression - und 
eine Situation der Ängstlichkeit und eine Haltung der Eegierimgen 
herbeizuführen, die in ihrer eigenen Politik bereits sowjetische 
Interessen berücksichtigt. 

(Zustimmung) 

Weil die Sowjetunion im eigenen Land aus Gründen der ideologischen 
Legitimation ihres imperialen Anspruchs das kommunistische System 
und die kommunistische Gesellschaftsstruktur beibehalten und eine 
zentralistische Eegierungsform aufrechterhalten muß, keine Mei-
nungsfraiheit gewähren kann und Pluralismus unterdrücken muß, 
ist sie offensichtlich daran gehindert, die modernen Möglichkeiten 
der technologischen und wirtschaftlichen Produktion auszuschöpfen. 
Sie ist, weil ein enger Sachzusammenhang zwischen Freiheit, Plu-
ralität und Kreativität einer Wirtschaft besteht, aufgrund selbst 
auferlegter Bedingungen ihrer imperialen Position daran gehindert, 
die Eeserven und Möglichkeiten ihres Landes zum Nutzen ihrer Be-
völkervmg und ihrer Entwicklung auszuschöpfen. Sie kann gleich­
wohl ihren imperialen Anspruch militärisch und politisch nur durch­
setzen, wenn sie eine Art geistigen Kolonialismus über Gebiete 
begründet, deren wirtschaftliche und technologische Produktivi­
tät \im vieles höher ist als die in der Sowjetunion und die des­
halb für die Sowjetunion zur Verfügung stehen müssen. Das sow­
jetische Ziel gegenüber Westeuropa ist, hier eine Situation her­
beizuführen, in der gerade noch so viel Freiheit herrscht, daß 
eine hohe Prodiiktivität in der Wirtschaft und technologische Krea­
tivität gesichert sind, aber nicht die Freiheit, die kulturelle, 
geistige und politische Weiterentwicklung fördert. 

Dieses Ziel stimmt in seinen Wirkungen, nicht in seinen Absichten, 
mit den Folgen einer Sozialisierung Europas überein. Deshalb ist 
die Auseinandersetzung mit dem Sozialismus in Europa eine Aufga­
be von historischer Bedeutung. 

(Beifall) 

Die Europäer, meine Freunde, haben zum Ende des 18. \ind zu Beginn 
des 19- Jahrhunderts mit der Aufklärung der Menschheit ein großes 
Versprechen gegeben, das Versprechen, daß eine Gesellschaft in 
Freiheit möglich sei. Dieses Versprechen hat zu einer ungeheueren 
Entwicklung, zur Industrialisierung, zu neuen, tiefen Konflikten 
und Problemen geführt. Im 19- Jahrhundert haben sich zwei Antwor­
ten auf diese Probleme entwickelt: der Sozialismus und der klas­
sische Liberalismus. Die eine Antwort übersteigerte die Gleich­
heit und das Kollektiv, die andere Antwort, das Individuum und 
seine Freiheit. Unsere Aufgabe besteht darin, ein Gleichgewicht 
zwischen den Grundrechten zu finden, das erlaubt, die moderne 
Industriegesellschaft zu erhalten und gleichwohl in Freiheit 
zu leben. Diese Antwort, die eine Einlösung des Versprechens der 
Aufklärung wäre, m;iß in Europa gefunden werden. Der Beitrag, den 
wir dazu leisten können, ist \mverzichtbar. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
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Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Kurt Biedenkopf, ich dan-
ke Ihnen im Namen des Bundesparteitages und des Präsidiums sehr 
herzlich für diesen Bericht. Er war - das haben wir alle ge­
merkt - mehr als die sächliche Bilanzierung von Leistungen Ihres 
Verantwortungsbereiches. Dieser Bericht, liebe Parteifreunde, war 
zugleich eine programmatische Aussage für die Arbeit der CDU. Er 
war eine Begründung für den Aufruf an die deutschen Wähler, Frei­
heit statt Sozialismus zu wählen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, lassen Sie mich noch ein weiteres sagen. Wir 
wissen alle, welche physische und psychische Kraft es kostet, 
politische Verantwortung aus der Theorie in die Praxis umzuset­
zen. Ihnen, Kurt Biedenkopf, gebührt unser aller Dank und Hoch-
chrung dafür, daß Ihre Leistungen als Generalsekretär der Partei 
neue inhaltliche Impulse geben. 

(Beifall) 

Wenn wir gut gerüstet in den Wahlkampf gehen, dann ist das nicht 
zuletzt das Verdienst unseres Generalsekretärs Kurt Biedenkopf, 
und dafür danken wir ihm herzlich. 

(Beifall) 

Ich habe jetzt die Freude, das Wort unserem Freund Franz Josef 
Strauß geben zu dürfen. 

(Beifall) 

Dr. h.c. Franz Josef StraioB, Vorsitzender der CSU: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde, und besonders darf 
ich hier ansprechen iind sagen: lieber Freund Helmut Kohl! 

(Beifall) 

Die Christlich Soziale Union in Bayern ist auf diesem Ihrem Bun­
desparteitag mit drei Repräsentaten vertreten: heute morgen 
durch meinen Stellvertreter Dr. Werner Dollinger-, ich habe heute 
nachmittag die Ehre, ein Grußwort an Sie zu richten, so wie es 
Helmut Kohl und Karl Carstens immer mit großem Erfolg in München 
getan haben, 

(Beifall) 

und bei der zweiten Veranstaltung dieses Parteitages wird der 
Generalsekretär der CSU, Gerold Tandler, anwesend sein. 

(Beifall) 

Ich darf Ihnen allen - und das ist keine Routinepflicht oder ein 
lip Service - ein recht herzliches Wort des Grxißes aller Mit­
glieder, Mitarbeiter und Mandatsträger der Christlich Sozialen 
Union in herzlicher Verbundenheit überbringen, 

(Beifall) 

ein Wort des Grußes, das nicht in überschwenglicher Euphorie ge­
sprochen wird, sondern ein Wort des Grußes, das von dem Ernst 
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der Verantwortung, die wir alle gemeinsam für Deutschland und für 
Europa tragen, gekennzeichnet ist, 

(erneuter Beifall) 

von dem Ernst der Verantwortung, die Kurt Biedenkopf in seinem 
prägnanten und eindrucksvollen Referat sehr anschaulich umrissen 
hat. 

Es ist gut, daß wir einerseits sagen können: Diesmal sind die 
Chancen für uns aus einer Reihe von Gründen, die jetzt im ein­
zelnen aufzuzahlen nicht nötig sind, hesser, als sie vor vier 
Jahren gewesen sind. Es ist aber auch gut - das habe ich von 
Konrad Adenauer gelernt -, sich daran zu erinnern, daß von heute 
bis zum 3- Oktober noch ein weiter Weg ist 

(Beifall) 

und daß uns trotz aller großen Erfolge in den Landtagswahlen 
- z.B. in diesem Jahr der triumphale Erfolg der CDU in Baden-
Württemberg - nichts weniger ansteht als Siegeszuversicht, 
Selbstzufriedenheit und die Gewißheit, den Sieg schon in der 
Tasche zu haben. Nichts steht uns weniger an. Wir werden erleben, 
daß die Bimdesregierung von heute an gerade über die schwierigen 
Sommermonate hinweg, in denen das Parlament in Bonn in Ferien 
ist, ihre propagandistischen Apparate, ihre Apparaturen, ihre 
bürokratischen Möglichkeiten, ihre technischen Möglichkeiten, 
ihre Public-Relations-Möglichkeiten unbekümmert und skrupellos 
einsetzen wird, um den Wähler bis zum J. Oktober unter eine psy­
chologische Dauerberieselung zu stellen, damit das einzig richti­
ge Regime, nämlich das von Herbert Wehner, Willy Brandt und 
Helmut Schmidt, nicht abgelöst wird. 

(Beifall) 

Und deshalb werden wir uns gerade in den nächsten Monaten be­
sonders der Aufgabe widmen müssen, mit unserer Argumentation von 
Bürger zu Bürger, von Mensch zu Mensch in der Bundesrepublik 
unsere politische Konzeption, unsere politische Meinung, unsere 
politische Argumentation an den Mann zu bringen. Noch nie war das 
persönliche Gespräch, sei es in der Familie, in der Verwandt­
schaft, im Beruf und in jeder Gemeinschaft, in der man sich in 
unserem gesellschaftlichem Gefüge bewegt, so notwendig wie 
heute. 

(Beifall) 

Wir sollten aus jahrzehntelanger Erfahrung wissen, daß gerade die 
für uns gewinnbaren Wähler oft im politischen Bekenntnis wesent­
lich vorsichtiger, zurückhaltender sind, als es die Sozialisten 
zu sein pflegen, und nichts brauchen wir heute mehr, als das 
mutige politische Bekenntnis. 

(Beifall) 

Wir haben im Landtagswahlkampf Baden-Württemberg - das darf ich 
auch für mich mit 18 großen Kundgebungen in Anspruch nehmen -
schon einiges von der Änder\ing der psychologischen Landschaft ge­
merkt. Wir haben schon gemerkt, daß auch für die Arbeiter eine 
Änderung der Stimmung, eine Änderung der politischen Meinungs­
bildung eingetreten ist. Unsere Erfolge, wenn ich mich hier auf 
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Baden-Württemberg und Bayern beschränke, wären nicht möglich ge­
wesen, wenn nicht die Mehrheit aller Arbeitnehmer und auch die 
Mehrheit der Mitglieder der Gewerkschaften für CDU und CSU ge­
stimmt hätten. 

(Beifall) 

Gerade weil eine Art sozialistischer Götzendämmerung angebrochen 
ist, wird man um so hemmungsloser gegen uns kämpfen. Um so hem­
mungsloser! 

Ich bin froh darüber, daß wir diesen Wailkampf nicht ausschließ­
lich, auch nicht überwiegend mit rein materiellen Problemen be­
streiten. Wir haben eine ganze Menge von Problembereichen, über 
die wir reden müssen, ob der Aufschwung der Wirtschaft tief und 
nachhaltig genug ist, wie immer wieder behauptet wird - ich 
möchte es bezweifeln -, über die Zerrüttung der Staatsfinanzen, 
über die mangelnde Investitionstätigkeit, über die Unterfinanzie-
rvuig weiter Bereiche unserer Wirtschaft als Folge einer auch von 
den Freien Demokraten verschuldeten Wirtschafts- vmd Finanz­
politik, 

(Beifall) 

über eine bei Wiederanstieg der Konjunkturkurve viel zu hohe 
Inflationsrate, denn mit dem Wiederanstieg der Konjunktur, wo­
mit wir ja gerechnet haben, werden natürlich auch wieder die 
inflationären Triebkräfte lebendig werden, und nicht zuletzt 
über die hohe Dauerarbeitslosigkeit von 5 % hei einer sehr 
großen Zahl von Kurzarbeitern. Dies ist ein Zustand, den Helmut 
Schmidt früher als Katastrophe und als linerträgliche Verwerfung 
unserer gesellschaftlichen Struktur bezeichnet hat. Und heute? 
Quae mutatio rerum!"Erkläret mir, Graf örindur, den Zwiespalt 
der Natur!" Heute wird gesagt, keine Regierung habe bei diesen 
Problemen so gut abgeschnitten wie diese Regierung in Bonn. 

(Beifall) 

Auch das ist ein Stück sozialistischer Dialektik und Kasuistik. 
Ich bin froh darüber, daß wir den Wahlkampf gemeinsam im Grund­
sätzlichen führen. Dabei mag es gleich sein, ob die einen den 
"Oder"-Wahlkampf und die. anderen den "Statt"-Wahlkampf führen. 

(Beifall) 

Wir meinen ja dabei das Gleiche. 

Für mich ist, xm einen möglichen sprachlichen Irrtum auszu­
schalten, die Formulierung "Freiheit oder Sozialismus" auch nicht 
eine schüchterne Frage, nein, das ist die knallharte Alternative. 
So ist es gemeint. 

(Beifall) 

Dieser Wahlkampf muß im Grundsätzlichen geführt werden, weil die 
Behandlung einzelner noch so wichtiger Problembereiche, wie sei 
in den Reden heute vormittag imd in der Rede von Kurt Biedenkopf 
zum Ausdruck gekommen sind, von einer großen geistigen Entschei­
dung überlagert werden müssen, die im Grundsätzlichen vorbereitet 
xmd getroffen werden muß. Es geht um mehr als um rein materielle 
Probleme. Materielle Probleme sind wichtig. Ihre Bewältigung 
dient dem Leben der Bürger. Noch mehr geht es aber vtm den ge­
sellschaftlichen Rahmen vind um die menschliche Existenz und nicht 
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zuletzt um Deutschland von heute und von morgen in einem freien 
Europa. 

(Beifall) 

Wir meinen es schon sehr ernst, xuad so waxen auch unsere Reden in 
Baden-Württemberg, in dieser Generalprobe füx den Oktober, daß 
wir alles aufbieten werden, was in unserer politischen Kraft 
steht, um ein sozialistisches Deutschland in einem marxistischen 
Europa zu verhindern. 

(Beifall) 

Das ist eine säkulare Entscheidtang, die sich eines Tages von 
geschichtlicher, ich möchte sagen, von weltpolitischer und welt­
geschichtlicher Bedeutung erweisen wird. Denn die Bolle Europas 
\md darin eines wichtigen Mitgliedes mit stärkster Wirtschafts­
kraft wird für das Gleichgewicht in der Welt, für die Erhaltung 
des Friedens, für eine reale militärische Sicherheit, die nicht 
auf Bitspannungsreden von Nobelpreisträgern aufgebaut, sondern 
die von dem Gleichgewicht der Kräfte und von der eigenen Ver­
teidigungsbereitschaft und Verteidigungsfähigkeit geprägt ist, 
andernfalls nicht gespielt und durchgehalten werden können. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind mit diesem Jahre 
1976 in das letzte Quartal dieses Jahrhunderts eingetreten, 
dieses Jahrhunderts, das sicherlich einmal in der Geschichts­
schreibung eine besondere Rolle spielen wird. Ich brauche nur -
und ich habe hier keine autobiographischen Absichten - an den 
Zeitraum, an die Zeitspanne zu denken, die etwa mit meinem Leben 
Hinrissen ist, von 1915, also ein Jahr nach Ausbruch des ersten 
Weltkreiges, d.h. vom ersten Weltkrieg an bis heute. Wenn maji sich 
vorstellt, daß innerhalb von Jo Jahren Europa von der glanzvollen 
Höhe als kulttoreller, wirtschaftlicher, finanzieller, politischer 
Mittelpunkt der Welt - und dieser war es trotz der Kleinheit 
seines Territoriums, trotz der geringeren Zahl seiner Bevölke­
rung - abgesunken war zu einem rauchenden Trümmerfeld, von dem 
weinende Menschen nunmehr voller Verzweiflimg in die Zukunft 
schauten, wenn dies in Jl Jahren möglich war - und die Ge­
neration unserer Väter xmä. unsere Generation hat dieses Stück 
Geschichte sozusagen am eigenen Leibe erlebt -, dann soll man 
uns mit diesem blinden Fortschrittsglauben vom Leibe bleiben, 
als ob es in Z\ikunft immer besser, immer sicherer und immer 
ruhiger in der Welt zugehen vmrde. Ob wir in Sicherheit, Ruhe 
und Frieden, menschlichem Glück und materieller Geborgenheit 
leben, hängt von unserer Politik ab und nicht von einem auto­
matischem Gang der Weltgeschichte. Wir entscheiden weitgehend 
darüber. 

(Beifall) 

Wenn wir die Formel wählen "Freiheit oder Sozialismus", dann 
geht es nicht dga-um, diejenigen, die sich zum demokratischen 
Sozialismus bekennen, in ihrer Gesinnung als Feinde der Frei­
heit abzuwerten. So war es nie gemeint. Aber hier bedarf es 
noch einer gewaltigen Klärung. Es gibt sicherlich soziale 
Demokraten, zu denen wir uns auch rechnen. Ich halte den de­
mokratischen Sozialismus - bei vielen für ernst gemeint -, 
aber für eine Utopie. Es gibt demokratischen Sozialismus nur 
solange, wie seine Träger keine wirklichen Sozialisten sind. 

(Beifall) 
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Das heißt, der demokratische Sozialismus lebt davon, daß seine 
geistigen Verfechter und seine materiellen Wegbereiter dem 
Sozialismus selbst innerlich ferne stehen und laufend durch 
Kompromisse dafür sorgen, daß der Sozialismus nicht die Macht 
ergreift. 

Nur so können sie sich ajn Leben erhalten. 

Wir haben diese Entwicklung, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, in verschiedenen Bereichen des Bundesgebietes erlebt, 
am deutlichsten in München. Es wair sehr bezeichnend: Als in 
München die Msirxisten - ich sage es - fast sämtliche Schlüssel­
stellungen der SPD in die Hand bekommen hatten, vorbei Ein der 
Mehrheit ihrer Parteifreunde, aber in geschickter Kaderpolitik, 
hat Willy Brandt geschwiegen. Von einem Skandal begann er zu re­
den, als die gemäßigten Sozialdemokraten, die wir immer die 
königlich-bayerischen Sozialdemokraten nannten, als diese ge­
standenen Frauen und Männer mit der CSU im Rathaus im Interesse 
unserer Laindeshauptstadt zusammenzuarbeiten begannen. Da sprach 
Willy Brandt vom Skandal. Bei der Machtübernahme der Marxisten 
in seiner Partei hat er geschwiegen und mit Wohlwollen und Freu­
de diese Entwicklung gesehen und von hinten begünstigt. 

(Beifall) 

Es ist eigenartig, meine Damen ixnd Herren - 'ich darf den Satz 
hier wiederholen -: Marxisten pflegen ihr Weltbild aus einer 
Vergangenheit zu beziehen. Man könnte sich auch Steinzeit-Sozia­
listen nennen. 

(Heiterkeit) 

Sie beziehen ihr Weltbild aus einer Vergangenheit, in der es 
noch nicht die industriell verwertbare elektrische Energie gab, 
in der es noch nicht den Verbrennungsmotor gabj in der der Be­
griff "Kernenergie" selbst dem Physiker noch unbekajmt war und 
wo von Luftfahrt und Raumfahrt oder moderner elektronischer 
Datenverarbeitung nicht einmal in wissenschaftlichen Zukunfts­
phantasien die Rede war. Aus der Zeit stammt ihre Rezeptur 
für die Ordnung des Lebens der modernen Industriegesellschaft 
von heute. 

Sind die Marxisten an die Macht gekommen - ich brauche nicht zu 
wiederholen, was Kurt Biedenkopf in so prägnanten luid eindrucks­
vollen Formulierungen sagte -, dann pflegen sie in der Gegen­
wart regelmäßig zu versagen. Dafür haben sie eine neue Technik 
entwickelt: die Menschen auf die Zukunft zu vertrösten, wenn 
sich der Sozialismus überall durchgesetzt habe. Das Endziel 
lassen sie im dunkeln, und den nächsten Schritt dementieren sie, 
nehmen ihn'aber dann vor, wenn sie glauben, daß die Menschen 
reif genug seien, die "neue Wahrheit" zu ertragen. 

(Beifall) 

Das ist das, was Herbert Wehner meinte, als er bei seiner Wie­
deraufstellung als Kandidat in Harburg sagte: "Genossen, ich 
weiß, Ihr seid unzufrieden. Aber wenn wir noch einmal die Wahlen 
gewinnen, dann werden wir tiefer pflügen, dann werden wir die 
struktiirellen Veränderungen vornehmen." Und Herr Bahr hat in der 
Außenpolitik eine neue Bahrheit als Wahrheit erfunden, die wir 
im Bundestag zur Genüge kennengelernt haben. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, Willy Brandt - ich glaube, 
er war es - hat sich im Bundestag auf Ferdinand Lassalle beru­
fen. Er wird zu Unrecht als Vater der deutschen Sozialdemokratie 
von heute in Anspruch genommen. Er war ja der Begründer der 
Deutschen Arbeiterpartei. Aber heute käme keiner mehr aüjf die 
Idee, die sozialdemokratische Pührungsschicht als Arbeiterpar­
tei zu bezeichnen. 

(Beifall) 

Ich bin der Meinung - wenn ich das hier so als Fußnote sagen 
darf -, daß der deutsche Arbeiter dank unserer Politik der So­
zialen Marktwirtschaft, dank eines trotz aller Schmähungen aus­
gezeichneten Bildungssystems und fachlichen Ausbildungssystems 
mündig genug ist, um keine spinnenden Akademiker nötig zu ha­
ben, die seine Interessen erfinden und vertreten sollen. 

(Beifall) 

Der deutsche Arbeiter weiß selber, was ihm guttut. Er braucht 
nicht besondere Anwälte seiner eigenen Interessen. 

Ferdinajid Lassalle sagte: "Alle große politische Aktion besteht 
im Aussprechen dessen, was ist, und beginnt damit. Alle poli­
tische Kleingeisterei besteht in dem Verschweigen und Bemänteln 
dessen, was ist." Ich stimme diesem Ausspruch voll zu: Alle 
große politische Aktion besteht Im Aussprechen dessen, was ist, 
und beginnt damit. Und wir werden in diesem Wahlkampf ausspre­
chen, was in dieser grundsätzlichen Auseinandersetzung notwen­
dig ist. 

Nach der anderen Seite lebt man ja nicht vom Aussprechen, son­
dern vom propagandistisch geschickten Verschweigen und Bemän­
teln. Wenn die Wahrheit über die Entwicklung der letzten sieben 
Jahre bis zxim letzten Bürger durchdringt \ind ihm dort bewußt 
wird, müssen die Sozialdemokraten und ihre Trabanten, die Block­
partei der FDP, eine vernichtende Niederlage erleben. 

(Beifall) 

Wir alle wissen ja, was dem im Wege steht. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, Helmut Schmidt, 
Willy Brandt und Herbert Wehner, diese drei sind ja eine Ein­
heit mit verschiedenen Schwerpunkten. Ich möchte hier nicht ein 
Plagiat begehen. Deshalb darf ich den mir bekannten Urheber 
hier nennen: Rainer Barzel hatte recht - ich habe es oft wie­
derholt -, als er sagte, daß Helmut Schmidt doch nur die nütz­
liche Funktion eines leitenden Angestellten Herbert Wehners aus­
übe. 

(Beifall) 

Denn die Aufgabe von Helmut Schmidt ist es, eine politische 
Mitte der SPD vorzutäuschen, die es in der Farteihierarchie 
in dieser Weise gar nicht mehr gibt, die bei den Jungsozialisten 
unbekannt ist, die aber trotzdem möglichst viele Bürger der 
Mitte anziehen soll, damit gleichzeitig die Aufmerksamkeit von 
der dauernden Linksverschiebung dieser Partei abgelenkt wird. 
Das ist die Funktion, die Helmut Schmidt mit martialischem Auf-
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treten, etwas wilhelminischem Gehabe, bla^forsch aus der Hüfte 
schießend - schnell, aber falsch -

(Heiterkeit und Beifall) 

ausübt. Dabei begnügt' er sich nicht mehr, sich auf einzelne 
Ziele einzuschießen. Die letzten Monate haben bei ihm eine 
Technik des Flächenfeuers hervorgebracht. 

(Heiterkeit) 

Da werden alle Italiener und Spanier und Franzosen und Ameri­
kaner in einem Rundumschlag gleichzeitig erledigt. 

(Erneute Heiterkeit) 

Auch ich lache darüber, meine Damen und Herren. Aber wir dürfen 
uns nicht darüber täuschen, daß diese Mischung, wie ich sie eben 
geschildert habe, für unser Ansehen bei unseren Nachbarn und 
Freunden im europäischen Auslamd, in unserer europäischen Nach­
barschaft ausgesprochen bedenklich und gefährlich ist. 

(Beifall) 

Ich war nie der Meinung, daß wir unser Licht unter den Scheffel 
stellen sollten. Ich war nie der Meinung, daß wir unsere legi­
timen nationalen Interessen verschweigen sollten. Ich wax nie 
der Meinung, daß wir die Politik der Duckmäuserei betreiben 
sollten, bloß deshalb, weil es in der deutschen Geschichte 
große Katastrophen gegeben hat. Hitler muß einmal tot sein. 
Aber was man den anderen zu sagen hat, muß man ihnen am Konfe­
renztisch sagen, im kleinen Kreise und nicht in Interviews in 
der Öffentlichkeit, um damit nur wieder neue nationale Ressen­
timents hervorzurufen! 

(Beifall) 

Der kommunistische Volksfrontbruder in Frankreich, Marchais, 
hat ja nicht ohne eine gewisse Wirkung, und hier in einem ge­
wissen Gleichklang, sogar mit bestimmten Gaullisten vor dem 
neuen deutschen Imperialismus gewarnt. Die Wiederbelebung der 
antideutschen Emotion ist gefährlicher als manche Rückschläge, 
die bei Konferenzen mangels sachlicher Einigung zu verzeichnen 
sind. 

(Beifall) 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, möchte ich bei 
dieser Gelegenheit auch darauf hinweisen, daß die große Ausein-
andersetzxing in diesem Jahrhundert, vor allem im letzten Quar­
tal dieses Jahrhunderts, nicht die Auseinandersetzung zwischen 
konservativ und progressiv oder liberal ist und nicht die Aus­
einandersetzung zwischen Faschismus und Sozialismus. Es ist die 
Auseinandersetzung zwischen frei im Sinne einer modernen Libe­
ralität und kollektivistischer Denkweise und Verhaltensweise 
auf der anderen Seite. Das ist der große Gegensatz der Zeit. 

(Beifall) 

Wenn auch manche ehrliche soziale Demokraten über unsere Formel 
zeitweise erschrocken sein möp;en und sich vielleicht dagegen 
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gewehrt haben, so können sie doch nicht bestreiten, daß erstens 
der Gegensatz zwischen frei im Sinne moderner Liberalität auf 
der einen iind kollektivistischem Sozialismus auf der anderen 
Seite besteht und daß zweitens Sozialismus, Marxismus, Kommu­
nismus, Paschismus und Nationalsozialismus demselben ungeisti­
gen Nährboden entspringen, wenn sie sich auch in verschiedenen 
Formen ausgeprägt haben. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, einer der großen Denker 
des Abendlandes, dem wir manches Kulturgut zu verdanken haben, 
David Hume, sagte einmal mit Recht: "Es ist sehr selten, daß 
eine Freiheit irgendwelcher Art mit einem Schlag verlorengeht." 
Unsere Sorge ist nicht eine revolutionäre Entwicklung. Mein ver­
sucht uns immer lächerlich zu machen, indem man sagt, wir 
hätten diese Sorge. Nein, wir haben Sorge wegen der ständigen 
lautlosen, in kleinen schleichenden Schritten erfolgenden Ver­
änderungen der Gesellschaftsordnung und der damit verbundenen 
und bezweckten Änderungen des Bewußtseins, die ihrerseits wie­
der die Voraussetzung für den nächsten Schritt sein sollen! 

(Beifall) 

Ich greife hier nur zwei Beispiele heraus. Als erstes nenne ich 
die von uns früher vielleicht zu wenig betonte Veränderung der 
bildungs- und schulpolitischen Verhältnisse in unserem Lan.de. 
Msin schaut manchmal vielleicht viel zu sehr auf die Inflations­
rate, die Arbeitslosigkeit und ähnliche volkswirtschaftlich wich­
tige Probleme. Die langfristigen Veränderimgen der Gesellschaft 
sollen doch aber auf dem Wege der Erziehiing eines neuen Menschen­
typus erfolgen. Dieser Menschentypus soll in sozialistischen Schu­
len, von marxistischen Pädagogen, unter Aufsicht marxistischer 
Oberschulräte und mittels marxistischer Apparatliren in sozial­
demokratisch regierten Kultusministerien herangezogen werden. 

(Zustimmung) 

Es ist - jetzt spreche ich nicht nur als Politiker, sondern auch 
als Familienvater - eine Impertinenz, den Eltern zuzumuten, daß 
ihre Kinder vor ihren Augen und mit ihren Steuergeldern gegen 
Familie und Autorität aufgehetzt werden. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Im B-undestag reden die sozialistischen Patriarchen von Verheißung, 
von Glückseligkeit, von Barmherzigkeit, von Mitleid und von mehr 
Lebensqualität. Die Tränen könnten einem kommen, wenn man Herbert 
Wehner reden hört. 

(Heiterkeit) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das sind doch aber nur 
Ablenkungsmanöver. Das ist nur ein geschicktes Täuschungstheater. 
Das, was sich in der Bildungspolitik vollzogen hat, was sich bei 
den deutschen Sozialdemokraten an Volksfrontallianzen ergeben 
hat - die enge Zusammenarbeit mit Kommunisten unter Federführung 
der Kommunisten -, ist von Sozialdemokraten in diesem Lande, 
nicht von der Minderheit der Kommunisten verursacht und ermög­
licht worden. 

(Beifall) 

81 

http://Lan.de


Lassen Sie mich noch, ein anderes Beispiel anführen, das auch 
schon Kurt Biedenkopf genannt hat. Innerhalb von weniger als 
zehn Jahren ist der Staatsanteil am Sozialprodukt von 37 % auf 
^8 % gestiegen. Man könnte nun fragen: Was ist denn hier zuviel 
geschehen? Auf eine solche Fragestellung dürfen wir uns nicht 
einlassen. Sie können mir glauben, daß sich eine Erhöhung der 
Staatsquote bis auf 90 % mit schönen, wohlklingenden gesell­
schaftspolitischen Zielsetzungen scheinbar begründen, läßt. Für 
uns kajin es nur darum gehen: Machen wir halt auf diesem Wege. 
Versuchen wir, wie im gemeinsamen Wahlkampfprogramm ausgedrückt, 
die Staatsquote wieder auf ein wirtschaftlich vernünftiges, 
finanzpolitisch vertretbares und gesellschaftspolitisch erträg­
liches Maß zurückzuführen. 

Meine Damen -und Herren, in diesem Jahr vereinnahmt der Staat 
mit Fiskus und Parafiskus von jeder zusätzlich verdienten Mark 
59 Pfennig. Der Staat vereinnsuhmt von jeder zusätzlich ver­
dienten Mark durch Steuer, Gebühren, Abgaben, Beiträge - natür­
lich spielt auch die inflationäre Entwicklung eine Rolle -
59 Pfennig. Dem einzelnen verbleiben im Durchschnitt also nur 
noch A-l Pfennig. Herr Biedenkopf hat recht, wenn er sagt, daß 
hier ganze Gebirge von Besitzständen geschaffen und daß hier 
gEuaze theologische Doktrine errichtet werden, deren geheime 
Priester um die Erhaltung ihrer klerikalen Herrschaft irdischer 
Art kämpfen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich möchte in meinem - wenn auch ausführlicheren - Grußwort 
nicht noch mehr in die Einzelheiten gehen. Wir wissen, welche 
schwierigen Aufgaben vor uns stehen und daß diese Aufgaben nur 
gelöst werden können, wenn wir dem Volke rückhaltlos die Wahr­
heit sagen. 

(Zustimmung) 

Wir können die anderen nicht in Propagandakünsten, in der Verne-
belung der Tatbestände und den Formulierungen von Verheiß\ingen 
und Glücksformeln übertreffen. Versuchten wir dies, würden wir 
immer zweiter Sieger sein. Wir müssen dem Volke die Wahrheit 
und nichts als die Wahrheit sagen. Wenn wir die Wahl gewinnen, 
muß ein Kassensturz gemacht, ein Offenbarungseid abgelegt und 
Bilanz gezogen werden, damit das Volk weiß, was in sieben Jauhren 
an Substanz verwirtschaftet worden ist 

(Beifall) 

und wie groß die Probleme sind, die gelöst werden müssen. 

Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang nur zwei, drei Stichworte 
nennen. Das erste Stichwort heißt "Investitionslücke". Unter 
"Investitionslücke" verstehe ich die Differenz zwischen dem, was 
investiert worden ist - seit ig?"! stagnieren die Investitionen, 
1974 waren sie rückläufig und 1975 verstärkte sich diese negati­
ve Entwicklung noch -, und dem, was hätte investiert werden sol­
len. Es wird heute immer so viel von dem Netz der sozialen Siche­
rung geredet. Dieses Netz ist doch durch die Soziale Marktwirt­
schaft geschaffen, ist doch durch den Fleiß der Bürger vmd eine 
vernünftige Politik geknüpft worden. Was für ein Netz der sozialen 

82 



Sicherung hätten wir heute, wenn wir uns im JaJire 19^8 im Wirt-
schaftsrat und' in den folgenden Jahren nicht gegen die Sozial­
demokraten im Kampf für die Soziale Marktwirtschaft uad gegen 
die Planwirtschaft diirchgesetzt hätten? 

(Beifall) 

Das Netz der sozialen Sicherung ist eine Folge der Sozialen 
Marktwirtschaft und nicht eine Folge sozialistischer Politik. 

(Zustimmung) 

Auch das Netz der sozialen Sicherung muß bezahlt werden. Einmal 
kommt die Stunde der Wahrheit. Dieses Netz kann nur erhalten 
werden, wenn wir auf Dauer wieder zu einem realen - nicht nomi­
nalen - Wachstum von durchschnittlich 5 % jährlich gelangen. 

Dies kann nur erreicht werden, wenn die Investitionen jährlich 
real um 8 "bis 9 % steigen. Die Differenz zwischen dem, was hier 
investiert worden ist, und dem, was nach diesem Schlüssel hätte 
investiert werden müssen, beläuft sich auf rund 170 Milliarden DM. 
In der Bundesrepublik sind im Laufe der letzten fünf Jahre 
170 Milliarden DM zu wenig investiert worden. Wäre die Investi­
tionstätigkeit so geblieben, wie sie zu unserer Zeit war, gäbe 
es heute normale Vollbeschäftigung. Über Arbeitslosigkeit würde 
dann kein Mensch reden; über sie würde sich kein Mensch zu be­
klagen haben. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist doch eine national­
ökonomische Binsenweisheit, daß sich die gesellschaftspolitischen 
Leistungen gegenüber dem gesamtvolkswirtschaftlichen Wachstum 
nicht überproportional entwickeln können. Wenn sie sich über­
proportional entwickeln und somit eine Einseitigkeit eintritt, 
leiden zwangsläufig andere wichtige Gebiete der staatlichen Auf­
gab enerfüllung und der staatlichen Dienstleistungserfüllung dar­
unter, öffentliche Investitionen in Höhe von 15 % und private In­
vestitionen in Höhe von 85 % müssen sich gegenseitig die Hand 
geben, damit das moderene Deutschland, das wir geschaffen haben 
und das andere jetzt aufs Spiel gesetzt haben, auch,in Zukunft 
noch erhalten bleibt. 

(Beifall) 

Es ist nicht möglich, über die Finanzierung der mittelständisohen 
Wirtschaft angesichts der Vielfalt ihrer Strukturen und Betriebe 
zuverlässige und genaue Zahlen zu bekommen. Ich möchte hier aber 
einmal die 1000 industriellen Aktiengesellschaften herausgreifen, 
die in der Statistik besser erfaßbar sind. Der Bedarf an Kapital 
für Investitionen ist sehr hoch. Dieser Kapitalbedarf wächst aui-
gesichts der Leistungsfähigkeit moderner Technik und der Kosten, 
die sie verursacht, überdurchschnittlich. Eine Maschinengeneration 
hat eine normale technische Konkurrenzfähigkeit von sechs bis 
sieben Jahren. Dann wird sie von der nächsten Generation abgelöst, 
und diese ist schon wieder wesentlich teurer. Man wird sich hier 
auch einmal über die Frage der Abschreibungspolitik unterhalten 
müssen; ich will heute und hier aber nicht darauf eingehen. In 
den letzten sechs Jahren ist im Bereich der 1000 industriellen 
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Aktiengesellschaften die Kapitaldecke um 15 Milliarden DM gegen­
über dem, was eigentlich notwendig gewesen wäre, zu kurz gewesen. 
Das heißt, wenn heute dasselbe Maß an Eigenkapital hätte vorhan­
den sein sollen, das in den Jahren 1968/59 vorhanden war, hätten 
16 bis 17 Milliarden DM mehr Eigenkapital vorhanden sein müssen. 
Im Bereich der mittelständischen Wirtschaft sieht es noch viel 
schlimmer aus. Um die Großbetriebe mache ich mir keine Sorgen. 
Die Großbetriebe - es sei denn, der eine oder der andere hätte 
ein besonders schlechtes Management - überstehen jede- wirtschaft­
liche Entwicklimg. Sie überstehen alle internationalen Wirtschafts­
krisen. Sie haben es leichter, sich finanzieren zu können, inter­
national zu refinanzieren usw.. Noch keine Regierung und keine 
Regierungspartei haben soviel gegen das Großkapital gewettert und 
zugleich soviel für die Konzentration des Kapitals in großkapita­
listischen Händen getan wie diese Bundesregierung und ihre poli­
tischen Kräfte. 

(Beifall) 

Der Sinn meiner Aussage ist es auch nicht, gegen die großen Unter­
nehmen zu wettern. Gegen die großen Unternehmen, gegen die Multis 
wettert man; in Wirklichkeit tut man alles, um ihnen die stärkste 
Marktstellung zu verschaffen. Der Großbetrieb ist natürlich not­
wendig in unserer arbeitsteiligen Wirtschaft. Man kann heute nicht 
moderne Automobile konkurrenzfähig gegen die Amerikaner und Japa­
ner etwa durch den Zusammenschluß mittelständischer Industrieller 
herstellen. Aber die Leistungsfähigkeit, Vielseitigkeit, Anpas­
sungsfähigkeit, Neuerungstechnik, Wettbewerbsfähigkeit und Export­
fähigkeit unserer Wirtschaft in der Bundesrepublik wird auch ent­
scheidend von der mittelständischen Wirtschaft bestimmt. 

(Beifall) 

Es ist einfach eine Verhöhnung, wenn man bei den 20 000 Insolven­
zen und Konkursen der letzten zwei, drei Jahre sagt, hier handele 
es sich um unsolide Elemente, die schlampig und liederlich ge­
plant und finanziert hätten und deshalb vom Markte verdrängt wor­
den seien. Natürlich wird es in einer Marktwirtschaft immer Kon­
kurse geben. Das ist nicht auszuschließen, sonst müßten wir die 
Planwirtschaft betreiben, bei der auch der unrentabel arbeitende 
Betrieb auf Kosten der Steuerzsihler oder auf Gmmd anderer Sub­
ventionen erhalten bleibt. Daran denkt ja kein Mensch. Aber diese 
Insolvenzen, Vergleichsverfahren und Konkurse in dieser Größen-
ordnimg sind eine Anklage gegen die Verantwortlichen in der Wirt­
schafts- und Finanzpolitik.Dazu gehört eines, meine Damen und 
Herren, worauf noch viel zu wenig hingewiesen wird, nämlich die 
ungeheuerliche Veränderung der Finanzstruktur unserer kleinen und 
mittleren Wirtschaft, die Zunahme der Verschuldung und die Abnahme 
der Eigenkapitalquote bei zunehmender Unfähigkeit der Selbstfinaji-
zierung..Wenn einer einen bestimmten Betrag aufnehmen muß, um zu 
investieren, so ist das meistens ja eine Angelegenheit langfristi­
ger Planung. Wenn im Zuge dieser Kreditaufnahme die Kreditkosten 
von 7 oder 7 1/2 % auf 15 und 15 % steigen, dann ist das ein Um­
verteilungsprozeß, und zwar in erster Linie zu Lasten der kleinen 
imd mittleren Unternehmen. 

(Beifall) 

Ich möchte hier - gerade weil wir in der Marktwirtschaft eine 
leistungsbezogene Wettbewerbswirtschaft sehen - auch einmal sagen 



- wir haben es auch in das Parteiprogramm hineingeschrieben -: 
Soziale Marktwirtschaft heißt Freiheit der Wahl des Arbeitsplatzes, 
Freiheit der Wahl des persönlichen Verbrauches, Freiheit auf 
Eigentum an privaten Investitionsmitteln und Freiheit der unter­
nehmerischen InvestitionsentScheidung. 

Meine Damen und Herren, wenn die Zahl der Arbeitgeber immer klei­
ner wird, wird der Freiheitsspielraum der Arbeitnehmer immer 
stärker eingeschränkt, 

(Beifall) 

bis dem Arbeitnehmer dann zum Schluß überall der "Große Bruder" 
gegenübersteht. 

Warum, meine Damen und Herren, haben wir es so unerhört schwer 
- das wird die Aufgabe von Kurt Biedenkopf sein, für die ich ihm 
wirklich ehrlich und herzlich viel Glück wünsche -, im Ruhrgebiet 
eine Änderung der politischen Verhältnisse einzuleiten? Warum? 
W^il dort und anderswo die Ineinanderverwobenheit sozialdemokra­
tischer Mehrheiten, gewerkschaftlichen Machtanspruchs und groß­
kapitalistischer Unternehmungen schon so weit gediehen ist, daß 
der einzelne Bürger, ganz gleich, wo er hingeht, immer wieder ein 
und derselben Macht gegenübersteht, die mit ihrem langen Arm nach 
ihm greift. 

(Beifall) 

Auch das ist ein Stück Verminderung persönlicher Freiheit, die 
mit solchen Prozessen Hand in Hand geht. 

Meine sehr verehrten Damen \md Herren, in den vorangegangenen He­
den ist auch das Thema Deutschland - unsere Deutschlandpolitik -
und das Thema Europa angesprochen worden. Lassen Sie mich mit 
wenigen Betrachtungen über dieses Thema meine Ausführungen be­
enden. Wir haben heute morgen in den Zeitungen fast überall auf 
der ersten Seite diese Veröffentlichung aus der Sowjetunion ge­
lesen, die eigentlich eine bestimmte Note darstellt, wenn sie auch 
in imgewöhnlicher Form erfolgt ist, nämlich einmal die Warniingen 
aus dem Kreml, die Lockungen für die Bundesrepublik, das Lob für 
diese Entspsinnungspolitik, wie sie sich Willy Brandt vorstellt, 
und das Ganze unter der Überschrift: Krieg oder Frieden. 

Meine Damen und Herren, der Parteitag eignet sich hier nicht zu 
einer Analyse dieses Dokuments, das wir analysieren werden. Aber 
eines können \ms unsere sowjetischen Gesprächspartner glauben. 
Ich war der erste, der im Auftrag der Fraktion im Bundestag da­
mals, im Jahre 1973, zu den leider in dieser Unklarheit und Un-
vollständigkeit abgeschlossenen Ostverträgen gesagt hat: pacta 
sunt servsmda. Was völkerrechtlich gültig ist, werden wir halten. 
Wir werden aber, meine Damen und Herren, keine Verträge abschlies-
sen, bei denen Wort und Wahrheit nicht deckungsgleich sind, 

(Beifall) 

bei denen die Doppeldeutigkeit der Formulierungen zur Methode , ja, 
'zxm. Grundsatz erhoben worden ist. Wir bekennen und, meine Damen 
und Herren, zu diesem Grundsatz pacta sunt servanda; aber ich 
möchte da keinen Zweifel lassen, beim Moskau-Vertrag und beim 
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Warschauer Vertrag in der Auslegung der Entschließung des Bundes­
tages vom 17. Mai 1972. 

(Beifall) 

Die Entschließung war in der Schlußfassung eine Gemeinschaftsar­
beit des Kollegen Werner Marx von der Bundestagsfraktion und von 
mir. Ich möchte ihm für diese damalige Arbeit auch heute von die­
sem Platz aus ein Wort des herzlichen Dankes sagen. 

(Beifall) 

Wir werden auch den Grundlagenvertrag gegenüber dem anderen 
Deutschland halten, aber wir werden ihn halten in der Auslegung 
des Bundesverfassungsgerichts nach dem Urteil von Ende Juli '1973-

(Beifall) 

Hier beginnt die Problematik, daß der andere Vertragspartner bei 
diesen drei Verträgen den Sinn des Vertrages und die Konsequenz 
des Vertrages nicht nur verschieden, sondern zum Teil gegensätz­
lich auslegt. 

Meine lieben Freunde, unklare Verträge sind schlechte Verträge. 
Einmal kommt die Stunde, wo man sich auf solche Verträge berufen 
muß, und dann sind sie keine Stütze und keine Hilfen deutscher 
Politik mehr, sondern Quelle neuer Spannungen, neuer Streitigkei­
ten und neuer Gegensätze. Genau das wollen wir nicht. 

(Beifall) 

Aber mit dieser in Porm einer Zeitungsveröffentlichung erfolgten 
Note ist auch ein Stück Wahlkampf eingewoben. Ich habe es im Bun­
destag schon in meiner vorletzten Rede gesagt,- daß es so schnell 
eintreten würde, habe nicht einmal ich erwartet -, daß maja das 
versuchen wird. Darum habe ich heute eingangs meiner Ausführungen 
von der langen Strecke gesprochen, die noch zwischen heute und 
dem 5- Oktober liegt. Daß diese Regierung abgewirtschaftet hat, 
darüber besteht objektiv kein Zweifel, ebensowenig daran, daß die 
Mehrheit unserer Bürger subjektiv davon überzeugt ist. Es besteht 
auch kein Zweifel dairan, daß sie die weghaben wollen. Gerade des­
halb betreibt man eine Kampagne der Einschüchterung, eine Kampagne 
der Erzeugung einer Angstpsychose. Anders kann man doch die Äus­
serungen nicht verstehen, angefangen bei der Äußerung von Herrn 
Kühn, die B\indesrepublik sei nicht mehr regierbar, wenn die CDU/ 
CSU die jetzige Regierung ablöse. Meine Damen und Herren, die 
Bundesrepublik wäre nie regierbar geworden, wenn wir uns nicht 
mit unserer Politik gegen die Linken durchgesetzt hätten. Wenn 
man von Holzen und vom Mobilisieren in diesem Zusammenhang spricht, 
gut, ich bin auch kein Anhänger zimper.licher Ausdrucksweise im 
Wahlkampf; das gehört zum Handwerk. Wenn man aber sagt: Falls die 
CDU/CSU an die Regierung kommt, besteht die Gefahr, daß der so­
ziale Friede verlorengeht, dann, meine Damen und Herren, sage ich: 
Es gehen höchstens die Pfründe und Privilegien der Funktionäre 
verloren, aber nicht der soziale Friede. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Der soziale Friede kann bei uns doch nur erhalten bleiben, wenn 
die Gesellschaft - und hier gebe ich Kurt Biedenkopf völlig recht -
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aus einer entpflichteten Anspruchsgesellschaft wieder zu einer 
der Gemeinschaft verpflichteten Gesamtgesellschaft wird. 

(Beifall) 

Der soziale Friede kann in unserem Lande nur erhalten bleiben, 
wenn die Zerrüttung der Finanzen durch eine solide Finanzpolitik 
überwunden wird, wenn wieder eine dauerhafte, stabile Grundlage 
der Finanzierung der kollektiven Sozialleistungen erfolgt. Sozialer 
Friede kann nur erhalten werden, wenn bei uns die Wirtschaft -
und darunter verstehe ich Arbeitgeber und Arbeitnehmer - Soziale 
Marktwirtschaft ist. Die Soziale Marktwirtschaft ist keine kapita­
listische Wirtschaft. Das haben die Gegner erfunden, um sie zu 
denunzieren. Die Soziale Marktwirtschaft haben wir immer als den 
dritten Weg verstanden zwischen einem menschenverachtenden Kapita­
lismus und einem bürokratischen menschenverneinenden Sozialismus. 

Soziale Marktwirtschaft ist der dritte Weg zwischen diesen beiden 
Extremen,ist der Durchbruch nach vorne. Aber der soziale Frieden 
kann doch nur erhalten bleiben, wenn die Träger der Marktwirtschaft 
- \ind dazu gehören die Unternehmer: denn ohne Unternehmer gibt es 
genausowenig eine Soziale Marktwirtschaft, wie es sie ohne freie, 
Gewerkschaften gibt; auch die Unternehmer haben hier ihren Platz, 
und sie sind nicht die Prügelknaben und das Stiefkind der Nation, 
die immer als Sündenbock für die Fehler der Regierung und ihre 
Folgen herhalten müssen - kein Vertrauen in unser System haben. 
Wenn in unserer Unternehmerschaft, gerade bei den 10 000 kleinen 
und mittleren Unternehmern, nicht wieder das Vertrauen einkehrt, 
meine Damen und Herren, wird auch das Wetz der sozialen Sicher­
heit nicht dauerhaft aufrecht erhalten werden können. 

(Beifall) 

Dann kommt der Umschlag, den Biedenkopf wohl meinte, vom Quantita­
tiven ins Qualitative, der hier beabsichtigt ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir dann noch hören, 
daß mit Unruhen zu rechnen sei, habe ich trotz der parteipoliti­
schen Gegensätze, die zwischen den meisten Persönlichkeiten der 
Gewerkschaftsführung \md uns - und auch mir - bestehen, den fel­
senfesten Glauben, daß die Gewerkschaften wissen, was sie den 
Arbeitern schuldig sind. Das ist die positive und gute Zusammen­
arbeit mit jeder demokratisch gewählten Regierung. 

(Beifall) 

Gewerkschaften dirfen nicht Transmissionsriemen sozialiötiscker 
Parteipolitik oder sozialistischer Machtpolitik werden. Gewerk­
schaften müssen die Taten der Parteien und ihrer Führungen und 
der Staats- und der Mandatsträger nach den Ergebnissen messen 
und nicht nach der durch Parteisympathie erzeugten Verbundenheit 
falscher Art. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn es dann in diesem 
Dokument heißt, Krieg oder Frieden sei die Parole, dann beginnt 
damit nunmehr das letzte Kapitel dieser von mir vorher geschilder­
ten Angstkampagne und Psychose der Purchterzeugung. Hier soll den 
Wähler xinterschwellig vorgegaukelt werden, daß es im Falle einer 
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Ablösimg der heutigen Regierung durch eine Mehrheit für uns dann 
zu unruhigen Zeiten uni zu drohenden Spannungen gegenüber vmaeren 
östlichen Nachbarn käme. Meine Damen und Herren, wer sich dagegen 
rechtfertigt, klagt sich schon selber an. Wir haben uns nicht zu 
rechtfertigen, sonderr wir haben diejenigen anzuklagen, die mit 
diesen leichtfertig ausgehandelten Verträgen,die immer Quellen 
neuer Spannungen und Streitigkeiten schaffen, Erwartungen geweckt 
haben, die nicht erfüllt werden können, und diejenigen anzuklagen, 
die die Einheit Deutschlands - außer hohlen Lippenbekenntnissen -
nicht mehr zum realen Ziel ihrer Politik erhoben haben und sich 
nicht mehr dazu bekennen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen \ind Herren, parlamentarische Demokratie 
lebt u.a. von der Funktionsifähigkeit des Abslösungsmechanismus. 

Wenn eine Regierung auch durch den Willen der Bürger nicht mehr 
ablösbar wird, weil die Bürger in Angst und Schrecken versetzt 
werden,weil ihnen gesagt wird: auch wenn ihr uns nicht mehr wollt, 
behaltet lieber uns, damit euch soziale Unruhen erspart bleiben, 
damit drohende Spanniingszustände vermieden werden, dann ist das 
bereits ein autoritäres Denken, ein Schritt weg vom Boden parla­
mentarischer Demokratie. 

(Beifall) 

Wir sprechen, meine Damen und Herren, in unserem gemeinsamen 
WahlkampfProgramm von einem sozial gerechten Europa. Wir meinen 
es ernst, wir unterschreiben es \ind geben darauf unser ehrliches 
tmd ernst gemeintes Wort. Ich möchte aber zu diesem sozial gerech­
ten Europa und darüber hinaus noch auf etwas hinweisen, was im 
Zusammenhang mit Europa ernstgenommen werden muß, nämlich die ab­
solute Unerläßlichkeit der politischen Einigung Europas, wenn die 
friedenssichernde Rolle und die friedenserhaltende Fähigkeit Euro­
pas in Zukunft wirklich erhalten bleiben soll. 

Dieses Europa hat nicht nur die gesellschaftspolitische Aufgabe, 
eine moderne europäische Gesellschaft zu schaffen, ein Ziel, das 
weit in das nächste Jahrtausend hineinreichen wird. Nein, der 
Zusammenschluß der Europäer ist notwendig,damit der Friede in 
Europa erhalten bleibt. Meine Damen und Herren, die Zeiten, wo 
wir uns blind auf die amerikanische Garantie mit einem Minimum 
eigener Leistung verlassen konnten, gehören der Vergangenheit an. 
Die Europäer müssen für ihre'Sicherheit wieder eigene Verantwor­
tung übernehmen. Sie können sich nicht immer an die amerikanischen 
Rockschöße hängen und sagen, die Amerikaner werden schon für un­
sere Sicherheit sorgen. Dieses Kapitel können wir abschreiben, das 
ist vorbei. 

Ich bin ein leidenschaftlicher Anhänger der Fortsetzung der At­
lantischen Allianz, aber auf dem Fundament zweier starker Säulen: 
Einer amerikanischen Säule und einer europäischen Säule. 

(Beifall) 

Dieses aus der Sowjetunion kommende bestürzende Dokument ist doch 
im Hinblick auf den Zeitpunkt in dieser Formulierung bewußt nach 
der NATO-Konferenz, in der vor der machtpolitischen Expansion der 
Sowjetunion gewarnt wurde und rechtzeitig vor der Bundestagswahl 
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veröffentlicht worden. Es stimmt doch, was wir alle - ich darf an 
Kurt Georg Kiesinger erinnern - in vielen Reden gesagt hahen: daß 
sich hier zwei absolut gegensätzliche Vorstellungen der europäischen 
Architektur von morgen gegenüberstehen. Das eine ist ein auf Moskau 
hin brennpunktartig bezogenes Europa, dessen einzelne Glieder, mit 
Scheinsouveränität ausgerüstet, einem Zustand kontinentweiter -
ich bedauere, das Wort benutzen zu müssen; es gibt jedoch dafür 
kein anderes prägnantes Wort - Finnlandisierung verfallen sollen. 

Was schwebt denn dem Willy Brandt vor, wenn er sagt: keine einseitige 
Bindung an die Sowjetunion? Das ist ja schon ein ungeheures Wort, 
das er in dem Interview vor einigen Tagen benutzte. Ihm schwebt 
doch ein sozialistischer Staatenbund vor, der, militärisch nicht 
ausreichend verteidigungsfähig, außenpolitisch neutralisiert, zu 
den USA in derselben Distanz stehen soll wie - ich hoffe, er meint 
es so - zur Sowjetunion. Das ist das Ende der europäischen Freiheit. 

(Beifall) 

Was wir brauchen, meine Damen iind Herren, ist nicht ein neutrali­
siertes Europa in Gestalt eines sozialistischen Staatenbundes, 
wie sich das drei Patriarchen a la Palme, Brandt und Kreisky 
vorstellen, sondern was wir brauchen, ist ein lebendiges demokratisches 
Eioropa, das sich außen- und sicherheitspolitisch endlich zusammen­
findet, das lernt, sich über bürokratischem Kleinkram zu seiner 
großen geschichtlichen Lebensfragen durchzuringen und das wiederum 
den historischen Willen zeigt, die Probleme dieser Zeit zu lösen und 
die Herausforderungen zu bestehen, sowohl was die gesellschaftlichen 
als auch die weltweiten Herausforderungen angeht, wie wir sie heute 
sehen. 

Meine Damen und Herren, ich habe gegen Helmut Schmidt harte Worte 
in mehreren Bundestagsdebatten und in der Öffentlichkeit gesagt. 
Was ist das £ür eine Verkümmerxxng des historischen Denkens? Dieser 
Mann ist doch ni'cht fähig, in globalen Zusammenhängen zu denken. 
Er schreibt Bücher über Strategie, hat jedoch keine Ahnung von 
den Zusammenhängen der Strategie. Wie kann einer sagen: Die Jî t-
spannung fimktioniert; was in Afrika, im MitteImeerraiun, in ̂ atein-
amerika und Südostasien geschieht, geht uns nichts an? Meine Damen 
und Herren, in einer Zeit, wo es für Verkehrstechnik, Nachrichten­
technik und Zerstörungstechnik keine Grenze mehr gibt, wo jeder 
Mensch überall auf der Erde zu jedem Zeitpiinkt ermittelt, aber 
leider auch getötet werden kann - und zwar wieder von jedem Punkt 
der Erde aus - , gibt es doch heute keine teilbare Entspannung 
mehr. 

Was in Afrika, im Mittelmeerraum geschieht, die Kriege, die ent­
standen sind, die Kriege, die sich dort von neuem aufbauen, 
berühren unsere Sicherheit, vielleicht mehr als die Vorgänge heute 
an der inneren Grenze in Deutschland. Von daher kommt keine Gefahr. 
Da geschieht nur Unrecht. Da geschieht täglich oder wöchentlich 
Mord. Aber die großen internationalen Spannungen und Konfliktherde 
werden außerhalb Europas aufgebaut. Wenn wir da ausmanövxiert und 
ausflaunkiert sind, kommt für uns alle in Europa die Schlußrechnung. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht zuviel sagen, den Mund 
nicht zu voll nehmen. Aber ein Wahlsieg der CDU/CSU am 3.Oktober 
wäre die erste sichtbare Wende auf diesem bisherigen unaufhaltsamei 
Abstiegsweg. 

(Bravo-Rufe und Beifall) 
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Das wäre die Rückkehr zu einer an den abendländischen Worten 
orientierten Schul- und Bildungspolitik, gegen Indoktrination 
und Klassenkampfverseuchung. Das wäre die Rückkehr zu einer 
Vernunft orientierten und an der Wirklichkeit erhärteten Wirtschafts­
und Finanzpolitik, die das Mögliche vom Unmöglichen zu trennen 
weiß, die Sachplanung und Finanzplanung wieder deckungsgleich 
macht. Das wäre die Rückkehr zu einer von den Lehren der geschicht­
lichen Gegebenheiten, der Geographie bestimmten Außenpolitik, die 
wir gemeinsam mit unseren europäischen Nachbarn und Schulter an 
Schulter, mit den amerikanischen Verbündeten, zu betreiben haben, 
mit dem Willen zur friedlichen Zusammenarbeit, auch zum wirt­
schaftlichen Verkehr mit unseren östlichen Nachbarn, aber nicht 
auf dem Hintergrund fataler Entspannungseuphorien, die eines 
Tages platzen werden, die schmelzen werden wie Schnee an der 
Sonne. 

Für die Europäer kommt die Stunde der geschichtlichen Wahrheit. 
Auf sie müssen wir gerüstet sein. Und ein Datum auf diesem Wege 
ist der J. Oktober. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Franz Josef Strauß, der 
Beifall hat Ihnen gezeigt, daß Sie dem Parteitag aus dem Herzen 
gesprochen haben. Wir danken Ihnen für Ihr klares, offenes und 
engagiertes Wort. Es war ein Beitrag zur Zielsetzung und Program­
matik, wie nur Sie ihn formulieren konnten. _ 

(Beifall) 

Unsere Gegner möchten uns immer auseinanderdividieren. Deshalb 
sagen wir: Sie sind hier nicht nur unser Gast, Sie sind unser 
Fr.eund und unser Mitstreiter. Wir gehören zusammen, und wir 
werden gemeinsam den Kampf um den Sieg am 3- Oktober 1976 für 
unsere Sache führen. 

(Beifall) 

Unser Ziel ist, diesen Sieg zu erreichen. Und gestatten Sie mir, 
hinzuzufügen, daß wir auch den Wunscb. haben,daß dann die bayeri­
schen 62 % auch für einen bundesweiten Erfolg der CDU und CSU 
''gelten sollen. Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Hermann Josef Russe, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten 
Damen, meine Herren! Liebe Parteifreunde! Wir treten jetzt in 
die Aussprache ein. 

Darf ich Sie vorweg sehr herzlich bitten, wenn Sie das Wort neh­
men möchten, Ihre Wortmeldung hierauf zum Präsidium zu geben. 

Als erster hat sich gemeldet der Präsident des Abgeordnetenhau­
ses von Berlin, unser Freund Peter Lorenz. Peter Lorenz, Sie ha­
ben das Wort. 

Peter Lorenz (mit Beifall begrüßt): Liebe Freunde! Helmut Kohl 
und Karl Carstens haben zum Ausdruck gebracht, welche Forde­
rungen die deutsche Politik nach \mserer Auffassung für die 
Rechte und die Lebensfähigkeit des freien Berlin zu stellen 
hat. Ich möchte dem einiges hinzufügen dürfen. 
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Zunächst mochte ich Ihnen und der CDU/CSU den herzlichen Dank 
der Berliner für die jahreleuige Treue, Freundschaft und Unter­
stützung imserer Sache und unserer Stadt und unserer Freiheit aus­
sprechen, liebe Freunde. 

(Beifall) 

Nun wäre es uns Berlinern natürlich lieber, wir brauchten nicht 
immer wieder von der Situation und den Problemen in unserer Stadt 
zu reden. Wir würden gern in normaleren politischen Verhältnis­
sen leben und unserer Arbeit nachgehen. Wir sind keineswegs darauf 
aus, unsere Landsleute immer mit unseren Angelegenheiten zu be­
helligen. 

Aber, liebe Freunde, Berlin ist iimner noch eine geteilte Stadt. 
Durch diese Stadt gehen Mauer und Stacheldraht, geht eine unna­
türliche Grenze, die unser deutsches Volk in zwei Teile trennt. 
West-Berlin wird auch weiterhin durch die Politik der Sowjet­
union, der DDE und der anderen Ostblockstaaten diskriminiert, 
behindert und boykottiert. 

Deshalb bitten wir um Ihre Zustimmung zu einer Berlin-Resolu­
tion, die der Landesverband Berlin eingebracht hat, die nachher 
verteilt wird und über die nachher abgestimmt werden wird. 

Die Regierung der sogenannten sozialliberalen Koalition, vor 
allem die Herren Brandt und Bahr, aber auch der jetzt noch 
Regierende Bürgermeister von Berlin Klaus Schütz, haben nach dem 
Abschluß des Viermächteabkommens in Aussicht gestellt, daß das 
Ergebnis ihrer Ostpolitik West-Berlin eine gesicherte und stör­
freie Existenz garantiere. Die Bindung Berlins an den Bund sei 
nunmehr unbestritten und werde weiterentwickelt. Die Zugehörig­
keit West-Berlins zuijWirtschafts- und Finanzordnung der Bundes­
republik sei nicht mehr im Streit. Die Drohungen vergangener 
Jahre seien vom Tisch. - Das alles haben sie behauptet, und 
nichts davon, liebe Freunde, ist eingetroffen. 

Wir verkennen nicht die Verbesserungen auf den Zufahrtswegen 
\ind im Besucher- \ind Telefonverkehr. Aber die entscheidenden 
Lebensgrundlagen des Freien Berlin werden von der anderen Seite 
nach wie vor bestritten und bekämpft. Das ist so, liebe Freunde, 
weil die Sozialdemokraten ihre Politik auf einer Illusion be­
gründet haben, nämlich auf der Illusion, die Kommunisten würden 
sich schon wandeln, wenn wir iins nur annähern. Heute haben wir 
alle, liebe Freunde, die Folgen zu tragen. 

(Beifall) 

Der Ostblock verleugnet Berlins vertraglich zugesicherte Bin­
dungen an den Bxind und verweigert die Einbeziehung West-Berlins 
in Verträge, die die Bundesrepublik mit der Sowjetunion abschlies-
sen will. Der Osten will nicht den Anschluß des Freien Berlin an 
einen Energieverbünd zulassen, der seine wirtschaftliche Ent­
wicklung frei von politischem Druck fördern würde. Nach dem Wil­
len des Ostens soll das Freie Berlin ein Sackbahnhof auch im 
Luftverkehr bleiben. Der Osten will Berlins Rundfunksender iso­
lieren. Er will West-Berlin als Austragungsort internationaler 
Sportwettkämpfe und als Veranstaltungsort internationaler Kon­
gresse und Messen ausschalten. Er will unterhalb der staatlichen 
Ebene die Stadt auf allen Gebieten vom Bund trennen. 
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Liebe Freiinde, durch die Summe dieser Maßnahmen soll die Be­
völkerung West-Berlins verunsichert werden. Es soll eines Ta­
ges erreicht werden, daß das Freie Berlin reif ist für seine 
Einbeziehung in den kommunistischen Nachtbereich. 

Liebe Freunde,lassen Sie mich sagen: wir Berliner sind ja nicht 
ängstlich und nicht besondres pessimistisch, und wir denken gar 
nicht daran, uns 30 Jahre lang den schwierigsten Prüfungen wider­
setzt zu haben, damit uns Jetzt unter dem Vorzeichen friedlicher 
Koexistenz und angeblicher Entspannung von der Sowjetunion alles 
zugefügt werden kann, um uns fertigzumachen. Dazu brauchen wir 
aber weiterhin die Solidarität unserer westdeutschen Landsleute, 
die Hilfe der Biindesrepublik Deutschland und die Sicherheitsga­
rantien der Westmächte. 

(Beifall) 

Mit der Auslegung - Franz Josef Strauß sprach hier von Ausle­
gung abgeschlossener Verträge - des Viermächteabkommens, wie sie 
die Sowjetunion vornimmt, ist unsere Lebensfähigkeit und unsere 
Zukunft nicht gesichert; das möchte ich hier in aller Deutlich­
keit sagen. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß für die Christlich Demokratische Union Deutsch­
lands diese Solidarität selbstverständlich ist. Ich bin über­
zeugt: Die Union wird jetzt erst recht den Kampf für die Selbst­
bestimmung, die Freiheit und die Einheit nicht nur der Berliner, 
sondern unseres ganzen Volkes niemals aufgeben. Berlin hat eine 
nationale Aufgabe. Allein diirch seine Existenz in der Spaltung 
und inmitten des kommunistischen Machtbereiches zeigt es die 
ungelöste deutsche Frage und repräsentiert es den Anspruch des 
deutschen Volkes auf Einheit und Freiheit. 

Berlin fühlt die Verpflichtung, die Menschen in beiden Teilen 
unseres Landes durch persönliche Begegnungen, aber auch durch 
Vermittlung von Informationen zusammenzuhalten. Das Freie Berlin 
will den Menschen drüben eine Hoffnung geben, denen, denen jetzt 
schon wieder von der SED auf dem Parteitag dieser Einheitspartei 
im Osten gesagt worden ist, daß sie in Zxikunft wieder weniger 
Freiheit, wieder schiachtere soziale Verhältnisse und Bedingungen 
lind einen Rückgang der Möglichkeiten des Konsums haben werden. 
Deshalb ist Berlin der Ort, an dem alles gefördert werden muß, 
was der Wahriong der Tradition und der Geschichte und was der 
Förderung der zukünftigen Entwicklung des deutschen Volkes und 
der deutschen Nation dient. 

Liebe Freunde, der Osten möchte die eine deutsche Nation zer­
stören. Er möchte, daß sich aus den zwei deutschen Staaten auch 
zwei deutsche Nationen entwickeln. Wir, die Union, wollen das mit 
aller Kraft verhindern. 

(Beifall) 

Infolgedessen kann es doch niemals Ziel einer von uns geführten ' 
Politik sein, Entspannung und friedliches Nebeneinander auf Ko­
sten der Selbstbestimmung und auf Kosten der Einheit und der Frei­
heit unseres Volkes zu erreichen. 

Franz Josef Strauß hat hier schon die Note der Sowjetunion ange­
sprochen. Sie hat in den letzten Tagen erneut ihren Willen zu ei-

92 



nem guten Verhältnis ziiv Bundesrepublik Deutschland bekräftigt. 
Wir würden es begrüßen, wenn dieser Wille ehrlich ist. Aber wir 
sagen auch ganz deutlich: Es gibt keine guten Beziehungen zwischen 
der Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland gegen die Inte­
ressen Berlins und gegen die Lebensrechte der Berliner. 

( Beifall ) 

Lassen Sie mich hier hinzufügen: Die CDU in Berlin wird alles 
tun, damit auch in Berlin der schwache Senat der SPD und FDP 
abgelöst wird durch eine Regierung unter Führung der CDU. 

( Beifall ) 

Eine solche Regierung wird mit Tatkraft und Phantasie die Proble­
me Berlins anpacken und wegführen von Schwäche, von Vetternwirt­
schaft und von kommunistischer Unterwanderung hin zur Sicherung 
der Zukunft unserer Stadt. 

( Beifall ) 

Wir werden bei unserer Politik immer auch an unsere Landsleute 
in der heutigen DDR denken, an die, die hier bei uns durch unsere 
Freunde von der Exil-CDU repräsentiert werden. Wir wissen, daß 
das Ziel der Selbstbestimmung für unser ganzes Volk nur auf einem 
langen Weg zu erreichen sein wird. Weder auf unserer,noch auf der 
anderen Seite der blutigen Mauer und der Grenze aus Minenstreifen 
und Schußautomaten geben sich die Menschen Illusionen hin. Aber 
unsere Landsleute drüben sehen auf uns. 

So ist die gesicherte Existenz des freien Berlin, aber auch die 
entschlossene nationale Politik einer von CDU und CSU geführten 
Bundesregierung ein Beweis dafür, daß die Spaltung nicht endgül­
tig ist und daß ihre Freiheit und ihr Recht von uns nicht fallen­
gelassen und daß sie von uns nicht aufgegeben werden. 

( Beifall ) 

Hermann-Josef Russe, Tagungspräsidium: Lieber Peter Lorenz, wir 
danken ihnen sehr herzlich für Ihr Bekenntnis zu Berlin, aber 
auch für den Appell, den Sie an uns gerichtet haben, weiterhin in 
Solidsirität aller westdeutschen Landsleute zu Berlin und zu den 
Brüdern und Schwestern in der Zone zu stehen. Meine Damen und 
Herren, wir sollten die Gelegenheit nutzen, diesen Appell und 
dieses Bekenntnis zur Solidarität durch kräftigen Beifall zu un-
terstützen. 

( Beifall ) 

Ich danke Ihnen. 

Lassen Sie mich, bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, 
sehr herzlich darum bitten, daß diejenigen im Saale, die Gespräche 
führen, freundlicherweise entweder damit aufhören oder den Saal 
verlassen. Es stört in der Tat den Redner und ist kein Zeichen ei­
nes guten mitmenschlichen und demokratischen Verständnisses. 

Als nächster hat das Wort der eindrucksvolle Gewinner der letzten 
Landtagswahl im Bundesland Baden-Württemberg, iinser Freund Dr. Hans 
Filbinger. 
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Ministerpräsident Dr. Hans Filbinger (mit Beifall begrüßt): 
Herr Vorsitzender! Meine lieben Parteifreunde! Die SPD hat gerau­
me Zeit, über eine Reibe von Jahren hin, einen Teil unserer Bür­
ger damit beeindruckt, daJ3 sie zwei Vorstellungen zu erwecken ver­
standen hat. Vorstelllangen, die auch bei den Bundestagswahlen der 
Jahre 1969 und 1972 mindestens unterschwellig eine Rolle gespielt 
haben. Das erste war der Mythos von der angeblichen Zwangsläufig­
keit, mit der sich freiheitlich-demokratische Ordnung in demokra­
tisierte Spielformen des Sozialismus verwandelten. Das zweite war 
der Ifythos, nach dem Arbeiter und aufstiegswillige Gruppen nur die 
Parteien der Bonner Linkskoalition wählen können. Diese Mythen ei­
nes Zeitgeistes sind spätestens durch die Wahlen in Baden-Württem­
berg entzaubert worden. 

(Beifall) 

Die Arbeiter sind scharenweise der SPD davongelaufen. Die soge­
nannten Aufsteiger haben erdrutschäh.nliche Verluste bei den Koa­
litionsparteien verursacht. Das sind Vorgänge, die für die Bun­
destagswahlen von Bedeutung sind, und deshalb komme ich darauf zu­
rück, nicht in Überschätzung eigener Wahlen, sondern weil wir aus 
Erkenntnissen die in Baden-Württemberg gewonnen wurden, Nutzen 
für die Bundestagswahl ziehen können. 

Natürlich hat bei einem solchen Wahlereignis die Landespolitik 
ihren gemessenen Anteil. Aber daneben ist der Wahlsieg in Baden-
Württemberg deshalb erriingen worden, weil wir einen kompromißlo­
sen Kampf gegen die langfristige Strategie einer Veränderung un­
seres freiheitlichen Systems in eine sozialistische Richtung ge­
führt haben. Wir haben weder dem sogenannten Zeitgeit noch dem 
demokratischen Sozialismus das geringste Zugeständnis gemacht. 

(Beifall) 

Die Arbeiter haben uns das gedankt. 57 % der Arbeiter haben in 
Baden-Württemberg CDU gewählt. 

(Beifall) 

Die SPD Hochburgen in den Industriestädten wurden samt und son­
ders geschleift. Die SPD verlor mit Ausnahme eines einzigen Wahl­
kreises alle ihre Direktmandate. In Stuttgart z.B. gingen alle 
vier Mandate direkt zur CDU, während sie bei der letzten Wahl 
noch alle von der SPD errungen worden wären. In Mannheim betrug 
der Zuwachs der CDU bis zu 7 %• Nicht viel anders waj es in Karls­
ruhe, Freiburg, Heilbronn und an anderen Orten. 

Und noch eines ist bemerkenswert: In den vier Landtagswahlen, die 
der baden-württembergischen Wahl vorangegangen sind, hatte sich 
die Regierungskoalition stabilisiert, weil die Verluste der SPD 
von der PDP mindestens teilweise aufgefangen worden waren. Das 
hat in Baden-Württemberg aufgehört. 

'(Beifall) 

Die FDP hat schwerste Verluste erlitten. Der Stabilisierungstrend 
der Koalition ist gebrochen. Der Helmut-Schmidt-Bremseffekt hat 
in Baden-Württemberg nicht mehr gewirkt. 

(Beifall) 
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Das darLken wir natürlich den Wählern. Aber ich möchte an dieser 
Stelle auch einmal allen Pre\inden aus dem Bundestag und aus den 
Ländern Dank sagen, die in engagierter Form - an der Spitze 
Helmut Kohl - eingestiegen sind. 

(Beifall) 

Die Aufgabe, die nun vor uns steht, scheint mir im Prinzip die 
gleiche zu sein: 

Wir müssen dem Bürger deutlich machen, daß es bei dieser Wahlent­
scheidung um eine grundsätzliche Weichenstellung geht, daß der 
Bürger aufgerufen ist, mit seiner Wahlentscheidung in einen hi­
storischen Prozeß einzugreifen, von dessen Ausgang das Schick­
sal seiner Freiheit abhängig ist. Bei allen großen politischen 
Fragen geht es ja immer auch um eine geistige Entscheidiing von 
grundlegender Bedeutung. Die CDU muß ihren Willen zum Ausdruck 
bringen, daß sie Politik auf der Grundlage einer geistig und 
theoretisch durchdachten Konzeption machen will, daß sie - im Hin­
blick auf die Herausforderungen in unserem Laoide \ind in der Welt 
- sich in einer prinzipielleren Weise als bisher als eine Par­
tei der Freiheit versteht. 

(Beifall) 

Daß wir deswegen wütende Angriffe unserer politischen Gegner hin­
zunehmen haben, daß man uns dahin mißdeutet, als wollten wir ei­
nen Alleinvertretungsanspruch auf die Freiheit erheben, braucht 
uns nicht zu beirren. Diese Reaktion zeigt doch nur, daß wir 
einen Nerv des politischen Gegners getroffen haben und daß es 
nichts A\ifregenderes gibt, als die Wahrheit festzustellen.. 

> (Beifall) 

SPD und FDP befinden sich im Blick auf diese Alternative in der 
Defensive, wie auch die Bundestagsdebatte in der vergangenen 
Woche ganz deutlich gezeigt hat. 

Besonders bemerkenswert war die Reaktion des Bundeskanzlers, der 
den Versuch unternimmt, unseren Aufruf zur geistigen Klarheit und 
Entschiedenheit in der Sache der Freiheit in eine billige wahl­
taktische Polemik zu verfälschen und zur Denunziation der CDU zu 
mißbrauchen. Erst erklärte er auf dem ihm eigenen Niveau, die 
Alternative Freiheit oder Sozialismus sei Quatsch, denn alle 
wollten die Freiheit. Dann bezichtigte er die CDU im Bundestag, 
sie zerstöre mit ihrer Alternative die Gemeinsamkeit aller Demo­
kraten. Das klingt doch merkwürdig aus dem Munde des stellver­
tretenden Vorsitzenden einer Partei, die auf ihrem Mannheimer Par­
teitag erklärte, die Opposition sei nicht regierimgsfähig, sie 
stelle ein Sicherheitsrisiko dar, sie habe den Grundpakt aller 
Demokraten verlassen, und sie bilde die Volksfront von rechts. 

Meine Freunde, im Orientierungsrahmen '85 der SPD wird als das 
Grundproblem des Menschen in unserer Gesellschaft seine Selbst­
entfremdung bezeichnet. Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
sei der Mensch seinem Wesen entfremdet. Zur Aufhebung dieser 
Selbstentfremdung sagt dann der Orientierungsrahmen: Sie sei in 
einer zu etablierenden gesellschaftlichen Kontrolle der Produk­
tionsmittel zu finden. Hier stelle ich die Frage: Was ist denn 
das anderes als die Essenz der von Karl Marx gegen den Kapitalis-
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